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Das Ende von Opel Bochum 

Interview mit Günter Gleising über Abwick¬ 
lung und Perspektiven für Beschäftigte 
und Region. 
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Umwälzschutz 

4 000 „Fußballfans“ zogen unter Nazi- 
Regie randalierend durch Köln. Man ließ 
sie weitgehend gewähren. 
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Thema der Woche 


DDR, November 1989 

Noch gingen am 4. November in Berlin nicht 
wenige für die DDR und den Sozialismus auf 
die Straße. Man sah viele Transparente mit 
sehr kritischen oder böse-ironischen Losun¬ 
gen. Aber auf keinem Transparent stand „Wir 
sind ein Volk“. Nur fünf Tage später wurde 
die Grenze geöffnet. 

Die Weichen waren Anfang November längst 
gestellt. Auf das Ende der DDR hin wirkte 
man auch in Washington und Bonn ... 


31. Oktober 2014 • Nr. 44 • 46. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Seite 9 


Ramelow mit „roter Null" 

Die Thüringer Linkspartei will einen stabilen Haushalt - lässt sich damit linke Politik machen? 



„Es ist egal, ob die Katze schwarz oder 
weiß ist - Hauptsache, sie fängt Mäu¬ 
se.“ Mit diesem Spruch beschrieb einst 
Deng Xiaoping die Ausrichtung sei¬ 
ner Reformpolitik in China - ob Plan¬ 
oder Marktwirtschaft, gesellschaftli¬ 
ches oder Privateigentum, Hauptsa¬ 
che, die Wirtschaft läuft. Den gleichen 
Spruch bemühte nun gegenüber der 
FAZ Michael Militzer - Vorstands¬ 
vorsitzender des Automobilzulieferers 
Mitec AG -, aber in Bezug auf eine 
mögliche rot-rot-grüne Landesregie¬ 
rung unter einem Ministerpräsidenten 
Bodo Ramelow („Die Linke“). Milit¬ 
zer rechnet damit, dass eine solche Re¬ 
gierung keine Politik gegen die Unter¬ 
nehmer machen könne, sonst wäre sie 
schnell wieder weg. 

★ 

„Millionärssteuer als Schuldenbrem¬ 
se!“ Noch 2012 hatte die Thüringer 
„Linke“ unter diesem Slogan eine 
Kampagne für eine bessere finan¬ 
zielle Ausstattung der Kommunen 
initiiert. In den Sondierungsgesprä¬ 
chen für eine Koalition mit SPD und 
Grünen hat sie sich nun darauf fest¬ 
gelegt, die Schuldenbremse einzuhal¬ 
ten: „nachhaltige Haushaltspolitik“, 
keine neuen Kredite, Schuldentil¬ 
gung. Nachdem Wolfgang Schäub¬ 
le das Ergebnis seiner Sparpolitik als 
„schwarze Null“ gefeiert hat, will die 
Linkspartei nun einen stabilen Haus¬ 
halt mit sozialer Gerechtigkeit - eine 
rote Null. 

Bei der Sondierung vereinbarten 
„r2g“ (zweimal Rot und Grün) eine 
Reihe von richtigen Maßnahmen: 
„gute Löhne“ im öffentlichen Dienst, 
Rekommunalisierung wo möglich, 
500 neu eingestellte Lehrer pro Jahr. 
Einige Vereinbarungen sind (noch?) 
schwammig, andere bescheiden. Selbst 
bei den jetzt vereinbarten Punkten 
weiß niemand, ob sie verwirklicht wer¬ 
den können. Die Mehrheit von einer 
Stimme im Landtag ist so klein, dass 
einzelne unzufriedene Abgeordnete 
Beschlüsse verhindern könnten. Und 
der mögliche neue Ministerpräsident 
Ramelow besteht auf der roten Null: 
„Alle Festlegungen einer zukünftigen 


Landesregierung stehen unter Finanz¬ 
vorbehalt.“ 

★ 

Ob in Thüringen nun der erste Minis¬ 
terpräsident der Partei „Die Linke“ 
gewählt wird oder ob Ramelow (ähn¬ 
lich wie Andrea Ypsilanti in Hessen) 
an Abweichlern aus den Reihen der 
Koalitionspartner scheitern wird, 
ist unklar. Für die Linkspartei steht 
damit viel auf dem Spiel. Ramelow 
hatte schon 2009 versucht, Minis¬ 
terpräsident einer „r2g“-Koalition 
zu werden, inzwischen diskutieren 
auch Politiker aus SPD und Grünen 
dieses Bündnis als wichtigste strate¬ 
gische Option - auch mit Blick auf 
die Bundestagswahl 2017. Seit Jahren 
versuchen die Linken in der Links¬ 
partei, „Haltelinien“ für Regierungs¬ 
beteiligungen festzulegen, um sich 
nicht zum Komplizen einer system¬ 
stabilisierenden Politik zu machen. 
Nach jedem Parteitag können sie als 
Erfolg melden, dass sie sich damit 


immer noch zum Teil gegen rechtere 
Parteifreunde durchsetzen konnten. 
Auf diesem Weg verschwimmen die 
Haltelinien immer weiter, manch¬ 
mal bis zur Bedeutungslosigkeit. Als 
Klaus Wowereit 2001 verkündete, 
man müsse sparen bis es quietscht, 
tolerierte und beteiligte sich die 
Berliner Partei „Die Linke“ und ihre 
Vorgängerin PDS, bis es quietschte. 
Bis 2011 halbierten sich ihre Wähler¬ 
stimmen. 

★ 

Ändern die Regierungsbeteiligungen 
der „Linken“ die Kräfteverhältnisse 
in unserem Land oder ändern die 
Kräfteverhältnisse die regierenden 
Linken? Bewegen sie das Land nach 
links oder die Linke nach rechts? Wir 
brauchen die Linkspartei als Bünd¬ 
nispartner auf der Straße, nicht in 
Regierungen, in denen sie die Politik 
der Herrschenden mitgestaltet und 
eine schwarze Null rot einfärbt. Mit 
der Erklärung über den „Unrechts¬ 


staat DDR“ hat Ramelow gezeigt, 
dass er auch Widerstand aus der ei¬ 
genen Partei in Kauf nimmt, um sich 
bei den ersehnten Koalitionspart¬ 
nern anzubiedern. Die Anti-DDR- 
Propaganda der bürgerlichen Politi¬ 
ker und Medien verfolgt klare Zwe¬ 
cke: Sie soll uns glauben lassen, dass 
es keine Alternativen zu angeblich 
sozialer Marktwirtschaft und parla¬ 
mentarischer Scheindemokratie ge¬ 
ben kann. Damit diktieren die Mäch¬ 
tigen den Rahmen, in dem vielleicht 
kleine soziale Korrekturen erlaubt 
sind. Eine Reihe von Politikerinnen 
der „Linken“ akzeptiert diesen Rah¬ 
men offenbar im Tausch für Regie¬ 
rungsämter. 

Deshalb ist es egal, ob die Null 
„schwarz“ oder „rot“ ist. Entschei¬ 
dend ist, die Sparpolitik der Herr¬ 
schenden auf der Straße wie in den 
Parlamenten zu bekämpfen und zu 
zeigen, dass linke Politik sich nicht 
an die Vorgaben der Herrschenden 
halten muss. Olaf Peters 
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Die DKP Reinheim hat ein altes Plakat 
der DKP wiederentdeckt. In kleineren 
Auflagen können Plakate (im Format 
DIN-A 2 ) und Aufkleber (im Format 
DIN-A 6) bestellt werden bei arno. 
grieger@dkp.reinheim.de. 


Brasilien wird schwerer zu regieren sein 

Dilma Rousseff erringt knappen Sieg 


Es kann weitergehen mit dem Kampf 
gegen Hunger, Armut und Arbeits¬ 
losigkeit: Dilma Rousseff hat erwar¬ 
tet knapp die Stichwahl um die Prä¬ 
sidentschaft im größten und politisch 
bedeutendsten Staat Lateinamerikas 
gewonnen. Mit seinen 48,4 Prozent 
brachte sie der konservative Gegner 
Aecio Neves (Sozialdemokratische 
Partei Brasiliens, im Bündnis mit den 
rechten „Demokraten“) an den Rand 
der Niederlage. 

Damit bestätigte sich die Einschät¬ 
zung, dass es der Präsidentin im Kampf 
um ihre Wiederwahl zugute kam, dass 
sie in der Stichwahl nicht der gemä¬ 
ßigt-rechten Kandidatin der Sozialisti¬ 
schen Partei, Marina Silva, gegenüber¬ 
stand. Denn Silvas Aufruf nach ihrer 
Niederlage in der ersten Runde, dass 
ihre Wählerschaft sich für Neves ent¬ 
scheiden sollte, konnte nicht so fruch¬ 
ten wie es umgekehrt bei einem Auf¬ 


ruf von Neves für sie gewesen wäre. 
Also ließen sich eins und eins nicht 
so einfach zusammenzählen - vor 
drei Wochen hatten die beiden He¬ 
rausforderer zusammen fast 55 Pro¬ 
zent erhalten, während auf Rousseff 
41,5 Prozent entfallen waren. Wenn 
man davon ausgeht, dass die konser¬ 
vativ-rechte Wählerschaft von Neves 
stabil geblieben sein dürfte, ist mehr 
als ein Drittel von Silvas Wähler/inne/n 
nicht konform mit den Vorstellungen 
ihrer Kandidatin gegangen und hat 
sich am Ende für Rousseff entschie¬ 
den. Die anderen Stimmen für die als 
eher pragmatisch geltende ehemalige 
Widerstandskämpferin gegen die Dik¬ 
tatur kamen aus dem Lager der übri¬ 
gen Linken, die in diversen Kandida¬ 
turen in der ersten Runde zusammen 
etwa 3 Prozent erhalten hatten. Auf 
den Kandidaten der Brasilianischen 
KP waren 0,1 Prozent entfallen. 


Es ist davon auszugehen, dass die 
Arbeiterpartei (PT) die Botschaft 
verstanden hat, wenn sie sich auch 
noch einmal dank der Polarisierung 
„Kandidatin der Armen gegen Kan¬ 
didat der Reichen“ an der Regierung 
halten konnte. Nach den klaren Sie¬ 
gen von Lula da Silva 2002 und 2006 
sowie 56,1 Prozent für Dilma Rousseff 
in der Stichwahl 2010 (46,9 % in der 
ersten Runde) war dieses Mal gar 
nicht klar, wie es ausgehen würde. Die 
rechte PSDB und die PT sind die Pro¬ 
tagonisten der letzten zwanzig Wahl¬ 
jahre in Brasilien: 1994 und 1998 ge¬ 
wann Fernando Henrique Cardoso 
für die PSDB, dann kam Lula da Sil¬ 
va. Erst in den letzten Tagen überflü¬ 
gelte die Präsidentin den konservati¬ 
ven Herausforderer in den Umfragen. 
Nun will sie „eine bessere Präsidentin 
als zuvor“ sein. Der Kampf gegen die 
Korruption stehe obenan. Zuletzt hat¬ 


te es diesbezügliche Vorwürfe gegen 
den staatlichen Ölgiganten PetroBras 
gegeben. 

Der PT sind die monatelangen Pro¬ 
teste rund um die Fußball-Weltmeis¬ 
terschaft nicht gut bekommen. Die so¬ 
zialen Fragen, die sich darin seit dem 
vergangenen Jahr spiegelten, versuch¬ 
te die Regierung zunächst herunter¬ 
zuspielen und als sich die Rechte auf 
das Pferd setzte, sie als von daher 
gesteuert zu bezeichnen. Nennens¬ 
werte Verluste für die linken Partei¬ 
en bei den Parlamentswahlen, die 
parallel zur ersten Runde der Präsi¬ 
dentschaftswahl stattfanden, werden 
die nächsten Jahre für Rousseff nicht 
gerade einfacher machen, wenn es 
darum geht, parlamentarische Mehr¬ 
heiten für die Sozialpolitik zu bekom¬ 
men. Die PT stellt nur noch 70 (88) 
Abgeordnete, bleibt aber die stärkste 
unter den nunmehr 28 im Parlament 


vertretenen Parteien. Auch die KP 
Brasiliens (PCdoB) verlor und stellt 
nur noch zehn statt fünfzehn Abge¬ 
ordnete. Dagegen verbesserte sich 
die PCdoB in den 27 Bundesstaaten¬ 
wahlen insgesamt von 18 auf 25 Sitze. 
Hervorzuheben ist jedoch der Sieg 
des PCdoB-Mitglieds Flävio Dino im 
Bundessaat Maranhäo. In einer Koa¬ 
lition, die bis zum neoliberalen Aecio 
Neves reichte (gegen den als brasilia¬ 
nischer Präsident die PCdoB für Dil¬ 
ma Rousseff Front machte), konn¬ 
te ein „seit Jahrzehnten regierender 
Oligarchenkreis“, so die PCdoB in ei¬ 
nem Kommunique, besiegt werden. 
Es gehört zu den typischen Erschei¬ 
nungen im brasilianischen Politikge¬ 
schäft, dass Ideologien oft hinter Kal¬ 
kül zurückstehen: Vizeregierungschef 
in Maranhäo ist ein Parteikollege von 
Aecio Neves. 

Günter Pohl 









































Freitag, 31. Oktober 2014 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


„Kampf der Bochumer blieb isoliert“ 

Interview mit Günter Gleising (DKP), Ratsmitglied der Sozialen Liste Bochum, 

zum Ende von Opel Bochum 


„TTIP - das ist der Angriff 
der Großkonzerne“ 

Dokumentiert: Rede von Cuno Hagele, 
Geschäftsführer ver.di-Bezirk Stuttgart, 
am europaweiten Aktionstag gegen TTIP 


Der Energiekonzern Veolia verklagt 
Ägypten auf Schadensersatz. Der 
Konzern betreibt in Alexandria die 
kommunale Müllentsorgung. Nun 
wurde der gesetzliche Mindestlohn 
auf 72 Euro im Monat erhöht. 

Dies ist der Hintergrund für die vor 
einem privaten Schiedsgericht bei der 
Weltbank in Washington geführte Kla¬ 
ge von Veolia. Begründung: Benach¬ 
teiligung bei der Gewinnerwartung. 

Was hat das mit dem umfassenden 
Vertrag überWirtschaft und Handel - 
auch CETA genannt - zwischen der 
EU und Kanada, mit der „transatlan¬ 
tischen Handels- und Investitionspart¬ 
nerschaft“ - also TTIP - zwischen EU 
und den USA, und dem „Abkommen 
über den Handel mit Dienstleistun¬ 
gen“ - sprich TISA - zwischen den 
USA, EU und weiteren 22 westlichen 
Staaten zu tun? 

Eine ganze Menge - denn Ägypten 
hat ein Freihandelsabkommen unter¬ 
zeichnet. Die Müllentsorgung ist da¬ 
nach eine Dienstleistung, zu der aus¬ 
ländische Investoren Zugang haben 
müssen. Zu dieser Freiheit gehört das 
Klagerecht für Investoren vor priva¬ 
ten Schiedsgerichten. (...) 

Das sogenannte Freihandelsab¬ 
kommen TTIP (Abkommen zur Han¬ 
dels- und Investitionspartnerschaft), 
soll alle „nicht-tarifären Handelsbar¬ 
rieren“ zwischen EU und den USA 
wegverhandeln. Dies wird katastro¬ 
phale Folgen für soziale Errungen¬ 
schaften, Umwelt, Kultur, Verbrau¬ 
cherschutz, Arbeitnehmerrechte und 
Demokratie haben. 

Die Dienstleistungssektoren sollen 
möglichst weit geöffnet werden. 

Für Investitionen soll „das höchs¬ 


te Liberalisierungs- und Investitions¬ 
schutzniveau“ erreicht werden, Kon¬ 
zerne sollen gegen Staaten vor so 
genannten nicht-staatlichen Inves- 
tor-Staat-Schiedsgerichten vorgehen 
können, wenn sie durch politische 
Maßnahmen ihre Gewinnaussichten 
bedroht sehen. Mit dieser Schieds¬ 
gerichtsbarkeit werden sämtliche 
rechtsstaatlichen Prinzipien unter¬ 
laufen. (...) 

Der Öffentlichkeit wird TTIP als 
Motor für die Schaffung von Arbeits¬ 
plätzen verkauft. Dabei haben beste¬ 
hende Freihandelsabkommen z.B. 
zwischen den USA, Kanada und Me¬ 
xiko eher das Gegenteil bewirkt. (...) 
In der EU sind bereits heute Massen¬ 
arbeitslosigkeit, Druck auf Löhne und 
die Ausweitung prekärer Beschäfti¬ 
gung die Folgen schwacher Sozialstan¬ 
dards im liberalisierten Binnenmarkt. 

Aufgrund von TTIP wird es im Be¬ 
reich der öffentlichen Daseins Vorsor¬ 
ge zu einer weiteren Privatisierungs¬ 
welle kommen. 

Zum Beispiel: 

Wasserversorgung: Rekommuna- 
lisierungen werden durch TTIP fast 


unmöglich und die kommunale Ent¬ 
scheidungsfreiheit, die Wasserver¬ 
sorgung wieder in die eigene Hand 
zu nehmen, wird erheblich einge¬ 
schränkt. 

Bildung: In der zweiten Verhand¬ 
lungsrunde im November 2013 wurde 
von den USA eine deutliche Libera¬ 
lisierung des europäischen Weiterbil¬ 
dungsmarktes, insbesondere der Er¬ 
wachsenenbildung, gefordert. 

Universitäten: Die staatliche Fi¬ 
nanzierung der Universitäten könnte 
innerhalb der TTIP-Verhandlungen 
als „Marktbeschränkung“ in den Fo¬ 
kus geraten. Dies hat negative Aus¬ 
wirkungen auf die staatliche Bildungs¬ 
struktur. 

Die öffentlichen Krankenhäu¬ 
ser und Rettungsdienste: Im Bereich 
der öffentlichen Krankenhäuser und 
Rettungsdienste könnte die staatliche 
Krankenhausplanung und das ent¬ 
sprechende Verfahren zur Aufnahme 
in den jeweiligen Krankenhausplan 
eines Landes als staatliches Hemm¬ 
nis privater Investitionen angesehen 
werden. Eine vollständige Liberali¬ 
sierung des Krankenhaussektors als 
Folge von TTIP wird den gesetzli¬ 
chen Auftrag zur Gewährleistung ei¬ 
ner medizinischen Grundversorgung 
durch kommunale Krankenhäuser 
aushöhlen. 

Wir sagen, öffentlich ist wesent¬ 
lich, essentielle Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge - die Bereiche Bil¬ 
dung, Gesundheit, Wasser, Energie 
oder Verkehr dürfen nicht privatisiert 
werden. Sie müssen für alle zugänglich 
sein und hohen qualitativen, sozialen 
und umweltpolitischen Standards ge- 
nügen. (...) 


Deshalb fordern wir ohne wenn 
und aber: 

Stoppt das TTIP - jetzt! 

TTIP, CETA, TiSA - das ist der 
Angriff der Großkonzerne auf die 
Demokratie und die Gesellschaft. 
Die Bürgerinnen und Bürger werden 
zu Geiseln des Profits. 

Anzumerken bleibt, dass das vom 
DGB und dem Bundeswirtschaftsmi¬ 
nisterium verabschiedete gemeinsa¬ 
me Positionspapier von uns abgelehnt 
wird, da es in letzter Konsequenz eine 
grundsätzliche Zustimmung zu TTIP 
beinhaltet. 

Wer ernsthaft glaubt, dass Abkom¬ 
men wie TTIP, CETA oder TiSA den 
abhängig Beschäftigten, den Bürge¬ 
rinnen und Bürgern diesseits und 
jenseits des Atlantiks Vorteile bringen 
werde, der lässt fahrlässig die Profitlo¬ 
gik des Kapitals außer Acht und ver¬ 
abschiedet sich von jedweder Form 
der Gegenwehr. 

Bei TTIP geht es darum, die Pro¬ 
fite weniger auf Kosten vieler abzu¬ 
sichern. 

Deshalb, ein klares deutliches Nein 
zu TTIP, CETA und TiSA! (...) 


UZ: Das Bochumer Opel-Werk 
schließt zum Jahresende. Das Manage¬ 
ment verkündet als frohe Botschaft, 99 
Prozent der Beschäftigten hätten den 
mit der IG Metall abgeschlossenen So¬ 
zialtarifvertrag unterschrieben. Wie er¬ 
klärt sich die große Zustimmung zum 
Sozialtarifvertrag? 

Günter Gleising: Die Beschäftigten 
wollen jetzt Klarheit über die Ein¬ 
zelheiten der Schließung des Bochu¬ 
mer Opel-Werks. Die von großen 
Protestaktionen begleitete Entschei¬ 
dung über die Werksschließung war 
ja schon vor längerer Zeit gefallen. 
Mehr als der jetzt ausgehandelte So¬ 
zialtarifvertrag und die Vermeidung 
von betriebsbedingten Kündigungen 
war mit der IG Metall, die ja alleini¬ 
ger Verhandlungspartner von Opel 
war, wohl nicht drin. 

UZ: Was sind die Inhalte des Sozial¬ 
tarifvertrags? 

Günter Gleising: Der Sozialtarif¬ 
vertrag „über die Schließung der 
Fahrzeugproduktion am Standort 
Bochum“ regelt auf 16 Seiten die 
Auswirkungen der Schließung der 
Opel-Werke und beabsichtigte Wei¬ 
terführung des Warehouse im Werk 3 
(Warenverteilzentrum) und der Aus¬ 
bildung. Hauptbestandteile sind die 
Bildung von Transfergesellschaften 
und die Festlegungen zur Regelung 
von Abfindungen. Unterschrieben ha¬ 
ben den Vertrag Ulrich Schumacher 
(Personalvorstand der Adam Opel 
AG) und Knut Giesler (Bezirksleiter 
der IG Metall). Das Volumen und die 
Kosten für den Sozialtarifvertrag wer¬ 
den von Opel auf 552 Millionen Euro 
beziffert. 

UZ: Wie ist die Stimmung bei den Be¬ 
schäftigten? 

Günter Gleising: Die Stimmung der 
Mehrheit der Belegschaft kann mit 
einem Schlagwort zusammengefasst 
werden: „Das Ende ist erreicht, das 
Thema Opel ist für uns erledigt.“ 

UZ: Wie geht es für die Belegschaft 
weiter, welche Chancen auf dem Ar¬ 
beitsmarkt hat sie? 

Günter Gleising: Von zuletzt noch 
3700 Beschäftigten haben 300 eine 
neue Arbeit gefunden, 265 werden in 
das Warehouse wechseln. „Bis zu 200“ 
weitere Beschäftigte sollen an einen 
anderen Opel-Standort wechseln 
können. Die Mehrheit der Beschäf¬ 
tigten geht also für zwei Jahre in die 
Transfergesellschaften, dann ist auch 
dort Schicht, oder stimmt einem Auf¬ 
hebungsvertrag und Zahlung einer 
Abfindung zu. 

Trotz großspuriger Versprechun¬ 
gen und Propaganda konnten die 
Arbeitsagenturen im Ruhrgebiet bis¬ 
her nur 200 Arbeitsplätze vermitteln. 
„Kein Wunder, allein in Bochum sind 
über 19500 Menschen arbeitslos ge¬ 
meldet. Keine Perspektive für die 
Mehrheit der Opelaner und ihre Fami¬ 
lien“, schreibt der Betriebsrat in einem 
aktuellen Flugblatt. Dieser schätzt 
dass „über 2500 Beschäftigte bei Opel 
und weitere tausende Beschäftigte der 
Zuliefererindustrie und im Dienstleis¬ 
tungsbereich“ von Opel in die Arbeits¬ 
losigkeit getrieben werden. 

UZ: Wie bewertest du die Auswirkun¬ 
gen der Werksschließung für die Stadt 
Bochum? 

Günter Gleising: Bochum wird wei¬ 
ter verarmen. Jede (r) fünfte in der 
Stadt gilt als arm. Bochum befindet 
sich fest in den Krallen der Banken. 
Die „Pro-Kopf-Verschuldung“ ist 
von 2136 Euro im Jahr 2003 auf über 
4000 Euro pro Einwohner gestiegen. 
Die Arbeitslosigkeit steigt, die Steu¬ 
ereinnahmen sinken. Hinzu kommt, 
dass die Höhe der gezahlten Löhne 
im Durchschnitt heute schon geringer 
ist als im Umfeld. 


Bochum hat in den letzten 10 Jah¬ 
ren über 10 000 Vollzeitstellen verlo¬ 
ren, der Anteil von prekär Beschäftig¬ 
ten nimmt drastisch zu. Die Auswir¬ 
kungen der Opel-Schließungen auf 
andere Betriebe (z.B. Johnson-Con- 
trols) verschärft diese Krise zusätzlich. 

UZ: Was soll aus dem Werksgelände 
werden? Wie erfolgt der Umgang mit 
den Altlasten. 

Günter Gleising: Das Problem der 
Altlasten hat zwei Teilbereiche. Ers¬ 
tens, die durch den Bergbau beding¬ 
ten Altlasten. Die Opel-Werke I und 
III sind auf dem Gelände der Zechen 
Dannenbaum (Laer) und Bruchstra¬ 
ße (Langendreer) direkt nach deren 
Stilllegung zu Beginn der 1960er Jah¬ 
re gebaut worden. Die Werksanlagen 
wurden damals auf schwer belastete 



Günter Gleising (DKP), Ratsmitglied 
der Sozialen Liste Bochum 


Böden gebaut. Das Werk II entstand 
auf Ackerland. Zweitens, die durch 
die Produktion der Opel AG verur¬ 
sachten, weiteren erheblichen Schad¬ 
stoff- und Umweltbelastungen. Dies 
betrifft im Werk I den Werkstattbe¬ 
reich und die Lackiererei, im Bereich 
von Werk II die Bremsscheibenla¬ 
ckiererei, ehemalige Stehtanks, Spä¬ 
nebunker, Öllager, Härterei und die 
werkseigene Deponie. Hinzu kom¬ 
men giftige Stoffe wie PCB, die in den 
Baumaterialien oder den Fußböden 
enthalten sind. 

In den Ausarbeitungen und Be¬ 
schlussvorlagen für den Rat wurden 
diese Punkte genannt, in der Diskus¬ 
sion um die künftige Nutzung des 
Geländes jedoch klein geredet. Poli¬ 
tiker des Landes und der Stadt reden 
in Bezug auf die Opel-Flächen vom 
„kaufen, sanieren und ansiedeln“. 
Die Sanierungskosten sollen zu 90 
Prozent vom Land und der EU und 
zu 10 Prozent von der Stadt getragen 
werden. 

UZ: Es heißt von Seiten der Stadt, auf 
den frei werdenden Flächen entstün¬ 
de ein nachhaltiges Jobwunder. Dafür 
hat die Stadt in Zusammenarbeit mit 
der Landesregierung NRW umfassen¬ 
de Studien und Konzepte zur Nutzung 
der freiwerdenden Flächen in Auftrag 
gegeben und lobt sich selbst für die of¬ 
fene und breite Beteiligung von Wis¬ 
senschaft und Gesellschaft. Was hat es 
mit der „ Perspektive Bochum 2022 “ 
auf sich? 

Günter Gleising: Im sogenannten 
Werkstattverfahren sind die Grund¬ 
lagen für Pläne zur Entwicklung der 
Opel-Flächen geschaffen worden. So 
sollte der Schwerpunkt insbesondere 
beim Werk I auf der „Schaffung von 
industriellen Arbeitsplätzen aller 
Qualifikationsstufen liegen“. Auch die 
Vorstellungen, die Ausbildungswerk¬ 
statt im Werk II zu erhalten und zu ei¬ 
ner „Lernfabrik“ unter Einbeziehung 
von Wissenschaft und Forschung aus¬ 
zubauen sind positiv zu bewerten. 

Zwischenzeitlich sind diese Über¬ 
legungen aber völlig in den Hinter¬ 
grund getreten. Stattdessen wurden 


Förderanträge gestellt, um das Logis¬ 
tik-Unternehmen DHL im Bereich 
von Werk I in Laer anzusiedeln. Da es 
Begehrlichkeiten von weiteren Logis¬ 
tikunternehmen gibt, ist von den frü¬ 
heren Plänen kaum noch die Rede. 
Mit hohen öffentlichen Subventio¬ 
nen sollen stattdessen große Hallen, 
lange Transportbänder, viel Lastwa¬ 
genverkehr und wenig Arbeitsplätze 
geschaffen werden. 

UZ: Du sitzt für die Soziale Liste im 
Stadtrat, wie habt ihr euch zu den Plä¬ 
nen der Stadt Bochum positioniert? 

Günter Gleising: Die von den Par¬ 
teien im Rat beschlossenen Vorla¬ 
gen und der Gesellschaftsvertrag zur 
„Bochum Perspektive 2022 GmbH“ 
haben grundsätzliche Mängel. Die 
Soziale Liste hat deshalb als einzi¬ 
ge dagegen gestimmt. Vor allem weil 
es konkrete Zusagen, welche Werks¬ 
teile und Flächen, wann und zu wel¬ 
chen Bedingungen in die GmbH ein¬ 
gebracht werden, nicht gab. Sie gibt 
es auch heute nicht. Durch die pri¬ 
vatrechtlich ausgerichtete GmbH 
sehen wir die Einfluss- und Kont- 
rollmöglichkeiten des Rates als sehr 
begrenzt an. Außerdem bedeutet das 
Quorum von 75 Prozent bei den meis¬ 
ten Beschlüssen, dass Opel wichtige 
Beschlüsse blockieren kann. Hinzu 
kommt das hohe Kostenrisiko der 
Altlastenproblematik. Nach einem 
Grundstückserwerb tritt die Gesell¬ 
schaft „in den Kreis der Sanierungs¬ 
pflichtigen“ ein. 

Dass nach der millionenschweren 
Subventionierung der Ansiedlung von 
Opel in Bochum vor 50 Jahren nun 
auch der Abgang des Unternehmens 
hoch subventioniert werden soll, ist 
bezeichnend für die gesellschaftlichen 
Verhältnisse in unserem Land. 

UZ: Bei der derzeitigen Debatte in der 
Automobilindustrie scheinen Werks¬ 
schließungen keine Rolle zu spielen. 
Erfahrungen wie Ford Genk oder 
Opel Bochum werden kaum disku¬ 
tiert. Wie bewertest du die Erfahrun¬ 
gen der Belegschaft mit der Schlie- 
ßung? 

Günter Gleising: Der Kampf der Bo¬ 
chumer Opel-Belegschaft gegen die 
Betriebsschließung blieb isoliert. Es 
gelang nicht, das gegeneinander Aus¬ 
spielen der einzelnen Belegschaften 
des GM-Opel-Konzerns zu verhin¬ 
dern. Der große Streik von 2004 in 
Bochum hätte zu einem Signal für 
den Kampf zum Erhalt von Arbeits¬ 
plätzen und für Arbeitszeitverkür¬ 
zung werden können. Stattdessen 
setzte sich bei vielen Gewerkschafts¬ 
funktionären, Betriebsräten und Be¬ 
schäftigten das Kirchturmdenken 
durch. 

Während in Bochum das soge¬ 
nannte Sanierungskonzept des GM- 
Konzerns für den Opel-Konzern, das 
„Mastervertrags Drive! 2022“ abge¬ 
lehnt wurde, stimmten IG-Metall und 
die Opel-Betriebsbelegschaften in 
Rüsselsheim und den anderen Wer¬ 
ken zu. Die Proteste und Kampfakti¬ 
onen gegen den GM/Opel-Beschluss, 
die Zafira-Produktion von Bochum 
ins Opel-Stammwerk nach Rüssels¬ 
heim zu verlagern, blieben auf Bo¬ 
chum beschränkt. Es blieb bei sym¬ 
bolischen Solidaritätsgesten. 

Der Kampf und die Entwicklung 
bei Opel werfen große Fragen der zu¬ 
künftigen Gewerkschaftsarbeit, der 
betrieblichen Interessenvertretung, 
der Auseinandersetzung mit Groß¬ 
konzernen und der Verbindung von 
betrieblichen mit gesellschaftlichen 
Kämpfen auf. Hierzu ist auch die 
Frage von großer Bedeutung, welches 
Umfeld, welche gesellschaftlichen 
Bedingungen sind notwendig, um er¬ 
folgreiche Kämpfe zu führen. Dies zu 
diskutieren und Schlussfolgerungen 
zu ziehen, ist eine Herausforderung 
für die Zukunft. 

Interview: Lars Mörking 



Stuttgart, ii. Oktober: Europaweiter Aktionstag gegen TTIP 

Ca. 1500 - 2000 Kolleginnen und Kollegen kamen zur Kundgebung des DGB 
mit den Hauptrednern Uwe Meinhard (erster Bevollmächtigter der IG-Metall 
Stuttgart) und Cuno Hägele (Geschäftsführer von ver.di Stuttgart) mit 
anschließender Demonstration eines breiten Bündnisses unter dem Motto 
„Demokratie statt Konzernmacht! Freihandelsabkommen stoppen!“ 
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Streik gegen Schließung in Trier 

Belegschaft kämpft - Franklin Electric sperrt aus 


A m 30. Juni 2014 bekam der Wirt¬ 
schaftsausschuss des Betriebs¬ 
rates von Franklin Electric die 
Nachricht, dass die Produktion am 
Standort bei Trier aus Produktivitäts¬ 
gründen nach Tschechien ausgelagert 
werden sollte. Der Konzern Franklin 
Electric agiert in den USA und Euro¬ 
pa. Die Beschäftigten in Trier fertigen 
Bauteile für Elektromotoren. 

Als bekannt wurde, dass die Pro¬ 
duktion ins Ausland verlagert werden 
sollte, kontaktierte der Betriebsrat 
auf schnellstem Wege die zuständige 
Verwaltungsstelle der IG Metall, um 
über das weitere Vorgehen zu beraten. 
Zügig machte sich unter den 150 Be¬ 
troffenen Kolleginnen und Kollegen 
am Standort in Trier das Gefühl breit, 
dass der Betriebsrat durch die Unter¬ 
nehmensentscheidung „überfahren 
werden sollte“, um nicht mehr hand¬ 
lungsfähig zu sein, wie Monika Esch, 
Angestellte bei Franklin Electric, ge¬ 
genüber UZ erklärte. 

Die Geschäftsführung des US Kon¬ 
zerns hatte jedoch nicht mit der kämp¬ 
ferischen Belegschaft gerechnet. Viel¬ 
leicht, weil viele der Beschäftigten mit 
25-40 Betriebsjahren nicht mehr zu 
den jüngsten unter ihresgleichen zähl¬ 
ten. Vielleicht aber auch, weil es sich 
eben um eine kleine Belegschaft han¬ 
delt. 

Zwei Monate später wurde 92 der 
150 Beschäftigten - bis auf sechs An¬ 
gestellte alle in der Produktion tätig - 
und einem Großteil der Betriebsrats- 
mitglieder gekündigt. Der Betriebsrat 
reagierte sofort und legte u.a. gegen 
alle Kündigungen Widerspruch ein. 

Eine zügig einberufene Betriebs¬ 
versammlung ging über drei Wochen - 
wohl aufgrund des hohen Informati¬ 
onsbedarfs auf Seiten der Belegschaft. 
Nach zwei zusätzlichen Warnstreiks 
und angesichts der drohenden Ver¬ 


lagerung sowie der Kündigung einer 
Mehrzahl der Beschäftigten konnte 
der gewerkschaftliche Organisierungs¬ 
grad massiv gesteigert werden. Damit 
wurden die Voraussetzungen für einen 
Arbeitskampf geschaffen. Nachdem 
die Geschäftsführung immer wieder 
mit dem Betriebsrat über einen Sozi¬ 
alplan anstatt, wie seitens der organi¬ 
sierten Beschäftigten gefordert, über 
einen Sozialtarifvertrag verhandeln 


wollte, entschied sich die zuständige 
IG-Metall-Verwaltungsstelle für eine 
Urabstimmung, die mit einem über¬ 
wältigenden Ergebnis von 96,4 Prozent 
für die Aufnahme eines unbefristeten 
Arbeitskampfes endete. 

Damit wurde die Auseinanderset¬ 
zung zwischen den Kapitaleignern und 
den Beschäftigten von einem einseiti¬ 
gen Angriff von oben zu einem offenen 
Konflikt mit Gegenwehr von unten. 

Die Kolleginnen und Kollegen wer¬ 
den seit dem Streikbeginn nicht mehr 


auf das Werksgelände gelassen und 
sind somit von der Unternehmenslei¬ 
tung ausgesperrt. Auch wird dem Be¬ 
triebsrat der Zugang zu seinen Räum¬ 
lichkeiten verwehrt. Zur Durchsetzung 
der Aussperrung wurde eine private Si¬ 
cherheitsfirma eingesetzt, die das kom¬ 
plette Firmengelände mit Zäunen und 
Absperrungen abgeriegelt hat. 

Damit nicht genug: Die Sicher¬ 
heitsleute filmen die Beschäftigten, 


die an der Ausübung ihrer Rechte im 
Arbeitskampf gehindert und krimina¬ 
lisiert werden. Als bei der Blockade 
einer Unternehmenszufahrt - die von 
den Streikenden versperrt wurde, um 
das Abziehen der Produktionsmittel 
zu verhindern - ein Kollege von ei¬ 
nem LKW angefahren wurde, drohte 
der Kampf zwischen den beiden Fron¬ 
ten zu eskalieren. 

Seit diesem Vorfall hat sich die 
Lage etwas entspannt. Doch der 
Kampf der Beschäftigten um den Er¬ 


halt ihres Betriebs geht weiter. Gerade 
weil es sich um eine kleine Belegschaft 
handeltest der Streik beispielhaft. An¬ 
derswo werden bei Schließungsandro- 
hung zügig Sozialplanverhandlungen 
durch den Betriebsrat aufgenommen 
und das Sterben auf Raten somit nur¬ 
mehr verwaltet. Die Kolleginnen und 
Kollegen bei Franklin Electric haben 
sich organisiert, nutzen ihre gewerk¬ 
schaftliche Organisation und haben 


sich mit der Forderung nach einem 
Sozialtarifvertrag in eine Position der 
aktiven Gegenwehr versetzt. Um die 
drohende Schließung des Standorts bei 
Trier zu verhindern, ist zunächst ein¬ 
mal durchhalten angesagt. Sie können 
den Kampf verlieren, aber dass sie ihn 
noch nicht verloren haben, ist bereits 
ein beispielhafter Erfolg. 

Mario Ottaiano 

Soliadressen an: trier@igmetall.de 
Infos: igm-franklin.de 



Kolleginnen und Kollegen von Franklin Electric im Streikplenum 


Streikrecht und Standesdünkel 

Zur Geschichte der GDL - Gewerkschaft der Lokführer 


Der beeindruckende 50-stündige 
Streik der Lokführer zeigt zum einen, 
dass der Zug für konsequente Inter¬ 
essenvertretung längst noch nicht auf 
dem Abstellgleis steht, andererseits 
aber auch Gefahr läuft, ausgebremst 
zu werden. 

Manch eine Entscheidung der Füh¬ 
rung der Gewerkschaft Deutscher Lo¬ 
komotivführer (GDL) ist nicht so ohne 
weiteres nachvollziehbar. Vielleicht er¬ 
klärt sich einiges aus der Geschichte 
der Lokführergewerkschaft. Die GDL 
reklamiert für sich zwar gerne, die äl¬ 
teste Gewerkschaft Deutschlands zu 
sein, es stimmt nur nicht. 

Richtig ist, sie ist eine der ältes¬ 
ten Gewerkschaften und die kleinste 
von drei Bahngewerkschaften - in ihr 
sind aber die meisten Lokführer orga¬ 
nisiert. Das Erstlingsrecht unter den 
Gewerkschaften gebührt in Deutsch¬ 
land eindeutig den Zigarrenarbeitern 
und den Druckern, weil sie als erste 
für eine ganze Sparte bindende Tarif¬ 
verträge abgeschlossen haben. Dieses 
Kriterium ist für die Beantwortung 
der Frage „Wer war zuerst da?“ we¬ 
sentlich relevanter, als zum Beispiel 
die Frage nach der ältesten Wirtschaft 
im Lande. 

Die erste Vorgängerorganisation 
der GDL wurde 1867 unter dem Na¬ 
men Verein Deutscher Lokomotivfüh¬ 
rer (VDL) gegründet. Der VDL war 
eine Hilfskasse, um die schon damals 
schlechte Altersversorgung der Loko¬ 
motivführer aufzubessern. „Hilfe zur 
Selbsthilfe“ lautete der Leitgedanke 
der VDL-Gründung. Darüber hinaus 
sollten „die Interessen des Standes der 
Lokomotivführer vertreten werden.“ 
Mit Hilfe ihres Vereins wollten sie von 
ihrem bisherigen Status als Unterbeam¬ 
te wegkommen und zu Subalternbeam¬ 
ten (mittlerer Beamtenrang) aufsteigen. 

1919 erfolgte die Umbenennung 
des VDL in „Gewerkschaft Deut¬ 


scher Lokomotivführer“ (GDL). Um 
dem Verbot durch die Nazis zu ent¬ 
gehen, wählte die GDL nun wieder 
die Vereinsform, wurde aber dennoch 
1937 von den Nazis ganz aufgelöst. 
Nach dem Ende des Zweiten Welt¬ 
kriegs nahm sie nicht am Aufbau der 
Einheitsgewerkschaften teil, sondern 
trat 1950 dem ständischen Deutschen 
Beamtenbund (DBB) bei und ist heute 
(nach einem Intermezzo beim Christli¬ 
chen Gewerkschaftsbund) nun wieder 
dessen Mitglied. 

Von ruhmreichen, von der GDL 
geführten gewerkschaftlichen Kämp¬ 
fen ist mir weder für die Zeit vor 1945 
noch nach 1945 etwas bekannt - dann 
kamen die Arbeitskämpfe der letzten 
paar Jahre. Jahrzehnte lang hat sich die 
GDL-Führung an die Tarifabschlüsse 
der Eisenbahnergewerkschaft GdED/ 
Transnet und der Verkehrsgewerk¬ 
schaft GDBA (sinnigerweise eben¬ 
falls Mitglied der DBB-Tarifunion) 
angehängt. Das war nicht zum Segen 
der Lokführer deren Interessen bei 
den EVG-Vorgängerorganisationen 
Transnet und GDBA nicht gut aufge¬ 
hoben waren. 

Die GDL ist keine politisch fort¬ 
schrittlich orientierte Gewerkschaft. 
Ein Blick auf die Homepage der 
GDL offenbart, dass sie nicht den 
leisesten Hauch eines gesellschaftli¬ 
chen Gestaltungswillens besitzt. Der 
heutige GDL-Vorsitzende ist CDU- 
Mitglied - wie schon sein Vorgänger 
Manfred Schell. Schell kannte ich bis 
zu den jüngsten Streiks eigentlich 
nicht als Arbeiterführer, sondern als 
CDU-Hinterbänkler im Deutschen 
Bundestag und Träger des Bundes¬ 
verdienstkreuzes. Zwar stimmte er 
1993 als einziger CDU-Abgeordneter 
gegen die „Bahnreform“, unterstütz¬ 
te aber andererseits die Privatisierung 
von Post und Telekom. Zusammen mit 
dem Bundesverband der Deutschen 


Industrie und der FDP befürwortet 
die GDL unter seiner Führung auch 
die Aufspaltung von Bahn und Schie¬ 
nennetz im Falle des Börsengangs der 
Deutschen Bahn. 

Der EVG mag, wie vielen ande¬ 
ren DGB-Gewerkschaften auch, die 
Nähe zu ihren Mitgliedern bzw. zu de¬ 
ren berufsspezifischen Arbeits- und 
Einkommensbedingungen abhanden¬ 
gekommen sein. Zu den Lokführern 
aber hatten die EVG-Vorgängerge- 
werkschaften aber schon deshalb kei¬ 
nen Zugang, weil diese Beamte waren. 

Der GDL gelang es in den vergan¬ 
gen Jahren relativ erfolgreich, auch 
Zugbegleiter und Servicemitarbeiter 
zu organisieren und hat heute rund 
34 000 Mitglieder, davon sind aller¬ 
dings mehr als ein Drittel Pensionä¬ 
re und Vorruheständler. Mit der im 
November 2010 vollzogenen Fusion 
von GDBA und Transnet zur 240 000 
Mitglieder zählenden Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft im DGB bleibt 
die GDL mit ihren 34 000 Mitgliedern 
eine Minigewerkschaft, deren Exis¬ 
tenz nicht nur vom geplanten Gesetz 
zur sogenannten Tarifeinheit bedroht 
ist, erst recht wenn man bedenkt, dass 
im DGB die ÖPNV-Beschäftigten im 
ver.di-Fachbereich Verkehr organisiert 
sind. 

Einer Fusion mit den mitglieder¬ 
stärkeren DGB-Gewerkschaften ste¬ 
hen nicht nur die Fehler der EVG im 
Wege. Es ist auch der eigene überkom¬ 
mene Standesdünkel, der eine Annä¬ 
herung verhindert. Und die von der 
GDL geübte Überbetonung der beruf¬ 
lichen Besonderheiten ist nichts ande¬ 
res als das Kennzeichen einer Standes¬ 
organisation. 

Was Kleingewerkschaften wie die 
GDL, Cockpit und den Marburger 
Bund hauptsächlich zusammenhält 
und umtreibt, ist nicht der Wunsch 
nach dem Aufbau einer gewerkschaftli¬ 


chen Gegenmacht, sondern Korpsgeist. 
Solidarität mit den kämpfenden Lok¬ 
führern ist dennoch uneingeschränkt 
nötig. Ihr Kampf um höhere Löhne, 
Arbeitszeitverkürzung und bessere 
Arbeitsbedingungen ist auch unser 
Kampf, auch die Festgeldforderung ist 
mehr als löblich. 

Klar, Gewerkschafter sind solida¬ 
risch mit den Streikenden. Auch wenn 
es uns die GDL-Führung nicht einfa¬ 
cher macht: Das Streikrecht, wann im¬ 
mer es in Gefahr ist, kann nicht vor 
dem Kadi erfolgreich verteidigt wer¬ 
den, sondern nur im gemeinsamen 
Kampf. Für die Zukunft ist ein Blick in 
die Vergangenheit hilfreich: Es ist gu¬ 
ter und alter, aber auch bewährter ge¬ 
werkschaftlicher Brauch, dass die Star¬ 
ken für die Schwachen kämpfen. Die 
ver.di-Vorgängergewerkschaft ÖTV 
erkannte dies in den 70er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts. Um die Beam¬ 
tenbezüge, die bis dahin weit unter den 
Industriearbeiterlöhnen lagen, endlich 
auf deren Höhe zu bringen, schickte 
ÖTV-Chef Heinz Klunker die nicht 
verbeamteten, noch schlechter ver¬ 
dienenden Müllwerker in die Tarif¬ 
schlacht. Nach mehreren Tagen ohne 
Müllabfuhr roch es stark nach allem 
Möglichen, nur nicht nach einem fau¬ 
len Kompromiss, und alle im öffentli¬ 
chen Dienst Beschäftigten profitierten 
davon. Was gewerkschaftliche interna¬ 
tionale Interessenswahrnehmung be¬ 
wegen kann, zeigte der erfolgreiche 
Kampf der Hafenarbeiter. Die haben 
im Streik gegen EU-Richtlinien nicht 
nur Standes-, sondern Landesgrenzen 
überwunden und damit das ewig glei¬ 
che Spiel der Konkurrenz untereinan¬ 
der durchbrochen. Das unter den Ei¬ 
senbahnern innerhalb des Deutsche- 
Bahn-Konzerns ebenfalls auf den Weg 
zu bringen, sollte doch wohl machbar 
sein. 

Manfred Dietenberger 


Streik I 

ver.di hat die Beschäftigten bei Ama- 
zon erneut zu Arbeitsniederlegungen 
aufgerufen. Zum ersten Mal wird der 
Versandhändler dabei vom ersten Tag 
an an fünf Standorten gleichzeitig be¬ 
streikt, nämlich in Bad Hersfeld (Hes¬ 
sen), Leipzig (Sachsen), Graben (Bay¬ 
ern), Werne und Rheinberg (beide 
Nordrhein-Westfalen). Der Ausstand 
begann in Bad Hersfeld und Leipzig 
mit der Nachtschicht, Graben, Werne 
und Rheinberg folgten mit der Früh¬ 
schicht. 

Zuletzt hatten sich im September 
rund 2000 Beschäftigte bei Amazon an 
mehrtägigen Streiks beteiligt. Zu Ta¬ 
rifverhandlungen ist man bei Amazon 
nicht bereit. 

Bundestagsabgeordnete, Sabine 
Leidig (Fraktion DIE LINKE), die 
am Streikstandort Bad Hersfeld mit 
einem Wahlkreisbüro vertreten ist, er¬ 
klärte dazu: 

„An den Arbeitsbedingungen der 
Kolleginnen und Kollegen beim Inter¬ 
nethändler amazon können wir schon 
heute sehen wie sich US-amerikani¬ 
sche Konzerne das Umgehen und die 
Beseitigung von Handelshemmnissen 
vorstellen: Befristungen der Stellen, 
extremer Leistungsdruck, unzurei¬ 
chende Arbeits- und Pausenregelun¬ 
gen, Knabbern am freien Sonntag. Be¬ 
zahlt werden die Beschäftigten nach 
dem für sie weitaus schlechteren Logis¬ 
tiktarif. Sie fordern aber endlich nach 
dem für sie zutreffenden Tarif für den 
Einzel- und Versandhandel bezahlt zu 
werden. 

Schon heute fehlt das politische 
Wollen bei den Regierungsfraktio¬ 
nen verbindliche, allgemeingültige 
Sozialstandards festzulegen an denen 
sich die Unternehmen halten müssen, 
wenn sie in Deutschland produzieren 
und verkaufen wollen. Auch beim The¬ 
ma Mindestlohn zeige sich, wie löchrig 
und mit vielen Ausnahmen dieser ge¬ 
staltet wurde. Nur der Druck aus den 
Betrieben, Gewerkschaften und sozia¬ 
len Bewegungen kann hier Nachbesse¬ 
rung bringen. 

So müssen es nun die amazon 
Kolleginnen und Kollegen mit ihrem 
Streik selbst in die Hand nehmen, dass 
sie nach den in Deutschland gültigen 
Tarifsystemen entlohnt werden.“ 

Hart erkämpfte Arbeitnehmer¬ 
rechte und Sozialstandards seien auch 
durch das Freihandelsabkommen TTIP 
bedroht. In wenigen Tagen seien euro¬ 
paweit schon fast 800 000 Menschen 
bereit, die Europäische Bürgerinitia¬ 
tive gegen TTIP und CETA zu unter¬ 
stützen. Leidig sieht den Streik der 
Kolleginnen und Kollegen beim Han¬ 
delsriesen amazon als Teil des Wider¬ 
standes gegen TTIP. 

Streik II 

Bei Ameos Osnabrück startet die 5. 
Streikwoche. Bereits am 30. Septem¬ 
ber 2014 legten die Beschäftigten die 
Arbeit nieder. Unterstützt wurden sie 
zum Streikbeginn von Kollegen aus 
Hildesheim. In beiden Häusern hat¬ 
te der Ameos-Konzern, ein „Gesund¬ 
heitsdienstleister“ mit Sitz in Zürich, 
vor einem Jahr den Tarifvertrag gekün¬ 
digt. Seither seien alle Gesprächstermi¬ 
ne abgesagt worden, sagte die von ver. 
di vorgesehene Verhandlungsführerin 
Elke Nobel. Das Streikziel, in Tarifver¬ 
handlungen einzusteigen, will Ameos 
offenbar aussitzen. 

Die Streikenden bei Ameos Osna¬ 
brück erhalten derweil Solidarität aus 
ganz Deutschland. „Überall ist zu le¬ 
sen, wieso die gute Arbeit und der Ta¬ 
rifvertrag zusammen gehören. Unsere 
Forderung ist breit unterstützt!“ sagt 
die für Osnabrück zuständige ver.di- 
Sekretärin Nicole Verlage. Die Strei¬ 
kenden agieren hier in kleinen Grup¬ 
pen: Informieren in der Stadt. Listen 
mit Unterschriften aus der Nachbar¬ 
schaft einsammeln. In Arbeitsgruppen 
die nächsten Aktivitäten besprechen. 
Die Stimmung ist gut am Ende der 
vierten Streikwoche. 

Auch das Ergebnis der Urabstim¬ 
mung über einen unbefristeten Streik 
im Ameos Klinikum Hildesheim ist 
eindeutig: 96,5 Prozent der ver.di- Mit¬ 
glieder, die an der Abstimmung teil¬ 
nehmen konnten, stimmten für den 
unbefristeten Streik. Eine Notdienst¬ 
vereinbarung wurde abgeschlossen. 
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„Flüchtlingsgipfel“ vertagt Probleme 

Flüchtlingsorganisationen üben grundlegende Kritik 



Die Gründe für den Protest wollen nicht weniger werden. 


Ausstellung über rechte 
Aktivitäten im Stadion 

Gelsenkirchen. Das Schalker Fanpro¬ 
jekt und „Schalke hilft“ laden alle In¬ 
teressierten zur Ausstellung „Tatort 
Stadion“ in das Schalke Museum in 
der VELTINS-Arena (Zugang über 
Treppenhaus 12) ein. In der Zeit vom 
31. Oktober bis zum 28. November 
können sich Besucher ein Bild über 
alltägliche Diskriminierung und Ak¬ 
tivitäten von Neonazis in den Stadien 
machen und sich darüber informieren, 
was Fans dagegen tun. 2001 wurde die 
Ausstellung Tatort Stadion vom Bünd¬ 
nis Aktiver Fußballfans (BAFF) entwi¬ 
ckelt und seitdem an über dreihundert 
Orten gezeigt. Die Ausstellung leistete 
Pionierarbeit, indem sie Diskriminie¬ 
rung beim Fußball thematisierte und 
ist mittlerweile komplett überarbeitet. 
Diskriminierung werde mittlerweile 
„von vielen Vereinen und Fans als Pro¬ 
blem wahrgenommen und angegan¬ 
gen“, heißt es in der Ankündigung der 
Fußballfans. Dennoch würden in deut¬ 
schen Stadien nach wie vor allwöchent¬ 
lich Migranten „beschimpft, antisemi¬ 
tische und antiziganistische Gesänge 
angestimmt oder Homosexuelle ver¬ 
unglimpft“. Auch Frauen hätten es im 
Männersport Fußball weiterhin schwer, 
akzeptiert zu werden, so die Veranstal¬ 
ter weiter, (bern) 
www. schalker-f anproj ekt. de 

Versagen gegen rechte Gewalt 

„Trotz aller Warnungen haben die Si¬ 
cherheitsbehörden das Gewaltpoten¬ 
tial und die rechtsextreme Orientie¬ 
rung der Hooligans vollkommen un¬ 
terschätzt. Das ist ein weiteres Kapitel 
in der Geschichte des staatlichen Ver¬ 
sagens beim Kampf gegen Neonazis“, 
kommentiert Ulla Jelpke, innenpoli¬ 
tische Sprecherin der Fraktion „Die 
Linke“, die Ausschreitungen am Ran¬ 
de der Demonstration der Gruppie¬ 
rung „Hooligans gegen Salafismus“ 
am Wochenende. Jelpke weiter: 

„Seit den 80er Jahren sind die en¬ 
gen Verbindungen zwischen der Hoo¬ 
ligan-Szene und dem gewaltbereiten 
Rechtsextremismus bekannt. Auch in 
den vergangenen Jahren gab es von 
engagierten Journalisten und antifa¬ 
schistischen Initiativen immer wieder 
Warnungen vor Neonazis in der Hoo¬ 
ligan-Szene. Doch statt auf diese Er¬ 
kenntnisse zu vertrauen, hat sich der 
Innenminister von Nordrhein-West¬ 
falen durch Beschwichtigungen der 
Hooligans im Vorfeld der Demonst¬ 
ration in die Irre führen lassen.“ 

GroKo treibt Bundes¬ 
wehr in Irak-Krieg 

„Die Große Koalition treibt die Bun¬ 
deswehr in den nächsten Irak-Krieg 
hinein“, so Christine Buchholz, vertei¬ 
digungspolitische Sprecherin der Frak¬ 
tion „Die Linke“, zu einem Bericht der 
Süddeutschen Zeitung , wonach Au¬ 
ßen- und Verteidigungsministerium 
gemeinsam die Entsendung von etwa 
100 Militärausbildern nach Erbil im 
Nordirak anstreben. Buchholz weiter: 

„Zuerst schickte die Bundeswehr 
humanitäre Güter in den Nordirak, 
dann waren es nicht-tödliche Mili¬ 
tärgüter, dann Panzerabwehrraketen 
und nun Bundeswehrsoldaten als Mi¬ 
litärausbilder. Der Bundeswehreinsatz 
im Nordirak bekommt eine eigene Lo¬ 
gik. Es ist völlig offen, was am Ende 
steht. 

Die Ausbildungsmission ist Teil der 
von den USA geführten Kriegskoaliti¬ 
on. Wenn die Bundesregierung anders 
als 1991 und 2003 beim dritten Irak- 
Krieg aktiv mitmischt, dann zeigt sie, 
dass sie aus dem Desaster dieser bei¬ 
den Kriege nichts gelernt hat. Diese 
maßgeblich von den USA und Groß¬ 
britannien geführten Kriege haben 
Hunderttausende das Leben gekostet 
und den Nährboden für den Aufstieg 
des so genannten ,Islamischen Staats 4 
geschaffen. Die Bundeswehr hat im 
Nahen und Mittleren Osten nichts 
verloren. 

Die Entscheidung, dauerhaft deutsche 
Soldaten in ein vom Krieg zerrissenes 
Land zu schicken, muss vom Bundes¬ 
tag behandelt werden. Sollte die Bun¬ 
desregierung nun beabsichtigen, das 
Parlament zu umgehen, wäre dies ein 
weiterer Tabubruch.“ 


E in Flüchtlingsgipfel, der Ende der 
vergangenen Woche im Bundes¬ 
kanzleramt in Berlin stattgefun¬ 
den hat, ist ohne konkrete Ergebnisse 
beendet worden. Ursprünglich sollten 
bei der Zusammenkunft Schwierigkei¬ 
ten bei der Unterbringung von Flücht¬ 
lingen besprochen und erste Lösungs¬ 
vorschläge unterbreitet werden. Nun 
jedoch wollen Bund und Länder ers¬ 
te Vorschläge bis zur nächsten Minis¬ 
terpräsidentenkonferenz vorlegen, die 
erst am 11. Dezember stattfindet. 

Wenige Tage vor dem Berliner 
Gipfel waren auch in Nordrhein-West¬ 
falen verschiedene Politiker zu einem 
Flüchtlingsgipfel zusammengekom¬ 
men. Als Konsequenz aus dem Skandal 
um Misshandlungen durch privates Si¬ 
cherheitspersonal in Asylunterkünften 
hatte die „rot-grüne“ NRW-Landesre- 
gierung dort unter anderem beschlos¬ 
sen, dass Kommunen, die Geflüchtete 
aufnehmen, künftig mehr finanzielle 
Unterstützung vom Land erhalten sol¬ 
len. Insgesamt 46 Millionen Euro will 
das Land in Zukunft investieren. Auch 
soll die psychologische Betreuung für 
die Betroffenen ausgebaut und ein de¬ 
zentrales Beschwerdemanagement auf¬ 
gebaut werden. 

Ein konsequentes Umdenken in 
Sachen Flüchtlingspolitik wurde hin¬ 
gegen weder in NRW noch auf der 
Bundesebene beschlossen. Zwar liegt 
auf der Hand, dass die Unterbringung 
von Flüchtlingen in Massenunterkünf¬ 
ten weder für die Betroffenen noch fi¬ 
nanziell für die Kommunen von Vor¬ 
teil ist, trotzdem will das Gros der eta¬ 
blierten Politik die Unterbringung der 
Menschen in eigenen Wohnungen nicht 
befördern. Dies, obwohl nicht einmal 
genügend Gebäude und Einrichtun¬ 
gen vorhanden sind, die künftig als 
Sammelunterkünfte genutzt werden 
könnten. 

So hatte sich etwa der Brandenbur¬ 
ger Staatskanzleichef Albrecht Gerber 
dafür stark gemacht, dass Bundesim¬ 
mobilien zukünftig als Unterkünfte ge¬ 
nutzt werden könnten. Außerdem soll¬ 
ten „Planung und Zulassung von Unter¬ 
künften erleichtert werden, um schneller 
handeln zu können“, forderte er. 

Kritik an derlei Forderungen des 
Vertreters der „rot-roten“ Landesre¬ 
gierung hatte unterdessen der Bran- 


Die UZ war schon vor Redaktions¬ 
schluss ihrer letzten Ausgabe (24. Ok¬ 
tober) davon ausgegangen, dass das 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
die Geheimhaltungsinteressen von 
Kabinett und Rüstungsindustrie gegen¬ 
über Parlament und Volk durchsetzen 
würde. Die klassenorientierte „Unter¬ 
stellung“ der UZ wurde vom Zweiten 
Senat des BVerfG mit dem Urteil vom 
21. Oktober nachträglich bestätigt. 

Das BVG räumte zwar ein: „Die 
Bundesregierung ist grundsätzlich 
verpflichtet, Bundestagsabgeordneten 
auf entsprechende Anfragen hin mit¬ 
zuteilen, dass der Bundessicherheitsrat 
(BSR) ein bestimmtes Kriegswaffenex¬ 
portgeschäft genehmigt hat oder eine 
Genehmigung nicht erteilt worden ist.“ 
Aber: Sie muss das erst, wenn der Bun¬ 
dessicherheitsrat entschieden hat. Und: 
Gründe für ihre Entscheidung muss sie 
nicht angeben. 

Bisweilen nimmt das Volk an, dass 
das Parlament oder wenigstens ein 
Teil davon in der Opposition die Re¬ 
gierung im Bundestag kontrolliert. 
Die Kontrolle, so das Gericht, ist aber 
„nicht grenzenlos“. Die Eigenverant¬ 
wortung der Regierung dürfe nicht 
beschnitten werden. Zudem könn¬ 
te es ja sein, dass die Kontrolle „das 
Staatswohl und Grundrechte Dritter“ 
einschränke. 

Wenn der Bundestag noch vor der 
Entscheidung des BSR informiert 
würde, könnten renitente Abgeord¬ 
nete eine Debatte vom Zaun bre¬ 
chen. In diesem Fall: Rüstungsexport- 


denburger Flüchtlingsrat geübt. „Da 
geht es unter anderem auch darum, dass 
Flüchtlingsheime auch in Gewerbege¬ 
bieten am Rande der Städte zugelassen 
werden sollen“, monierte Gabi Jasch- 
ke vom Flüchtlingsrat Brandenburg. 
Jaschke warnte außerdem vor einem 
„Rückschritt der Politik“ hin „zu gro¬ 
ßen Unterkünften mit Gemeinschafts¬ 
küchen und -bädern“. „Wenn schon 
Heime, dann mit wohnungsähnlichen 
kleinen Einheiten“, forderte sie. „Die 
Menschen brauchen Zugang zu Ärzten, 
Schulen und Rechtsanwälten, also wie 
alle Bürger eine vernünftige Infrastruk¬ 
tur“, erinnerte Jaschke die offizielle Po¬ 
litik weiter. 

Kritik an der aus SPD und Links¬ 
partei bestehenden Landesregierung 
kam auch vom Geschäftsführer des 
brandenburgischen Städte und Ge¬ 
meindebundes Karl-Ludwig Böttcher. 
Er bemängelte, dass es „kaum Lehrer, 
die Sprachkenntnisse in Arabisch, in af¬ 
rikanischen Sprachen oder Tschetsche¬ 
nisch haben“ in Brandenburg gebe, ob¬ 
wohl das Erlernen der deutschen Spra¬ 
che unerlässlich für die Integration von 
Flüchtlingen sei. 


gegner könnten sich praktisch in die 
konkrete Regierungstätigkeit einmi- 
schen und die Exporte zu verhindern 
suchen. Es könnte auch sein, dass die 
Opponenten gleich zwei Rüstungsbe¬ 
fürworter ins Visier nehmen würden: 
die deutschen Rüstungsproduzenten 
und die Kriegswaffenimporteure. Es 
könnte in der Folge außenpolitische 
Verwicklungen geben. Die „Erwerber¬ 
länder“ könnten merken, wie im Bun¬ 
destag über sie geurteilt wird. Sogar 
die konkurrierende Rüstungsindustrie 
im Ausland könnte die Lunte riechen. 
Schließlich könnte das „Staatswohl“ 


Bundesverfassungsgericht 

sanktioniert 

Geheimniskrämerei 


ins Fadenkreuz geraten (grundrecht¬ 
licher Schutz der Betriebs- und Ge¬ 
schäftsgeheimnisse der Rüstungsun¬ 
ternehmen, Art. 12 Abs. 1). 

Wenn aber etwa der Bundestagsab¬ 
geordnete Hans-Christian Ströbele ge¬ 
heime Informationen bekäme, könnte 
er damit nichts machen, denn er dürf¬ 
te damit öffentlich keine Politik be¬ 
treiben, weil er sich sonst des Geheim¬ 
nisbruches schuldig machen würde. 
Geheimniskrämerei und Herrschafts¬ 
wissen müssen wasserdicht gegenüber 
dem Volk abgeschottet werden. Wenn 
allerdings der Krug in den Brunnen 
gefallen ist, dann hätte Ströbele auf 
seine schriftliche Anfrage 7/193 vom 
14. Juli 2011schon erfahren sollen, „ob 


PRO ASYL monierte, dass „aktuell 
viel Geld für Provisorien ausgegeben 
wird und vielerorts die Beauftragung 
privater Betreiberfirmen ohne große 
Qualitätsanforderungen als billige und 
schnelle Lösung angesehen wird“. Eine 
zentrale Aufgabe eines Konzeptes der 
Flüchtlingsaufnahme müsse es jedoch 
sein, „provisorische Lebensverhältnisse 
so schnell wie möglich zu beenden und 
Flüchtlinge in Wohnungen zu vermit¬ 
teln“. „Bundes- und Landesregelungen, 
die den Auszug aus den Unterkünften 
verhindern, müssen abgeschafft wer¬ 
den“, forderte die Flüchtlingshilfsorga¬ 
nisation, die sich auch dafür aussprach, 
dass Flüchtlinge „im Rahmen eines 
notwendigen Programms des sozialen 
Wohnungsbaus eine Zielgruppe unter 
anderen werden“. 

Grundlegende Änderungen im 
Umgang mit Asylbewerbern forder¬ 
te auch Sevim Dagdelen, nordrhein¬ 
westfälische Bundestagsabgeordnete 
der Linksfraktion. „Die Lebenssituati¬ 
on der Flüchtlinge kann nur verbessert 
werden, indem diese endlich dezentral 
in eigenen Wohnungen anstatt in Sam¬ 
melunterkünften untergebracht Wer¬ 


der Bundessicherheitsrat die Liefe¬ 
rung von 200 Panzern des Typs Leo¬ 
pard nach Saudi-Arabien genehmigt 
hat.“ Mehr aber nicht. Auch der Rüs¬ 
tungsexport nach Algerien hätte nicht 
begründet werden müssen. 

Die Bundesregierung nimmt für 
sich in Anspruch, „ die Informations¬ 
weitergabe gegenüber dem Parlament 
und der Öffentlichkeit bereits zu Be¬ 
ginn der neuen Legislaturperiode ent¬ 
scheidend verbessert“ zu haben: Statt 
eines jährlichen Rüstungsexportbe¬ 
richts gibt es ihn zukünftig alle sechs 
Monate. Nach erfolgter Entscheidung 
über einen Rüstungsexport werden die 
Bundestagsausschüsse informiert. 

Der 24. Dezember 2014 ist ein 
ganz besonderer Tag: Das Transpa- 
renzgebahren der Bundesregierung 
bekommt ein neues juristisches Kor¬ 
sett. Der internationale Waffenhan¬ 
delsvertrag (Arms Trade Treaty) tritt 
in Kraft. Er verpflichtet die Lieferstaa¬ 
ten zu prüfen, ob mit den Waffen Men¬ 
schenrechte bzw. das humanitäre Völ¬ 
kerrecht ernsthaft verletzt werden kön¬ 
nen. Mehr noch: Die Bundesregierung 
gibt vor, vor allem in Entwickungslän- 
dern dabei zu helfen, den Vertrag um¬ 
zusetzen. 

Im Bundestag erfolgt diese ernst¬ 
hafte Prüfung allerdings in der Zeit¬ 
spanne zwischen Voranfrage der Rüs¬ 
tungsindustrie und Entscheidung des 
BSR nicht. Dabei lohnte sich eine öf¬ 
fentliche Debatte allein schon über die 
„Streuung“ der exportierten Rüstungs¬ 
güter: 25 EU- und NATO-Länder und 


den“. „Dies würde nicht nur ein respekt¬ 
volles Zusammenleben der verschiede¬ 
nen Menschen vereinfachen, sondern 
die Kosten für Sicherheitsdienste, die 
zur Bewachung der Unterkünfte einge¬ 
setzt werden, einsparen“, stellte Dagde¬ 
len klar. „Statt in die Bewachung von 
Flüchtlingen zu investieren, sollte nicht 
nur die ,rot-grüne 4 Landesregierung 
sich vielmehr für den weiteren Ausbau 
von Betreuungsangeboten und Hilfsan¬ 
geboten für die oftmals traumatisierten 
Flüchtlinge stark machen“, forderte die 
Bundestagsabgeordnete. „Solange es 
zu keinem grundsätzlichen Umden¬ 
ken von etablierter Politik und den Be¬ 
hörden kommt, wird die Situation von 
Flüchtlingen nicht verbessert. Vielmehr 
wird ihrer Ausgrenzung und Diskrimi¬ 
nierung weiterhin der Weg bereitet 44 , 
kritisierte Dagdelen weiter. 

Dass die berechtigten Forderungen 
von Flüchtlingsverbänden und -Organi¬ 
sationen jedoch bei den politisch Ver¬ 
antwortlichen in den Landesregierun¬ 
gen und der Bundesregierung tatsäch¬ 
lich auf Gehör stoßen, dürfte jedoch 
ein frommer Wunsch bleiben. 

Markus Bernhardt 


100 weitere Länder, die sich zum Teil 
wechselseitig bedrohen (wie die NA¬ 
TO-Mitglieder Türkei und Griechen¬ 
land) oder wenigstens in Verdacht ste¬ 
hen, die Waffen gegen die eigene Be¬ 
völkerung einzusetzen. 

Die Rüstungsindustriellen, zusam¬ 
mengefasst im „Bundesverband der 
Deutschen Sicherheits- und Verteidi¬ 
gungsindustrie e.V“, frohlockten: „Da¬ 
mit sind auch die legitimen Interessen 
der Unternehmen der deutschen Si¬ 
cherheits- und Verteidigungsindustrie 
für den Schutz ihrer Betriebs- und Ge¬ 
schäftsgeheimnisse sowie der Schutz 
der Bestellerländer gewahrt geblie¬ 
ben 44 Ein Eingriff in die Interessen der 
Rüstungsindustrie würde als „Eingriff 
in die Berufsfreiheit der Unternehmen 
der deutschen Rüstungsindustrie“ ge¬ 
wertet. 

Die FAZ kann bezüglich der Ge¬ 
heimhaltung von Rüstungsdeals das 
Dreigestirn von Bundesverfassungs¬ 
gericht, Rüstungsindustrie und Bun¬ 
desregierung treffend kommentieren: 
„Hier geht es nicht nur um die Gefahr 
eines außenpolitischen Schadens, son¬ 
dern auch um die Rechte der deut¬ 
schen Rüstungsindustrie, die vom Ver¬ 
fassungsgericht erfreulich klar benannt 
werden; Rechte wohlgemerkt, nicht 
bloße Interessen: Wenn es um sensib¬ 
le Informationen im Rahmen der An¬ 
bahnung von Geschäften geht, steht 
die Berufsfreiheit der in einem harten 
Wettbewerb stehenden Unternehmen 
auf dem Spiel.“ (Az.: 2 BvE 5/11) 

Uwe Koopmann 


Richter regeln die Rüstung 

Kriegsindustrie und Regierung sind zufrieden 
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Vorausschauender Umwälzschutz 


4 ooo Hooligans randalieren in Köln für „Volk und Vaterland“ 



In der Tat: Vielleicht beruhigt uns 
der lächerliche Stresstest der Banken 
durch die EZB. Womöglich glauben 
wir jetzt wieder an die Stabilität des Fi¬ 
nanzsystems. Aber die Aussichten sind 
ohnedies schlecht: bei Ford-Köln wird 
an elf Tagen im Oktober kurzgearbei¬ 
tet. Dem Sprinter-Werk von Daimler in 
Düsseldorf drohen 1 800 Entlassungen. 
Denn Autos kaufen keine Autos. 

Vor 14 Tagen meldete die Presse, 
dass auf Drängen der Bundesländer 
NRW und Bremen das Bundesarbeits¬ 
ministerium derzeit eine Verordnung 
vorbereite, wonach das Kurzarbeiter¬ 
geld auch im kommenden Jahr von 
sechs auf zwölf Monate verlängert wer¬ 
de. Und NRW-Arbeitsminister Gunt¬ 
ram Schneider sprach sich gar dafür 
aus, in Einzelfällen bis zu 18 Monate 
Kurzarbeitergeld zu zahlen. 

So könnten Entlassungen vermie¬ 
den werden. 

Und soziale Unruhen als mögliche 
Folge, denken wir uns. 

Im anderen Fall dürfte es im Sinne 
von Herrschaftssicherung nützlich sein, 
wenn sich die 
Arbeitenden, 
je nach Gebet¬ 
buch, gegensei¬ 
tig bekriegen, 
statt den Zorn 
auf die Nutz¬ 
nießer der Kri¬ 
se und Anstif¬ 
ter der Kriege, 
auf die Herren 
der Konzerne 
und Banken, 
zu richten. 

Ähnlich 
wie uns imperi¬ 
alistische Krie¬ 
ge als humani¬ 
täre Kampf¬ 
einsätze oder 
als Notwehr 
gegen islamis- 
tischen Terror 
verkauft wer¬ 
den und in der 
Folge die Öl¬ 
staaten Irak, 
Libyen, Syrien 
zerfallen, er¬ 
streben unsere Herren, den zaghaften, 
aber womöglich wachsenden Wider¬ 
stand gegen Arbeitslosigkeit, Armut, 
Sozialabbau nach demselben Muster 
zu zerlegen. Ihre Angst ist gewaltig. 

Größer als unsere Zuversicht. Vor 
allem angesichts dessen, dass die Hoo¬ 
ligans zunächst mal Oberwasser haben. 

Klaus Stein 


I mmerhin 1 500 Men¬ 
schen beteiligten 
sich am vergangenen 
Sonntag an der Pro¬ 
testkundgebung vor 
dem Kölner Bahnhof 
im Schatten des Doms. 

Denn hinter dem Bahn¬ 
hof trafen sich Nazihoo¬ 
ligans zu einer Veran¬ 
staltung von „HoGeSa“ 

(Hooligans gegen Sala- 
fisten). Anmelder dort: 
Pro-NRW-Funktionär 
Dominik Roeseier. 

Zu den Protesten 
hatten innerhalb von 
10 Tagen Kölner anti¬ 
faschistische Gruppen 
und Bündnisse mobili¬ 
siert, zuletzt der DGB 
Köln/Bonn. Unter an¬ 
derem spricht die Vor¬ 
sitzende von ver.di Köln, 

Heidrun Abel. Die De¬ 
legierten hatten noch 
am Vortage symbolisch 
den Rechten die „rote 
Karte“ gezeigt und ihre 
Vorsitzende beauftragt, 
hier zu reden. Auch der 
Kölner Musiker Stefan 
B rings tritt auf. 

Peter Trinogga, Spre¬ 
cher der VVN/BdA Köln, sagt: „die 
,Hooligans gegen Salafismus 4 , die Neo¬ 
nazis und Rassisten, die wenige hundert 
Meter von hier entfernt ihre menschen¬ 
feindlichen Parolen herausbrüllen, sind 
aus dem gleichen Holz geschnitzt, wie 
die selbsternannten Gotteskrieger. Es 
eint sie der gleiche wahnhafte Hass auf 
alle diejenigen, die nicht so sind und 
auch nicht so sein wollen, wie sie selbst. 
Auf dem Breslauer Platz und im Kuni¬ 
bertsviertel geht es nicht um Salafismus, 
um Scharia oder um Solidarität mit den 
Menschen in den kurdischen Gebieten. 
Die meisten, die jetzt dort stehen, wer¬ 
den von Menschenfeindlichkeit, von 

Ralf Jäger (SPD): 
Polizeikonzept hat 
funktioniert. 

Rassismus, von Neofaschismus ange¬ 
trieben.“ Dann berichtet er von Ein¬ 
tragungen auf der HoGeSa-Facebook- 
seite, wo über schwarz-rot-gold gesagt 
wird: „Wer sich für diese Drecksfarben 
hergibt, braucht sich über die heutige 
Situation gar nicht zu beschweren“. 
Stattdessen der Vorschlag, unter der 
schwarz-weiß-roten Reichsflagge zu 


bild mit Fahne vor dem Kölner Hauptbahnhof. 


marschieren. Die Antifaschisten 
würden dort als „links-rot-grün 
versiffte Gegendemonstranten“ 
beschimpft. Ein weiterer Eintrag: 

„Ich kann nicht mehr Zusehen, 
wie mein Land ausgesaugt wird 
und letztlich daran kaputt geht“. 

Und es wird kaum verhüllt zu 
rassistischen Pogromen aufgeru¬ 
fen: „Auf geht’s nach Hoyerswer¬ 
da, da hatten wir das Spielchen 
schon mal, vor ca. 23 Jahren.“ 

Und in der Tat, die Schläger 
auf dem Breslauer Platz brüllen 
nicht nur „Ahu“ und „Hooli¬ 
gans - Deutschland“, die Losun¬ 
gen heißen: „Wir wollen keine 
Salafistenschweine“, „Frei, sozial 
und national“, „hier marschiert 
der nationale Widerstand“. 

Es sind unerwartet viele, fast 
4 000 Nazihooligans. Sie miss¬ 
brauchen die Republikfahne ebenso 
wie das Vergnügen am Fußball. Ganz 
unsportlich werfen die angeblichen 
Sportsfreunde Flaschen, Böller und 
Steine auf Passanten. Dazu reicht 
es, wenn verhüllte Musliminnen im 
Fenster erscheinen oder Fotografen 
ihre Kameras zücken. Es gibt weit 
über 50 Verletzte. Gegen die Randa¬ 


Verfassungsschutzes. 
Dem WDR sagt er, 
„die Krawalle“ seien 
keine Überraschung 
gewesen - weder für 
den Verfassungsschutz 
noch für die Polizei. - 
Keine Überraschung! 

Vor zwei Jahren, im 
Mai 2012, provozierte 
Pro Köln wiederholt 
Muslime mittels Mo¬ 
hammed-Karikaturen. 
Sicherlich keine Über¬ 
raschung für Verfas¬ 
sungsschutz und Poli¬ 
zei. Die Beamten hat¬ 
ten Gelegenheit, gegen 
protestierende Salafis- 
ten vorzugehen. Kurz 
vor den Landtagswah¬ 
len machte sich das gut. 
Und in der gegenwärti¬ 
gen wirtschaftlichen 
Lage, die durch die fort¬ 
dauernde Krise charak¬ 
terisiert ist, dürfte diese 


Sehen so Fußballfans aus? Gruppenbild mit Fahne hinter dem Kölner Hauptbahnhof. 


le setzt die Polizei Wasserwerfer ein. 
Die Presse urteilt, die Veranstaltung 
der Hooligans sei aus dem Ruder ge¬ 
laufen. 

Aber am nächsten Morgen be¬ 
hauptet NRW-Innenminister Ralf Jä¬ 
ger (SPD) im ZDF, das Polizeikonzept 
habe funktioniert. So sieht es auch 
Burkhard Freier, Leiter des NRW- 


Konstellation „Hooligans gegen Sala- 
fisten“ ebenfalls die erwünschte Des¬ 
orientierung erreichen. 

Der WDR-Radionachricht am 
Montagmorgen „NRW-Innenminister 
Jäger sieht neue Gefahr nach Hoo¬ 
ligan-Krawallen“ folgte unmittelbar: 
„Deutsche Wirtschaft bewertet Lage 
und Aussichten schlechter“. 


CSU sucht Profilierung 

Bayerns Sonnenkönig will mehr Schlagzeilen 


Eins muss man dem Seehofer Horst 
zugestehen, was sich auch seine Partei¬ 
freunde gut merken sollten: Ohne ihn 
wäre die CSU, zumindest zeitweise, 
kaum aus ihrer Krise gekommen. Mit 
47,7 Prozent hat er die CSU bei den 
Landtagswahlen im September 2013 
nicht nur wieder zur stärksten Kraft mit 
einer absoluten Mehrheit im Freistaat 
Bayern verholten. Hinter sich gelassen 
hat er die Querelen um den Abgang 
des Ex-Ministerpräsidenten Edmund 
Stoiber, des Ex-Ministerpräsidenten 
Manfred Beckstein und des zeitwei¬ 
ligen CSU-Vorsitzenden Erwin Hu¬ 
ber. Die CSU-Mannen atmeten, viele 
unwillig, auf. Dazu trug auch das gute 
Bundestagswahlergebnis 2013 bei, das 
Frau Merkel erneut zur Kanzlerschaft 
verhalf. 

Doch schon die Wahlen zum Eu¬ 
ropaparlament signalisierten, dass 
die CSU keineswegs schon wieder 
auf festem Boden steht. 2009 wurden 
noch 7,3 Prozent, 2014 nur noch knapp 
über fünf Prozent erreicht. Dieses Er¬ 
gebnis war für die CSU-Oberen nie¬ 
derschmetternd und führte zu vielen 
Diskussionen innerhalb der Partei. 
Externe Berater wurden herangezo¬ 


gen, um diesen Trend zu interpretie¬ 
ren. Herausgekommen ist dabei nicht 
viel. Denn - so will es die CSU gerne 
sehen - Bayern sei doch „ein faszinie¬ 
rendes Land. Hier lässt sich gut leben 
und arbeiten“. 

Schon über dieses Wahlergebnis 
entwickelten sich viele Misstöne in der 
CSU. Der Sonnenkönig musste sich vie¬ 
len Kritikern stellen und musste über 
seine Nachfolge nachdenken. Er offe- 


Für „Glühwürmchen“ 
Guttenberg steht die Tür 
offen. 


rierte schließlich im Landesvorstand 
einen Zeitplan für einen Wechsel im 
Jahre 2018, sogar -.was ihm sichtlich 
schwer fiel - unter Einbeziehung der 
Landesvorstandsmitglieder und der 
Partei insgesamt. Mögliche Nachfolger 
sollten aufgebaut werden: der umtrie¬ 
bige fränkische Bezirks Vorsitzende und 
Finanzminister Markus Söder war im 
Gespräch wie die Ex-Staatskanzleise- 
kretärin Christine Haderthauer. Aus 
Berlin zurückgeholt wurde sogar Bun¬ 


desministerin Ilse Aigner, prompt zur 
Bezirksvorsitzenden in Oberbayern 
gemacht und zur Wirtschaftsministe¬ 
rin ernannt. 

Doch nun ist der Seehofer Horst 
wieder nachdenklich geworden. Er be¬ 
kräftige dieser Tage, dass er nach wie 
vor für einen „geordneten Generatio¬ 
nenübergang“ sorgen wolle. Fügte aber 
hinzu: „Aber ich wüsste auch, was ich 
zu tun hätte, wenn kein ordentlicher 
Übergang gewährleistet wäre.“ Das 
wollen einige CSU-ler als Drohung: 
verstehen: Seehofer will nach 2018 wei¬ 
termachen. Das will zum Beispiel Ex- 
Parteichef Erwin Huber auf jeden Fall 
verhindern - wie auch der von Seeho¬ 
fer abgehalfterte Bundesverkehrsmi¬ 
nister Peter Ramsauer. In der „Bild“- 
Zeitung erklärte er: „Die Stimmung an 
der Parteibasis ist klar: Sie will einen 
Wechsel zur nächsten Wahl, so wie es 
auch bisher von Seehofer selbst vertre¬ 
ten wurde.“ 

In dieser Gemengelage fürchten 
manche CSU-ler einen offenen Macht¬ 
kampf zwischen Aigner und Söder, der 
ihrer Partei schaden könnte. Da sich 
viele nicht vorstellen können, dass sich 
die beiden aktuell Auserwählten eini¬ 


gen könnten, sprießen die Gedanken 
bei so manchem Landesvorstandsmit¬ 
glied und Landtagsabgeordneten. Ei¬ 
ner, der wieder mal nicht namentlich 
genannt werden will, sagte laut „Spie¬ 
gel“: „Auf den Fluren des Landtages ist 
über ein solches Szenario schon öfter 
gesprochen worden.“ 

Andere Gedanken sind in der bis¬ 
herigen Diskussion in Partei und Öf¬ 
fentlichkeit nicht zu erkennen. Wie 
wäre es denn damit: Der wendige 
Seehofer vermisst in Wahrheit seine 
CSU gegenwärtig in der bundesweiten 
Wahrnehmung und sucht nach Profilie¬ 
rung seiner Partei. Denn seine beiden 
Wahlkampfschlager „Betreuungsgeld“ 
und „Maut“ sind 2014/15 abgeleiert. 
Und was dann CSU? 

Da trumpft jetzt der Sonnenkönig 
mit gleich zwei neuen Themenberei¬ 
chen auf: Die CSU wolle sich in der 
Legislaturperiode in der Wirtschafts¬ 
und in der Außenpolitik profilieren. 
Angesichts der düsteren Konjunktur¬ 
aussichten verlangt er zum ersten einen 
Kurswechsel in der Wirtschaftspolitik 
(hallo Herr Gabriel!). „Wir brauchen 
einen neuen Schwerpunkt in der Regie¬ 
rungsarbeit. Dieser Schwerpunkt heißt: 


Vorfahrt für Wachstum und sichere Ar¬ 
beitsplätze“, sagte Seehofer im „Spie¬ 
gel“. Die CSU plane - Koalitionsvertrag 
hin oder her - ein „ganzes“ Steuerpa¬ 
ket. Kernpunkt soll die Beseitigung der 
kalten Progression zum 1. Januar 2017 
sein. 

Zum anderen nimmt der CSU-Chef 
wahr, dass in der Außenpolitik gegen¬ 
wärtig kaum eine Stimme der CSU 
wahrzunehmen ist. Sein Clou: Ausge¬ 
rechnet Karl-Theodor zu Guttenberg 
soll zum CSU-Parteitag im Dezember 
eingeladen werden, um seine Botschaf¬ 
ten dem bayerischen Volk zu verkün¬ 
den. Guttenberg, den er einst als „Glüh¬ 
würmchen“ verspottete, habe - so ganz 
jovial Seehofer - eine Verschnaufpause 
benötigt. Wenn mal eine gewisse Zeit 
verstrichen sei, soll jemand auch wis¬ 
sen, „du bist gern bei uns gesehen“. 
Seine Tür stehe offen für Guttenberg. 
Doch „Glühwürmchen“ machte inzwi¬ 
schen der CSU seine Absage bekannt. 
Können Politiker ihre Partei besser ins 
Gespräch bringen? Wohl kaum! Weite¬ 
re Wendungen sind bei dem Seehofer 
Horst nicht auszuschließen. Für Über¬ 
raschungen ist gesorgt. 

RolfPriemer 
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Väzquez vor seinem 
zweiten Sieg 

Uruguay braucht eine Stichwahl: der 
ehemalige Staatspräsident Tabare Väs- 
quez konnte sich am Sonntag für das 
Linksparteienbündnis „Frente Amplio“ 
(Breite Front) mit 47,2 % zwar klar ge¬ 
gen den Kandidaten der Nationalpar¬ 
tei, Luis Lacalle, durchsetzen, muss 
den Triumph aber auf den 30. Novem¬ 
ber verschieben. Der erst 41 Jahre alte 
Lacalle, Sohn des früheren Präsidenten 
Luis Alberto Lacalle (1990-95), schaff¬ 
te 30,5 %. 

Er braucht nun nicht nur die Wäh¬ 
lerschaft des ebenfalls rechtsgerichte¬ 
ten Drittplazierten, Pedro Bordaberry 
(12,7 %), sondern deutlich mehr. Den 
größten Anteil an den kleineren Par¬ 
teien erreichte die „Unabhängige Par¬ 
tei“, eine neue Formation, die sich als 
kritisch-links gibt. Das ergibt nicht sel¬ 
ten eine Unterstützung der Rechten im 
entscheidenden Moment. Tatsächlich 
links von der Frente Amplio, der auch 
die Kommunistische Partei Uruguays 
angehört, steht dagegen die „Unidad 
Populär“ (Volkseinheit), die erstmals 
in das Parlament einzieht. Das bedeu¬ 
tet, dass es seit der Gründung der Fren¬ 
te Amplio 1971 erstmals linke Konkur¬ 
renz für sie gibt. Die Unidad Populär 
konnte damit die trotz einiger gesell¬ 
schaftspolitischer Erfolge der Regie¬ 
rung (Steuer- und Gesundheitsreform, 
Legalisierung des Schwangerschaftsab¬ 
bruchs) bestehende Unzufriedenheit 
über die oft recht zaghaften Schritte 
teilweise für sich kanalisieren. 

Der bisherige Präsident Jose Muji- 
ca, ein ehemaliger Tupamaros-Gueril- 
lero, kandidierte erfolgreich zum Se¬ 
nat, wo er als Kandidat der „Bewegung 
der Volksbeteiligung“ (MPP) aufgrund 
seiner großen Beliebtheit die meisten 
Stimmen schaffte. Die MPP ist mit 
sechs Senator/inn/en die stärkste Kraft 
innerhalb der FA. 

Tabare Väzquez, der 2005 erster FA- 
Präsident Uruguays wurde, kommt aus 
der Sozialistischen Partei. Er gilt als 
noch gemäßigter als Mujica. Insgesamt 
schöpft die Frente Amplio ihre Erfolge 
aus ihrer Geschlossenheit als Bündnis: 
bei den Parlamentswahlen hat sie allem 
Anschein nach zum dritten Mal hinter¬ 
einander die absolute Mehrheit errun¬ 
gen. Uruguays Regierung hat stabile 
Wirtschaftsdaten zu bieten: nach dem 
Pleitenjahr 2001/2002 stieg das BIP elf 
Jahre lang, während die Armutsrate er¬ 
heblich reduziert werden konnte. 

A.N. 

Italiens Arbeiter sagen „Basta“ 

Nachdem am 24. Oktober in Italien 
ein Generalstreik in Transport, Ver¬ 
kehr und Schulen das öffentliche Leben 
weitgehend lahm gelegt hatte, demons¬ 
trierten am 25. in Rom weit über eine 
Million Beschäftigte aus Wirtschaft und 
Verwaltung sowie Schüler und Studen¬ 
ten, Rentner und viele Arbeitslose ein 
unüberhörbares „Basta“ zu dem „Jobs 
Act“ von Premier Renzi, einer „Ar¬ 
beitsmarktreform“, die neue Lohnsen¬ 
kungen, Entlassungen, die Beseitigung 
des Kündigungsschutzes und elementa¬ 
rer Arbeiterrechte vorsieht. 

Der Regierungschef hatte die Pro¬ 
teste mit einer provokativen Erklärung 
zusätzlich angeheizt. Zu der Demons¬ 
tration hatte die Confederazione Gene¬ 
rale Italiena del Lavoro (CGIL) aufge¬ 
rufen. Obwohl die Leitungen der CISL 
und UIL eine Teilnahme abgelehnt hat¬ 
ten, nahmen viele ihrer Mitglieder teil. 

An der Manifestation nahm eine 
beträchtliche Zahl Parlamentarier der 
mehrheitlich die Regierung anführen¬ 
den Sozialdemokraten (PD) teil, die 
damit auf Distanz zu ihrem Partei-Chef 
Renzi gingen. 

Die der PD nahestehende „Repub- 
blica“ die ausführlich über die Mani¬ 
festation berichtete, befürchtete, wenn 
der Premier nicht einlenke, könne es 
zur Spaltung der Partei kommen. Dazu 
scheint der Premier jedoch nicht im 
Geringsten bereit. Wie die Zeitung am 
Montag meldete, hat Renzi seine harte 
Position bekräftigt, dass die Manifes¬ 
tation der CGIL ihn zu keinen Abstri¬ 
chen am Kurs der Regierung bewegen 
werde. Der in den 70er Jahren einge¬ 
führte Artikel 18 des Arbeitsgesetzes 
passe nicht in die jetzige Zeit. 

G.F. 


„Die dreckigsten Wahlen“ 

Das Ergebnis der Parlamentswahlen in der Ukraine entspricht den Wünschen des Westens 


N ach Auszählung von 86,5 Pro¬ 
zent der Wahlzettel am Dienstag 
um 11 Uhr lag die „Volksfront“ 
von Arseni Jazenjuk, dem „Minister¬ 
präsidenten“ des Putschisten-Regimes, 
mit 22,08 Prozent vor dem „Block Pjotr 
Poroschenko 44 auf den zu diesem Zeit¬ 
punkt 21,59 Prozent der Stimmen ent¬ 
fielen. Vier weitere Parteien kommen 
danach in die neue Werchowna Rada, 
die „Samopomoschtsch“ (Selbsthil¬ 
fe) des Bürgermeisters von Lwow, die 
10,9 Prozent der Stimmen erhielt, der 
„Oppositionsblock“ zu dem mehre¬ 
re frühere Mitglieder der Partei der 
Regionen des gestürzten Präsidenten 
Janukowitsch gehören, belegte mit 
9,45 Prozent den vierten Platz. Die 
„Radikale Partei“ des Nationalisten 
Oleg Ljaschko erhielt 7,48 Prozent der 
Wählerstimmen, und die „Vaterlands¬ 
partei“ der ehemaligen Ministerpräsi¬ 
dentin Julia Timoschenko 5,70 Prozent. 
Alle anderen Parteien blieben bis zum 
genannten Zeitpunkt unter der Fünf- 
Prozent-Hürde. 

Für die Kommunistische Partei der 
Ukraine waren zu einem früheren Zeit¬ 
punkt etwas über 3 Prozent genannt 
worden (bei der Parlamentswahl 2012 
erhielt die KPU etwas mehr als 13 Pro¬ 
zent!). Am Dienstagmorgen lag sie bei 
3,89 Prozent. Die neonazistische Par¬ 
tei „Swoboda“ hat den Sprung ins Par¬ 
lament knapp verpasst, für sie wurden 
am Dienstag 4,69 Prozent der Stim¬ 
men gemeldet. Auch jetzt können sich 
die Ergebnisse noch verändern. Ein 
vorläufiges Ergebnis soll am 29. oder 
30. Oktober bekannt gegeben werden. 

Westliche Politiker und Medien 
bejubeln die ukrainischen Parlaments¬ 
wahlen als frei und demokratisch so¬ 
wie als Ausdruck der proeuropäischen 
Stimmung des ukrainischen Volkes. Zu¬ 
gleich wird behauptet, dass der Einfluss 
nationalistischer und rechter Kräfte in 
der Rada zurückgedrängt worden sei. 
Dies scheint allerdings noch zu früh zu 
sein. 

Es müsste nach Vorliegen des End¬ 
ergebnisses näher untersucht werden, 
wie viele Abgeordnete dieser Couleur 
in den Direktwahlkreisen das Mandat 
errungen haben. Bekannt ist z.B. be¬ 
reits, dass der Führer des Rechten Sek¬ 
tors, der Neonazi Dmitri Jarosch, ein 
Direktmandat in Dnjepropetrowsk er¬ 
obern konnte. Hinzu kommt der Ein¬ 


fluss von Ultranationalisten und Neo¬ 
nazis in vom Westen als prowestlich 
und demokratisch gepriesenen Partei¬ 
en, die Mandate für ihre Liste errei¬ 
chen konnten. 

Da ist die Bewegung „Selbsthilfe“ 
vom Bürgermeister der Stadt Lwiw 
(Lwow). Die - wie es heißt - aus Ak¬ 
tivisten des Maidan bestehen soll. Un¬ 
ter den „Aktivisten“ des Maidan wa¬ 
ren aber viele Ultranationalisten und 
Neonazis. Und in Lwiw stellt die neo¬ 
nazistische Swoboda die Mehrheit im 
Stadtparlament, sodass es nicht abwe¬ 
gig sein muss, wenn man vermutet, dass 
der Bürgermeister dieser Stadt, der ja 
kaum ohne die Swoboda-Abgeord- 
neten in dieses Amt gekommen sein 
kann, eine Art Ersatzorganisation der 
Swoboda geschaffen hat. 

Ultranationalisten und Neonazis 
darf man auch unter den Abgeordne¬ 
ten der Radikalen Partei vermuten. Ihr 
Chef, Oleg Ljaschko, gehört sicher zu 
dieser Spezies. Will er doch die Ukra¬ 
ine wieder mit Atomwaffen ausrüsten 
und alle prorussischen Kämpfer im Os¬ 
ten ohne Gerichtsverfahren erschießen 
lassen. Er ist Mitbegründer des ultra¬ 
rechten Freiwilligenbataillons „Asow“ 
und Amnesty International beschuldigt 
ihn, an Entführungen und Folterungen 


von Aufständischen beteiligt gewesen 
zu sein. 

Aber damit nicht genug. Auch in 
der Partei des Wahlsiegers Jazenjuk, 
der Volksfront, könnten Ultranatio¬ 
nalisten und Neonazis zu finden sein. 
Heißt es doch, unter den Kandidaten 
seiner Partei spielten Kommandeure 
von Freiwilligenbataillonen keine ge¬ 
ringe Rolle. Diese Formationen beste¬ 
hen aber zu einem beträchtlichen Teil 
aus Ultranationalisten und Neonazis. 

In jedem Fall bedeutet das Wahler¬ 
gebnis, dass die Kriegsparteien gestärkt 
worden sind und davon ausgegangen 
werden muss, dass eine friedliche Lö¬ 
sung des Konflikts in der Ostukraine 
noch schwieriger werden dürfte. Die 
antirussischen Kräfte sehen sich ge¬ 
stärkt. 

Auch die ukrainischen und russi¬ 
schen Kommunisten sehen die Ergeb¬ 
nisse der Parlamentswahl in der Ukra¬ 
ine, und dies offenbar im Unterschied 
zur russischen Führung, kritisch. So 
bezeichnete der Erste Sekretär des 
ZK der KPU, Pjotr Simonenko, die 
Wahlen bereits im Vorfeld bei einem 
Treffen mit Abgeordneten des Euro¬ 
paparlaments in Kiew als die „dre¬ 
ckigsten in der ganzen Geschichte der 
Ukraine“. Dies begründete er mit dem 


Verlauf des Wahlkampfes, in dem die 
Herrschenden, gestützt auf bewaffne¬ 
te neonazistische und rechtsradikale 
Gruppierungen, diejenigen brutal ver¬ 
folgten, die es wagten, eine vom offi¬ 
ziellen Standpunkt abweichende Posi¬ 
tion zu haben. Mittel wie Erpressung, 
physische Bedrohungen, Entführungen 
und Folter seien dabei zum Einsatz ge¬ 
kommen. 

„Besonders zynisch verfolgten die 
oligarchisch-nationalistischen Macht¬ 
haber die Aktivisten der Kommunis¬ 
tischen Partei. Unsere Kandidaten 
und Agitatoren wurden wiederholt 
überfallen, dabei auch mit direkter 
Beteiligung der sogenannten Rechts¬ 
schutzorgane, die sich faktisch in Ab¬ 
teilungen der politischen Polizei 4 ana¬ 
log der Gestapo verwandelten“, sagte 
Simonenko. Er wies darauf hin, dass 
auf Anweisung der Führer des Maidan 
Parteibüros der KPU besetzt und nie¬ 
dergebrannt wurden. Mit Hilfe eines 
verfassungswidrigen Gesetzes wur¬ 
de die Parlamentsfraktion der Partei 
aufgelöst, die KPU soll verboten wer¬ 
den. Die vorgezogenen Wahlen vom 
26. Oktober 2014 „können weder als 
demokratisch, noch als legitim ange¬ 
sehen werden“, resümierte der Erste 
Sekretär der KPU. 

In einer ersten Stellungnahme am 
Wahlabend machte der stellvertreten¬ 
de Vorsitzende der KPRF, I.I. Mel- 
nikow, ebenfalls deutlich, dass seine 
Partei die Ergebnisse nicht anerken¬ 
nen könne. Er nannte dafür mehrere 
Gründe: 

Erstens sei die Wahlkampagne un¬ 
ter „Bedingungen totalen Drucks auf 
Politiker und Wähler“ durchgeführt 
worden. Er verwies darauf, dass die 
Opponenten gegen den Kurs Kiews, „in 
erster Linie die KPU, dem Wesen der 
Sache nach in die Illegalität getrieben 
wurden, in der es schwierig ist, Wahlar¬ 
beit zu organisieren“. 

Zweitens hob er hervor, dass „neo¬ 
nazistisch und russophob gesinnte Po¬ 
litiker in mehreren Formationen mit 
unterschiedlichen Bezeichnungen ins 
Parlament eingezogen seien. Drittens 
nennt Melnikowdie niedrige Wahlbe¬ 
teiligung von wenig mehr als 50 Pro¬ 
zent, die große Fragen aufwerfe und 
nicht im Gleichklang mit den eupho¬ 
rischen Stimmungen der Sieger liege. 

Willi Gerns 



Stolzer Wahlsieger Jazenjuk mit stolzer Familie. 


Jeder macht nur, was er will 

Mit den Festlegungen des EU-Gipfels ist keine Begrenzung der Klimaerwärmung erreichbar 


„Die EU hat das Ziel aufgegeben, 
den Klimawandel einzudämmen“. Das 
ist das Urteil des Vorsitzenden des 
BUND (Bund für Umwelt und Natur¬ 
schutz) über die Beschlüsse des jüngs¬ 
ten EU-Gipfels, wonach die Emissi¬ 
on von Treibhausgasen in der EU bis 
2030 gegenüber dem Stand von 1990 
um 40 Prozent verringert werden soll. 
„40 Prozent Reduktion bis 2030 - die¬ 
ses Emissionsziel liegt weit unterhalb 
dessen, was wissenschaftlich nötig wäre, 
um die Klimaerwärmung langfristig auf 
maximal zwei Grad zu begrenzen“. So 
der Politische Geschäftsführer der Ent¬ 
wicklungsorganisation Germanwatch, 
Christoph Bals. 

Ähnliche Bewertungen gibt es von 
Greenpeace Deutschland, der Natur¬ 
schutzorganisation WWF (World Wide 
Fund for Nature) und dem Klimarefe¬ 
renten der Entwicklungsorganisation 
Oxfam. 

Die von Konzerninteressen und 
etabliertem Politikbetrieb unabhängi¬ 
gen Fachleute sind sich also einig. Mit 
den von den EU-Chefs am 23./24. Ok¬ 
tober in Brüssel beschlossenen Klima¬ 
zielen kann die Begrenzung der Klima¬ 
erwärmung auf 2 Grad nicht erreicht 
werden. 

Dabei hat ja auch schon ein Tem¬ 
peraturanstieg um diese 2 Grad enor¬ 
me Folgen, nicht nur für die Entwick¬ 
lungsländer, sondern auch in Europa. 
Extreme Wetterereignisse, Wirbelstür¬ 


me, Starkregengüsse, Dürreperioden, 
Anstieg der Meeresspiegel und Aus¬ 
weitung der Wüsten werden also wei¬ 
tergehen. Denn die nächsten 15 Jahre 
wären nach Expertenmeinung genau 
die Zeit, in der die globalen Emissio¬ 
nen drastisch sinken müssten, um die 
schlimmsten Folgen des Klimawan¬ 
dels einzudämmen. Die EU hätte ihre 
Emissionen bis 2030 um mindestens 60 
Prozent reduzieren müssen, um ihren 
Teil zur Verhinderung der globalen Er¬ 
wärmung um mehr als 2 ° beizutragen. 

Die vom „Europäischen Rat“ tat¬ 
sächlich beschlossenen Klimaziele blei¬ 
ben weit hinter diesen objektiven kli¬ 
mapolitischen Erfordernissen zurück. 

In den „Schlussfolgerungen“, 
dem Beschlussprotokoll der jüngsten 
EU-Tagung, wird zwar die Reduzie¬ 
rung der EU-internen Treibhausgas¬ 
emissionen bis 2030 um mindestens 
40 Prozent im Vergleich zu 1990 als 
„verbindliches Ziel“ offiziell festgelegt. 
Aber dabei fehlt nicht der Hinweis, 
dass dies „in möglichst kostenwirksa¬ 
mer Weise“ erfolgen müsse. Und das 
Ziel ist nur für die EU als Ganzes für 
verbindlich erklärt, nicht für die einzel¬ 
nen Mitgliedstaaten. Die können wei¬ 
terhin in eigener Regie entscheiden, in 
welchem Ausmaß sie sich beteiligen. 
Was sie tatsächlich tun, bleibt ihrer 
Entscheidung überlassen. Oder auch: 
Jeder macht nur, was er will. Ob damit 
des „verbindliche Ziel“ auf EU-Ebene 


in 15 Jahren tatsächlich erreicht wird, 
steht in den Sternen. 

Noch weniger den objektiven Not¬ 
wendigkeiten zum Erhalt des gegen¬ 
wärtigen Klimas gerecht werden die 
zwei anderen „Klimaziele 44 die der 
EU-Gipfel festgelegt hat. Der Anteil 
der erneuerbaren Energien (Wind, So¬ 
lar, Wasser u. a.) am Energieverbrauch 
der EU sollte ursprünglich auf 30 Pro¬ 
zent festgelegt werden. Nun wurde er 
aber angesichts des heftigen Wider¬ 
stands einiger EU-Staaten als „Kom¬ 
promiss“ auf 27 Prozent herunterge¬ 
setzt. Auch das ist wiederum nur für 
die EU als Ganzes „verbindlich“, nicht 
für die einzelnen EU-Staaten. 

Für die „Verbesserung der Energie¬ 
effizienz“ - gemeint ist damit die Sen¬ 
kung des Stromverbrauchs durch weni¬ 
ger energiefressende Produktionsme¬ 
thoden und Maschinen - wird auch für 
die EU als Ganzes nur ein „indikati¬ 
ves“ (als nicht verbindliches, lediglich 
als Anhaltspunkt vorgesehenes) Richt¬ 
ziel von ebenfalls 27 Prozent festgelegt. 

Der „Kompromiss“ dieser herab¬ 
gesetzten und zu niedrigen Klimazie¬ 
le kam nur nach heftigem Widerstand, 
insbesondere der Regierungen Polens 
und anderer osteuropäischer Staaten, 
kräftig unterstützt von den konserva¬ 
tiven Machthabern Großbritanniens, 
zustande. Dahinter ist unschwer das 
Interesse der großen Konzerne zu er¬ 
kennen, die die osteuropäischen Kohle¬ 


vorkommen ausbeuten, aber auch das 
anderer Energiekonzerne und der Öl- 
und Atomlobby. Sie wollen den Strom¬ 
verbrauch hoch und den Anteil der Er¬ 
neuerbaren klein halten, weil ihnen das 
weiter hohe Profite sichert. 

Aber es waren nicht nur „die Polen“ 
und „die Briten“. Auch der Bundesver¬ 
band der Deutschen Industrie (BDI) 
hatte sich vor der EU-Tagung zu Wort 
gemeldet. Er warnte vor einer „Ver¬ 
schärfung“ der klimapolitischen Ziele, 
indem er damit drohte, dann würden 
noch mehr Firmen ihre Produktion in 
Länder außerhalb der EU verlagern 
und so Arbeitsplätze verloren gehen. 
Gleiche Tonart von den „Energiein¬ 
tensiven Industrien in Deutschland“ 
(EID), die bekanntlich bereits heute 
von enormen Preisnachlässen gegen¬ 
über den Strompreisen für Privathaus¬ 
halte und kleineren Unternehmen pro¬ 
fitieren. Das verkündete Klimaschutz¬ 
ziel von minus 40 Prozent werde für sie 
„Mehrkosten in Milliardenhöhe“ ver¬ 
ursachen, behauptete ihr Sprecher Utz 
Tillmann, der zugleich Hauptgeschäfts¬ 
führer des Verbands der Chemischen 
Industrie ist. 

Es ist also klar, vor wem die 
EU-Oberen mit der deutschen Kanzle¬ 
rin Merkel an der Spitze „eingeknickt“ 
sind. Oder genauer, wessen Interessen 
sie gegenüber den Erfordernissen eines 
nachhaltigen Klimaschutzes den Vor¬ 
rang eingeräumt haben. Georg Polikeit 





m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 31. Oktober 2014 


Größter Sprung nach vorn 

China überholt USA in der Wirtschaftsleistung 


D rei Ereignisse rund um den 65. 
Gründungstag -1. Oktober - der 
Volksrepublik China manifestie¬ 
ren den Aufstieg des „Reichs der Mitte“ 
und zugleich den ökonomischen Nie¬ 
dergang der USA: ein Hotelkauf, ein 
Börsengang und eine statistische Kor¬ 
rektur von IWF und Weltbank. 

Um mit dem letzten zu beginnen: 
Zu seiner Jahrestagung Anfang Okto¬ 
ber legte der IWF korrigierte Zahlen 
zu den Bruttoinlandsprodukten (BIP) 
der einzelnen Fänder, einschließlich 
einer Projektion für 2014, vor. Danach 
wird China beim BIP, berechnet nach 
Kaufkraftparitäten (ppp) für Ende 
2014 eine höhere Wirtschaftsleistung 
als die USA verzeichnen: 17 632 Mil¬ 
liarden Dollar (China) zu 17 416 Mrd. 
Dollar für die USA (das Ranking der 
Wirtschaftsleistung nach Kaufkraft gilt 
für den Vergleich von Volkswirtschaf¬ 
ten als aussagekräftiger als die Bewer¬ 
tung unter Zugrundelegung aktueller 
Wechselkurse, bei der Unter- bzw. 
Überbewertungen von Währungen 
enthalten sind). In den Zahlen des 
IWF sind die zum Staatsgebiet Chi¬ 
nas gehörenden administrativen Son¬ 
derzonen Hongkong und Macao noch 
nicht enthalten, deren aggregiertes 
BIP nach ppp weitere 450 Milliarden 
ausmacht. 

Die Zahlen bedeuten eine histori¬ 
sche Zäsur: Deutlich früher als bislang 
erwartet verdrängt China die USA als 
weltgrößte Wirtschaftsmacht. Die USA 
hatten diese Position über hundert Jah¬ 
re inne. Vorausgegangen waren in den 
vergangenen zehn Jahren die Erobe¬ 
rung des Exportweltmeister-Titels von 
Deutschland, dann größte Handelsnati¬ 
on der Welt und Aufstieg zur weltgröß¬ 
ten Industriemacht - jeweils gegenüber 
den USA. Der Wirtschaftsredakteur 
der SZ, Nikolaus Piper, stellt sich be¬ 
reits die bange „grundsätzliche Frage“: 
„Kann eine Nation noch Supermacht 
sein, wenn sie nicht mehr die größte 
Volkswirtschaft der Erde ist?“. 

Auch die Schwellenländer sind nach 
den neuen Zahlen deutlich stärker als 
bisher angenommen. Indien hat da¬ 
nach Japan, das bisher als drittgrößte 
Volkswirtschaft eingestuft wurde, deut¬ 
lich hinter sich gelassen, Russland und 
Brasilien rangieren auf Platz sechs und 
sieben, hinter Deutschland. Die fünf 
BRICS-Staaten - Brasilien, Russland, 
Indien, China, Südafrika - brachten es 
2013 zusammen auf ein BIP zu Kauf¬ 
kraftparitäten von 30,1 Billionen Dol- 


Seit er im vergangenen Jahr im Büßer¬ 
hemd auf den Heiligen Stuhl kam, lässt 
er sich als Papst der Versöhnung feiern, 
verheißt Reformen, die seine katholi¬ 
sche Kirche aus der Krise herausfüh¬ 
ren und die nach Zehntausenden zäh¬ 
lenden Kirchenaustritte stoppen sollen. 
Seine jüngste Synode wurde als „Licht¬ 
strahl“ auf dem Weg zu einer „moder¬ 
neren und offeneren Kirche“ gepriesen. 
Was davon zu halten ist, zeigte sich, als 
Franziskus am Ende der Synode Paul 
VI. (Papst von 1963-1978) selig sprach. 
Denn damit stellt er sich in die Traditi¬ 
on des Bündnisses der Kurie mit dem 
Faschismus, die Pius XI. begründete 
und der mit Ausnahme von Johannes 
XXIII., der viele Juden vor der Ver¬ 
nichtung in den Gaskammern des Hit¬ 
lerfaschismus rettete, alle folgenden 
Päpste huldigten. 

Paul VI. organisierte als Kardinal 
Giovanni Battista Montini 1945 die 
Fluchthilfe für Nazi-Kriegsverbre¬ 
cher auf der sogenannten Rattenlinie 
nach Argentinien. Bereits 1943 hatte 
er den Palastverschwörern, die Mus¬ 
solini stürzten, die Unterstützung des 
Vatikans nur unter der Bedingung zu¬ 
gesagt, dass die „innere Ordnung“ bei¬ 
behalten werde, was die US-amerikani¬ 
sche Zeitschrift „Life“ so interpretierte: 
„sich von Mussolini und den Deutsch¬ 


lar und sind damit den G7-Staaten mit 
33,2 Billionen dicht auf den Fersen. Mit 
den unterschiedlichen Wachstumsraten 
dürfte sich der Abstand 2014 auf zwei 
Billionen Dollar verringern. Vor al¬ 
lem in der Krise nach 2007 haben die 
Schwellenländer das Kräfteverhältnis 
zu ihren Gunsten verschieben können. 
Wie die Financial Times im Zusammen¬ 
hang mit der IWF-BIP-Korrektur be¬ 
richtet, haben die entwickelten Ökono¬ 
mien in den sechs Jahren zwischen 2007 
und 2013 gerade mal um 4 Prozent ex¬ 
pandiert. „Das äquivalente Wachstum 
in den aufsteigenden Ökonomien be¬ 
trug 37 Prozent, war neunmal schnel¬ 
ler“ (FT, 9.10.). Der historisch einmali¬ 
ge Aufholprozess der Schwellenländer 
und der politisch-ökonomische Macht¬ 
verlust des Metropolenkapitalismus ist 
auch der eigentliche Grund, weshalb 
die Regierungen in Washington und 
Brüssel alle Hebel in Bewegung setzen, 
um eine transatlantische Freihandels¬ 
zone zu schaffen: TTIP soll den USA 
und EU ihre dominante weltpolitische 
und ökonomische Stellung gegenüber 
einer immer stärker werdenden multi¬ 
polaren Welt erhalten. 


freundlichen zu befreien, das System 
aber zu erhalten“. 

Zu den durch Montini nach Kriegs¬ 
ende ihrer gerechten Strafe entzoge¬ 
nen Faschisten gehörten neben inter¬ 
national gesuchten Kriegsverbrechern 
wie dem NSDAP-Reichsleiter Martin 
Bormann u.a. Adolf Eichmann, der 
KZ-Arzt von Auschwitz, Josef Men¬ 
gele, der Kommandant der Vernich¬ 
tungslager von Sobibor und Treblinka, 
Franz Sprangl, und der des Ghettos in 
Przemysl, Josef Schwammberger, der 
Führer der Ustascha-Faschisten und 
Chef des unter der Okkupation Hit¬ 
lerdeutschlands proklamierten „Un¬ 
abhängigen Staates Kroatien“, Ante 
Pavelic, mit fast seinem gesamten Ka¬ 
binett. Ausgeschleust wurden neben 
deutschen und italienischen Faschis¬ 
ten auch belgische und französische 
Kollaborateure, kroatische Ustascha- 
Leute, slowakische Klerikalfaschisten, 
ungarische Pfeilkreuzler und Angehö¬ 
rige der rumänischen „Eisernen Gar¬ 
de“. Wie der argentinische Historiker 
Uki Goni in seinem Buch „Odessa“ 
(Berlin/Hamburg 2006) recherchier¬ 
te, waren wenigstens 300 der ausge¬ 
schleusten Faschisten in Europa be¬ 
reits als Kriegsverbrecher abgeurteilt 
oder angeklagt. Allein etwa 50 000 
Deutsche und Kroaten konnten nach 


Ein Chinese erobert 
die Wallstreet 

Kurz vor dem halbrunden Jahrestag 
der Volksrepublik schrieb der Chine¬ 
se Jack Ma an der legendären New 
Yorker Wallstreet Geschichte. Mit 
seinem chinesischen Online-Handels- 
konzern Alibaba legte er an der US- 
Börse den bislang größten Börsen¬ 
gang hin. Auch das zeigt einen Trend 
auf. Alibaba, dessen Produkte au¬ 
ßerhalb Chinas kaum jemand kennt 
und kauft, macht auf dem Binnen¬ 
markt mehr Umsatz als Amazon und 
Ebay zusammen in der ganzen Welt. 
Es unterstreicht, dass der weltgröß¬ 
te Konsumentenmarkt inzwischen in 
der Volksrepublik liegt, der Grund, 
weshalb immer mehr westliche Kon¬ 
zerne auf diesen Markt drängen, zum 
Verkaufen, weniger zum Produzie¬ 
ren. Umgekehrt laufen immer mehr 
chinesische Konzerne aufgrund die¬ 
ses gigantischen Heimatmarktes zu 
globaler Größe auf und fordern die 
Konzerne des Metropolenkapitalis¬ 
mus heraus. Nach der Fortune 500 
Global List 2014 rangierten unter 
den 500 größten Konzernen der Welt 


Argentinien entkommen, das zur Zeit 
des Faschismus ein Hitler-Eldorado 
bildete. Von den fast 40 000 dort leben¬ 
den Deutschen waren die meisten ak¬ 
tive Anhänger des „Führers“ gewesen. 
Die NSDAP-Organisation in Argen¬ 
tinien war eine der stärksten im Aus¬ 
land. In Buenos Aires befand sich die 
Zentrale der faschistischen Propagan¬ 
da und Spionage für ganz Südamerika. 
Unter Juan Perön, einem Bewunderer 
Hitlers und Mussolinis, der Argentini¬ 
en von 1946 bis 1955 als Präsident re¬ 
gierte, wurde das Land zu einem Para¬ 
dies für geflohene Nazi-Verbrecher. Zu 
Montinis Helfern bei der Fluchthilfe 
gehörte der SS-Sturmbannführer Karl 
Hass, der zusammen mit dem SS-Chef 
von Rom, Herbert Kappler, und dessen 
Stellvertreter Erich Priebke u.a. an der 
Ermordung der 335 Geiseln im März 
1944 in den Ardeatinischen Höhlen bei 
Rom beteiligt war. 

Aus 1975 in Washington freigege¬ 
benen Akten des US-Finanzministeri- 
um ging hervor, dass im Rahmen der 
von Montini organisierten Fluchthilfe 
der Vatikan auch vom faschistischen 
Ustascha-Regime 250 Millionen 
Schweizer Franken „in Verwahrung“ 
nahm. Dieses Geld stammte, wie auch 
Unterlagen des Office of Strategie 
Service (Vorläufer der CIA) beleg- 


nen, ihre Zahl nimmt jedoch jährlich 
regelmäßig ab, während die Chinesen 
zusätzliche Plätze erobern. 

„Zuversicht“ verkauft 

Das dritte Ereignis im genannten Zu¬ 
sammenhang hat in erster Linie sym¬ 
bolische Aussagekraft. Der chinesi¬ 
sche Versicherungskonzern Anbang 
Insurance Group bezahlte den bisher 
höchsten Preis für ein Hotel: 1,95 Mil¬ 
liarden Dollar. Es handelt sich dabei 
um keine gewöhnliche Herberge, son¬ 
dern um das wohl berühmteste Hotel 
der Welt: Das Waldorf Astoria in New 
York. Mit 1 413 Zimmern ist es eines 
der größten Luxushotels der Welt. Es 
war in den vergangenen Jahrzehn¬ 
ten eine Art Ikone der Macht und des 
Glanzes des US-Kapitalismus. Zur Er¬ 
öffnung 1931 hielt der damalige US- 
Präsident Herbert Hoover eine Radio¬ 
ansprache: Das neue Hotel setze „den 
Maßstab für das Wachstum der Macht, 
des Wohlstands und der Kunstfertigkeit 
der Nation und sei „eine Demonstrati¬ 
on von Mut und Zuversicht des ganzen 
Landes“. 


ten, aus dem Vermögen von mehre¬ 
ren Hunderttausend Juden, Serben, 
Sinti und Roma sowie oppositionellen 
Kroaten, die das Ustascha-Regime 
von 1941 bis 1945 umbrachte. Deshalb 
hatte Montini während der Rettungs¬ 
aktion extra mit dem Pavelic-Vertrau¬ 
ten Krunoslav Draganovice im Klos¬ 
ter San Girolamo in Rom eine „kro¬ 
atische Sektion“ gebildet. Dort fand 
auch eine Anzahl von Kriegsverbre¬ 
chern, bevor sie ausgeschleust wur¬ 
den, Unterschlupf. 

Bevor Montini 1963 Papst wurde, 
leitete er das für die Arbeit des vati¬ 
kanischen Geheimdienstes Pro Deo 
zuständige Ressort. Er hatte bereits 
eng mit dem OSS, später CIA zusam¬ 
mengearbeitet. Er übergab dem USA- 
Geheimdienst die Akten zahlreicher 
politisch aktiver Priester, von denen 
viele als Agenten angeworben wur¬ 
den. Wie die Historiker Roberto Fa- 
enza und Marco Fini in ihrem Aufse¬ 
hen erregenden Buch „Gli Americani 
in Italia“ (Mailand 1976) enthüllten, 
begann unter dem geheimdienster¬ 
fahrenen Paul VI. die gegen Moskau 
gerichtete Untergrundarbeit, die dann 
unter dem polnischen Papst Wojtyla 
alias Johannes Paul II. zur Höchstform 
auflief. 

Gerhard Feldbauer 


Unfall auf 
Bestellung? 

Der Tod der Serena Shim 

Am Sonntag, dem 19. Oktober, starb 
die 30-jährige Reporterin Serena Shim 
bei einem Autounfall unter fragwürdi¬ 
gen Umständen in der südanatolischen 
Stadt Surug (Türkei). Die Journalis¬ 
tin mit US-amerikanischem und liba¬ 
nesischem Hintergrund war bei dem 
staatlichen iranischen Fernsehsender 
„PressTV“ angestellt und berichtete 
aus dem Kriegsgebiet um Kobane. Zwei 
Tage vor ihrem tragischen Tod erzählte 
sie in einem Fernsehinterview, dass der 
türkische Inlandsgeheimdienst MIT sie 
als „Spionin“ bezeichnet hätte und dass 
sie um ihre Sicherheit „fürchte“. Kei¬ 
ne 24 Stunden vor ihrem Tod strahlte 
„PressTV“ einen Beitrag aus, in dem 
Shim berichtete, sie habe Beweise, dass 
die Kämpfer des fundamentalistischen 
„Islamischen Staates“ (ISIS) von der 
Türkei und der NATO unterstützt wer¬ 
den. Serena Shim hinterlässt einen Ehe¬ 
mann und zwei kleine Kinder. 

Anfang Oktober wurde Shim, die 
schon in Krisengebieten wie Libanon, 
Irak und Ukraine für „PressTV“ un¬ 
terwegs war, als Berichterstatter in in 
die Region um Kobane entsandt, wo 
kurdische Volksverteidigungseinheiten 
(YPG), dem Vormarsch der ISIS er¬ 
bitterten Widerstand leisteten. Vor al¬ 
lem die Rolle der Türkei erschien dabei 
von Anfang an zwielichtig. So mutmaß¬ 
te zum Beispiel „Spiegel online“ schon 
Mitte Juni über eine mögliche Unter¬ 
stützung des ISIS seitens der Türkei. 
Beweise dazu blieben allerdings bislang 
aus. Genau die wollte Serena Shim der 
Weltöffentlichkeit nun vorlegen. 

Sie hatte gefilmt, wie Kämpfer aus 
der Türkei den Truppen der ISIS in Sy¬ 
rien zur Hilfe eilten - in Transportern, 
die mit dem Logo der Welternährungs¬ 
organisation der Vereinten Nationen 
gekennzeichnet waren. In ihrem letzten 
Beitrag für PressTV berichtete sie, dass 
das türkische Militär die gesamte Grenz¬ 
region um Kobane besetzt halte und jeg¬ 
liche Hilfe für die kurdischen Kämpfe¬ 
rinnen verhindere - sowohl Hilfstrans¬ 
porte als auch den Zustrom freiwilliger 
Kämpferinnen. Jedoch: Wer aus der Tür¬ 
kei dem ISIS zu Hilfe eile, der wurde in 
den genannten Fahrzeugen durchgelas¬ 
sen. Ihr Originalwortlaut am 18. Okto¬ 
ber im iranischen Fernsehen: „Wir waren 
so ziemlich die ersten hier, die über diese 
Geschichte berichten: Kämpfer, die über 
die türkische Grenze kommen. [...] Ich 
habe Bilder von ihnen in Lkws der Welt¬ 
ernährungsorganisation.“ 

Bereits am Tag zuvor war Shim vom 
türkischen Inlandsgeheimdienst MIT als 
„Spionin“ bezeichnet worden. In ihrem 
Beitrag für „PressTV“ am 17. Oktober 
zeigte sie sich darüber „überrascht“ - sie 
habe nicht mehr als ihre Arbeit getan. 
Gleichzeitig machten ihr allerdings Be¬ 
richte über die Behandlung von Journa¬ 
listen in der Türkei Sorge. 

Am Tag des tödlichen Autounfalls, 
dem 19. Oktober, war Serena Shim zu¬ 
sammen mit ihrer Kamerafrau Judy Irish 
in ihrem Dienstwagen unterwegs zu ih¬ 
rem Hotel in Surug. Ihr Auto kollidier¬ 
te mit einem Betonmischer-LKW. Sere¬ 
na Shim erlag noch am Unfallort ihren 
Verletzungen. Judy Irish wurde schwer 
verletzt. 

Dem offiziellen Bericht zufolge liegt 
die alleinige Schuld bei der Fahrerin 
Judy Irish. Diese sei zu schnell gefahren 
und in den Gegenverkehr geraten. Den 
Fahrer des Lastwagens treffe keine Mit¬ 
verantwortung. 

Hamid Reza Emadi, der Chef des 
Senders „PressTV“, erhob am Tag nach 
dem Unfall schwere Vorwürfe gegen die 
türkische Regierung. Er sagte in einem 
Interview, er werde die Unfallversion 
nicht hinnehmen: „Wir glauben, dass 
sich die türkische Regierung vor der in¬ 
ternationalen Gemeinschaft dafür er¬ 
klären muss. Es muss herausgefunden 
werden, was genau passierte“. Eine Be¬ 
teiligung des türkischen Geheimdienstes 
sei nicht auszuschließen, so Emadi. Von 
offizieller türkischer Seite wurden diese 
Anschuldigen als „gänzlich haltlos“ zu¬ 
rückgewiesen. 

Serena Shim wurde am 22. Oktober in 
Beirut (Libanon) beigesetzt. MHad 


Fred Schmid, isw 
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Kolumne von Günter Pohl 

Das PKK-Verbot muss weg - mit den 
Illusionen über einfache Lösungen 
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Keine Kapitulation 

Krise der Antifa, neue Formierung in der radikalen Linken 


Die Aufhebung des seit 1993 beste¬ 
henden PKK-Verbots in Deutsch¬ 
land ist längst überfällig. Die „Ar¬ 
beiterpartei Kurdistans“ ist die le¬ 
gitimste aller Vertretungen des 
kurdischen Volks in der Türkei und 
über ihre Verbindungen in die ande¬ 
ren Siedlungsgebiete von Kurden in 
Syrien, dem Iran und dem Irak viel¬ 
leicht in ganz Kurdistan. 

Wer also mit dem kurdischen 
Volk in Gespräche über seine Zu¬ 
kunft kommen will, der muss mit 
der PKK reden. Heute erscheint es 
als absurd, dass eine Zukunft Südaf¬ 
rikas ohne den während der Apart¬ 
heid-Diktatur verbotenen ANC hät¬ 
te zustande kommen sollen. 

Selbst die rechte AKP-Regie- 
rung unter Recep Tayyip Erdogan 
hat in den vergangenen Jahren Ge¬ 
spräche mit der PKK geführt. Zu 
diesem vorsichtigen Aufeinander¬ 
zugehen trug gewiss die veränder¬ 
te Haltung des seit fünfzehn Jah¬ 
ren inhaftierten PKK-Vorsitzenden 
Abdullah Öcalan zum bewaffneten 
Kampf bei. 

Die andere Seite der Medaille 
ist, dass die PKK heute die nationa¬ 
le Frage der sozialen vorangestellt 
hat. Das ist einerseits der Schwäche 
der Linken international geschuldet, 
andererseits auch Ergebnis des krie¬ 
gerischen Drucks in den verschie¬ 
denen Siedlungsgebieten, beileibe 
nicht erst seit und nur durch den 
„Islamischen Staat“. 

Da der Hintergrund des PKK- 
Verbots für die verschiedenen 
Bundesregierungen immer mehr 
der marxistische Gehalt der PKK- 
Forderungen als die real existieren- 


Mit der Rede von Bundespräsident 
Joachim Gauck bei der Münchner Si¬ 
cherheitskonferenz Anfang 2014 wur¬ 
de der insbesondere in dem Projekt 
„Neue Macht - Neue Verantwortung“ 
erarbeitete Elitenkonsens in Richtung 
einer (noch) aggressiveren - und auch 
offen benannten - deutschen Machtpo¬ 
litik auch gegenüber der Öffentlichkeit 
artikuliert. Auf dem Kongress sollen 
deshalb die verschiedenen Aspekte der 
aktuellen deutschen Außen- und Mili¬ 
tärpolitik im Lichte dieses neuen Eliten¬ 
konsenses betrachtet werden. 

Programm: 

Freitag 14 . November: 

Auftaktveranstaltung (ab 19.00 Uhr, 
Ort: Schellingstraße 6) 

Samstag 15 . November 

(Schiatterhaus, Österbergstraße 2, Tü¬ 
bingen) 

12.15 Uhr-13.30 Uhr 

Deutschlands neue Großmachtambiti¬ 
onen: Von der angeblichen Kultur der 
militärischen Zurückhaltung zur Kultur 
der Kriegsführung (Jürgen Wagner) 

13.45 Uhr-15.45 Uhr 

Schneller, besser, härter: Die Sicher¬ 
heitspolitik unter der Großen Koalition 

- Frontalangriff auf die Parlamentskon¬ 
trolle (Tobias Pflüger) 

- Attraktivitätsoffensive: Schlagkräfti¬ 
ge Bundeswehr 2020 (Thomas Mickan) 

- Geheimdienste unter sich: NSA-BND 
und die deutsche Weltmacht (Rainer 
Rehak) 

16.15 Uhr-18.15 Uhr 

Die Hardware der Großmacht 

- Die Infrastruktur für den weltweiten 
Einsatz (Christoph Marischka) 

- Rüstungsprojekte der Bundeswehr 
(Arno Neuber) 


de Gefahr einer Aufspaltung des 
NATO-Lands Türkei war, könnte 
Kanzlerin Merkel nun also für eine 
Verbotsaufhebung handeln, wie es 
eine Onlinepetition von namhaften 



Akteuren der deutschen Friedens¬ 
bewegung fordert. Zwar ist sie nicht 
die richtige Ansprechpartnerin, aber 
sie könnte sich zum Wohle der Klas¬ 
se, die sie zu vertreten hat, dazu er¬ 
klären. Denn militärisch verstärkte 
kurdische Einheiten oder perspek¬ 
tivisch ein Kurdistan von westlichen 
bzw. EU-Gnaden ließe sich in der 
Folge gegen Assad in Syrien oder 
die Mullahs im Iran instrumentali¬ 
sieren, und sowieso auch gegen die 
großtürkischen AKP-Pläne. 

Diese Katze steckt mit im Sack. 
Ganz unabhängig von der Richtig¬ 
keit der Entkriminalisierung der 
PKK in Deutschland, der EU und 
der Türkei selbst. 


- Drohnen als Mittel der „Wahl“ (Mat¬ 
thias Monroy) 

19.00 Uhr - 20.30 Uhr 

Mediale Kriegstrommeln: Ideologie¬ 
produktion an der Heimatfront (Clau¬ 
dia Haydt) 

Sonntag 16 . November 
9.30 Uhr-n.oo Uhr 

Deutschlands „neue“ Interventionspo¬ 
litik: Von Afghanistan nach Afrika 

- Militärische „Lehren“ aus Afghanis¬ 
tan? (Lühr Henken) 

- Die „neue“ Afrika-Politik der BRD 
(Christin Bernhold) 

n.15 Uhr-12.45 Uhr 

Die Ukraine: Testfall für Deutschlands 
neue Großmachtambitionen (Jürgen 
Wagner) 

13.00 Uhr-14.30 Uhr 

Standorte der Ideologieproduktion: Die 
Sicherheitskonferenz in München, Kö¬ 
nigsbronn und der CellerTrialog 

Unterstützen attac Tübingen, DFG-VK 
Tübingen, DGB Kreisverband Tübingen, 
Friedensplenum/Antikriegsbündnis Tü¬ 
bingen, Rosa-Luxemburg-Stiftung Ba¬ 
den-Württemberg, ver.di medien Tü¬ 
bingen, ver.di Ortsverein Neckar-Alb 

Eine Kongressgebühr wird nicht erho¬ 
ben, über Spenden zur Finanzierung 
des Kongresses freuen wir uns natür¬ 
lich. Eine Anmeldung ist nicht erforder¬ 
lich. DieTeilnahme an einzelnen Vorträ¬ 
gen und Veranstaltungen ist selbstver¬ 
ständlich möglich. 

Wer weitere Informationen zum Kon¬ 
gress haben möchte, kann sich gerne 
im IMI-Büro melden: 

07 071-49154 oder imi@imi-online.de 


Mischa Aschmoneit ist Sprecher von 
„See Red! Interventionistische Linke 
Düsseldorf“ http ://anti-kapitalismus. 
org 

UZ: In den vergangenen Wochen haben 
sich mehrere antifaschistische Organisa¬ 
tionen - darunter auch die Antifaschis¬ 
tische Linke Berlin (ALB) - aufgelöst. 
Warum stellt sich die Antifa-Bewegung 
ihren Aufgaben nicht, sondern kapitu¬ 
liert? 

Mischa Aschmoneit: Ich würde nicht 
davon sprechen, dass die Antifa-Bewe¬ 
gung kapituliert. Die ALB, aber auch 
die Antifaschistische Revolutionäre 
Aktion Berlin (ARAB) sind an die 
Grenzen ihrer Möglichkeiten gekom¬ 
men und haben daraus Konsequenzen 
gezogen. Ihre Aktivisten arbeiten zum 
Teil in anderen Formationen weiter, 
vor allen Dingen in der Interventionis¬ 
tischen Linken (IL) und der Neuen an¬ 
tikapitalistischen Organisation (NAO). 
In der BRD gibt es aber eine Vielzahl 
äußerst heterogener Antifa-Gruppen, 
die wie in den letzten vier Jahrzehnten 
konjunkturelle Auf- und Abschwünge 
erleben. 

UZ: In den 1990er Jahren existierten in 
allen größeren Städten der Bundesre¬ 
publik autonome Antifagruppen, heu¬ 
te nicht mehr. Was sind die Gründe für 
diese Krise? 

Mischa Aschmoneit: Anfang der 
1990er Jahre zerbröselte ein nicht un¬ 
erheblicher Teil der Linken. Die DKP 
und die mit ihr verbündeten Organisa¬ 
tionen MSB, SDAJ und Pioniere wur¬ 
den zu einem Schatten ihrer selbst, die 
verbliebenen K-Gruppen lösten sich 
weitgehend in Grüne und PDS auf, die 
Grünen selbst wurden noch rechter, die 
RAF und ihr antiimperialistisches Um¬ 
feld gingen ebenso wie die Altautono¬ 
men weitgehend ins Nichts. Zugleich 
wurde der Anschluss der DDR von 
einem ungeahnten nationalen Taumel 
begleitet, wurde das Asylrecht von den 
Sozialdemokraten faktisch abgeschafft, 
brannten die Flüchtlingsheime und die 
erstarkende neofaschistische Bewe¬ 
gung machte Jagd auf alles, was nicht 
in ihr Weltbild passt. Aus moralischer 
Empörung heraus entstanden zu dieser 
Zeit überall in der BRD Antifa-Grup¬ 
pen, deren Aktivistinnen und Aktivis¬ 
ten zumeist jüngere Menschen waren. 

Diese Gruppen drängten oftmals 
den Einfluss der Faschisten zurück, 
unterlagen aber verschiedenen Proble¬ 
men: Die moralische Empörung konnte 
nur selten in eine langfristige Strategie 
umgewandelt werden, die losen Grup¬ 
penstrukturen waren unbeständig und 
als Mitte der 1990er-Jahre einige der fa¬ 
schistischen Organisationen verboten 
wurden, erlahmte die Handlungsfähig¬ 
keit. Ende der 1990er-Jahre rächte sich 


das, die BRD wurde mit den bis dato 
größten Neonaziaufmärschen konfron¬ 
tiert und die kleiner gewordene Antifa 
scheiterte am massiven Polizeischutz. 

Ein weiteres Problem bescher¬ 
te die SPD-Grüne-Bundesregierung. 
Deutschland führte erstmals wieder 
Krieg. Zwar beteiligten sich viele An¬ 
tifa-Aktivisten an den Antikriegspro¬ 
testen, dennoch war die gesellschaftli¬ 
che Entwicklung von einer Umdeutung 
der Begriffe und entsprechender Rat¬ 
losigkeit begleitet. Verstärkt wurde dies 
durch den von SPD-Kanzler Schröder 
als Reaktion auf einen Brandanschlag 
auf die Düsseldorfer Synagoge am 
2. Oktober 2000 ausgerufenen „Auf¬ 
stand der Anständigen“, gefolgt vom 
ersten Anlauf zum Verbot der NPD. 

Mitte der 2000er-Jahre erlebte die 
neofaschistische Bewegung ein weite¬ 
res Hoch. Erst 2010 gelang es der durch 
jugendliche Neuzugänge wiederer¬ 
starkten Antifa-Bewegung, den Nazi- 
Veranstaltungen eine wirksame Taktik 
entgegenzusetzen. Mit dem Konzept 
der antifaschistischen Massenblocka¬ 
den, das u.a. von Antifa-Gruppen und 
der IL entwickelt wurde, konnten Na¬ 
ziaufmärsche behindert und verhindert 
werden. 

Diesen Erfolgen stand und steht je¬ 
doch eine Hilflosigkeit gegenüber, die 
offensichtlich wurde im Umgang mit 
den NSU-Morden, der bundesdeut¬ 
schen Kooperation mit ukrainischen 
Faschisten oder dem Erstarken neu¬ 
er rechter Parteien wie der AfD. Die 
Gründe hierfür sind vielfältig, sie rei¬ 
chen von einem Nicht-Begreifen bis hin 
zu einer realen Ohnmacht angesichts 
der Kräfteverhältnisse hierzulande und 
des Bewusstseinsstandes der Bevölke¬ 
rung der BRD. 

UZ: Hat sich die Antifa in den vergan¬ 
genen Jahren zu sehr ihren eigenen Be¬ 
findlichkeiten gewidmet und die tradi¬ 
tionellen Themenschwerpunkte - wie 
etwa den Antikapitalismus - vernach¬ 
lässigt? 

Mischa Aschmoneit: Jein. Ja, es gibt 
zahlreiche Antifas, die vor allen Din¬ 
gen mit identitärem Gehabe beschäf¬ 
tigt waren und sind. Zugleich gibt es 
aber auch zahlreiche Antifagruppen, 
die das Verhältnis von Kapitalismus 
und Faschismus durchaus begriffen 
haben und entsprechende Praxis ent¬ 
wickelten. Dennoch ist die Lage wenig 
zufriedenstellend. Aber ich formuliere 
mal zugespitzt: Warum soll den zumeist 
kleinbürgerlichen Antifa-Aktivisten et¬ 
was gelingen, was der DKP mit ihren 
Erkenntnissen und ihrer Erfahrung 
nicht gelingt? 

UZ: Die Interventionistische Linke ist 
ein neuer Versuch der Lormierung in der 
radikalen Linken. Warum sollte dieses 
Projekt nun erfolgversprechender sein? 


Mischa Aschmoneit: Die IL ist ein Zu¬ 
sammenschluss von mehr als 20 anti¬ 
kapitalistischen Gruppen aus der BRD 
und aus Österreich. Die Gruppen ha¬ 
ben über Jahre hinweg eine gemeinsa¬ 
me Praxis entwickelt, sie sind teilweise 
lokal gut verankert und streben danach, 
radikal-linke Politik auch auf der jewei¬ 
ligen Bundesebene handlungsfähig und 
wahrnehmbar zu machen. Derzeit ist 
ein Transformationsprozess vom Netz¬ 
werk zur Organisation im Gange. Ge¬ 
lingt dieser, können einige Schwächen 
der früheren Antifa-Bewegung über¬ 
wunden werden. In der IL vereinen 
sich unterschiedliche Traditionen und 
Generationen und ich hege die Hoff¬ 
nung, dass es durch die IL eine wahr¬ 
nehmbare Stärkung der Kräfte links 
der Linkspartei geben wird. 

UZ: Und doch wirkt es, als würde da¬ 
mit versucht, aus mehreren Leichentei¬ 
len wieder einen lebendigen Körper zu 
formen ... 

Mischa Aschmoneit: Tja, wie soll ich es 
sagen? Ich lese im Bericht von der 9. 
Tagung des PV der DKP über die eige¬ 
ne Partei: „Die Partei wird kleiner und 
älter und droht zu verschwinden, wenn 
es nicht gelingt, neue Mitglieder zu ge¬ 
winnen.“ Insofern scheint es ja überall 
nicht ganz einfach für die Organisatio¬ 
nen der radikalen Linken zu sein. Die 
Gruppen der IL sind allerdings durch¬ 
weg handlungsfähig, auch wenn ich viel 
Luft nach oben sehe. 

UZ: Aber sind Sie sich tatsächlich sicher, 
dass beispielsweise die Gründe, die einst 
zur Auflösung der „Antifaschistischen 
Aktion/Bundesweite Aktion “ (AA/B O) 
führten, jemals ehrlich aufgearbeitet 
worden sind? 

Mischa Aschmoneit: Ja, von einem Teil 
der Aktivisten sind diese Gründe ehr¬ 
lich aufgearbeitet worden. 

UZ: Und jetzt soll ausgerechnet mit der 
IL der Aufbruch gelingen? 

Mischa Aschmoneit: Aber ja doch! Die 
IL leistet sowohl in der Alltags-Arbeit 
vor Ort als auch durch ihre Beteiligung 
an bundesweiten Großkampagnen 
wie Heiligendamm, Dresden, „Castor 
Schottern“ oder „Blockupy“ einen Bei¬ 
trag zum Wiedererstarken der radika¬ 
len Linken. Dabei ist die IL weder ein 
autonomer Beliebigkeitshaufen noch 
eine marxistisch-leninistische Organi¬ 
sation. Sie ist eine Ergänzung zu den 
bisher bestehenden Strukturen, sie ist 
etwas, an deren Wachstum alle Kräf¬ 
te ein Interesse haben sollten, die die 
Überwindung des Kapitalismus und 
den Aufbau einer Welt frei von Aus¬ 
beutung, Unterdrückung und Krieg 
anstreben. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt. 


Wi(e)der die Großmacht! 

Kongress der Informationsstelle 
Militarisierung e. V. in Tübingen 
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DDR, November 1989 

Vertrauen wiederherstellen: Noch gingen am 4. November nicht 
wenige für die DDR und den Sozialismus auf die Straße ... 


A b Mitte August 1989 überstürz¬ 
ten sich für die DDR die Ereig¬ 
nisse: Anzeichen für krisenhafte 
Entwicklungen und wachsende Unzu¬ 
friedenheit über wirtschaftliche Ent¬ 
wicklungen, über anhaltende Erfolgs¬ 
propaganda der Medien trotz vieler 
gesellschaftlicher Probleme, über den 
wachsenden Widerspruch zwischen 
den Ansprüchen der sozialistischen 
Demokratie und der Wirklichkeit hat¬ 
te es schon viele Monate vorher gege¬ 
ben. Das Vertrauen selbst von Mitglie¬ 
dern der SED in die Regierung und 
vor allem in die Führung der eigenen 
Partei schwand. 

Als DDR-Bürger am 19. August 
bei einem so genannten Paneuropä- 
ischen Picknick in Ungarn über die 
Grenze nach Österreich übertraten, 
wirkte das wie ein Katalysator. Andere 
begaben sich in den Folgetagen in die 
BRD-Botschaften in Budapest, Prag, 
Warschau bzw. in die ständige Vertre¬ 
tung der BRD in der Hauptstadt der 
DDR. In Leipzig und anderen Städten 
der DDR kam es Anfang September 
zu ersten Demonstrationen. Bürger¬ 
rechtsgruppen traten in die Öffent¬ 
lichkeit. 

Regierung und Führung der DDR 
blieben zunächst - angesichts der Er¬ 
eignisse - entweder sprachlos oder 
fanden auf die offensichtliche Krise 
der Gesellschaft keine angemessene 
Antwort. Als wäre noch alles „in Ord¬ 
nung“. Auch am Tag der Opfer des Fa¬ 
schismus, am 2. Sonntag des Septem¬ 
ber 1989, warteten die Teilnehmerin¬ 
nen der Kundgebung vergeblich auf 
klare Worte. 

Die SED-Führung - und mit ihr 
viele Mitglieder und Funktionäre - 
waren handlungsunfähig bzw. jeder 
Schritt, der nunmehr gegangen wur¬ 
de, kam zu spät und entsprach schon 
nicht mehr den eingetretenen Erfor¬ 
dernissen. 

Doch viele, die im Herbst 1989 in 
der DDR auf die Straße gingen, woll¬ 
ten zunächst noch einen besseren So¬ 
zialismus mit mehr Ehrlichkeit, mit 
mehr direkten Einflussmöglichkeiten 
der Bürgerinnen und Bürger, mit mehr 
kontroversen, offenen Diskussionen, 
einen Sozialismus ohne Bevormun¬ 
dung. Lothar de Maiziere, nach den 
Volkskammerwahlen am 18. März 
1990 letzter Ministerpräsident der 
DDR, erklärte noch am 19. November 
1989 in einem Interview mit „Bild am 
Sonntag“: „Wenn Sie glauben, dass die 
Forderung nach Demokratie zugleich 
die Forderung nach Abschaffung des 
Sozialismus beinhaltet, dann müssen 
Sie zur Kenntnis nehmen, dass wir un¬ 
terschiedlicher Auffassung sind.“ 
Auch am 4. November {siehe die 
Bilder auf dieser Seite ) demonstrierten 
in der DDR viele Menschen. In Berlin 
gingen an diesem Tag Hunderttausen¬ 


de auf die Straße, darunter viele Mit¬ 
glieder der SED. Man sah dort viele 
Transparente mit sehr kritischen oder 
böse-ironischen Losungen, aber auf 
keinem las man „Wir sind ein Volk“ ... 

Die Weichen waren aber bereits 
gestellt. Als am 9. November die 
Grenzen geöffnet wurden, gab es aus 
heutiger Sicht endgültig keine Chan¬ 
ce mehr für eine sozialistische DDR. 
Bereits am 13. November tauchten in 
Leipzig auf der Montagsdemo erst¬ 
mals Spruchbänder für die deutsche 
Einheit auf. 

Ende November wurde der Aufruf 
„Für unser Land“ veröffentlicht, den 
weit mehr als eine Million Menschen 
unterschrieben. Am gleichen Tag stell¬ 
te Bundeskanzler Helmut Kohl in ei¬ 
ner Rede ein Zehn-Punkte-Programm 
vor, das von der Möglichkeit der deut¬ 
schen Einheit sprach. Die „Ouvertüre 
zur Vereinnahmung“ (Stefan Heym). 

★ 

Dass man in der Regierung der BRD 
die Entwicklung überrascht, aber auch 
mit Interesse sah, und die neu entste¬ 
henden Möglichkeiten nutzte, die eige¬ 
nen Ziele durchzusetzen, verwundert 
nicht, wird in den heutigen Berichter¬ 
stattungen der bürgerlichen Medien 
aber meist verschwiegen: Hatte man 
doch durch Sabotage, Abwerbung von 
im Land ausgebildeten Fachleuten, 
durch anhaltende Propaganda über 
Funk und Fernsehen, mittels diverser 
Versuche politischer Erpressung, durch 
Wirtschaftskrieg und Blockaden seit 
Gründung der DDR die Entwicklung 
des Landes behindert - um es in die 
Knie zu zwingen. 

Wesentlich ist im Zusammenhang 
mit der Entwicklung in jener Zeit aber 
in erster Linie, dass sich Ende der 80er 
Jahre die geopolitische Situation ver¬ 


änderte. Die Destabilisierung der Sow¬ 
jetunion vor allem durch die Hochrüs¬ 
tungspolitik der USA zeigte Wirkung, 
die Politik Gorbatschows tat das Übrige 
dazu. Die USA sahen die Zeit gekom¬ 
men, die UdSSR und ihre Verbünde¬ 
ten zur Kapitulation zu zwingen. Und 
die DDR war ein Teil des Ganzen. Zur 
Planung, in die führende bundesdeut¬ 
sche Politiker offenbar eingeweiht wa¬ 
ren, gehörte, wie Egon Krenz in einem 
Interview zur Wiederauflage seines Bu¬ 
ches „Herbst 1989“ betonte {Vgl. Mit¬ 
teilungen der Kommunistischen Platt¬ 
form, Heft 9/2014, S. 2), deshalb auch 
das Ende der DDR und die deutsche 
Wiedervereinigung. Wolfgang Schäub¬ 
le jedenfalls erklärte den Leserinnen 
und Lesern des „Neuen Deutschlands“ 
am 18. Mai 2009, dass ihm der damalige 
US-Botschafter in Bonn, Vernon Wal¬ 
ters, bereits im April 1989 gesagt habe, 
dass die „Wiedervereinigung“ noch in 
dessen Amtszeit kommen werde. 

Da dann auch noch Gorbatschow 
und die Regierung der UdSSR die 
DDR „aufgaben“ war deren Schicksal 
endgültig besiegelt. 

★ 

25 Jahre nach den Ereignissen im Som¬ 
mer und Herbst 1989 läuft derzeit die 
bürgerliche Propaganda in den Medien 
auf Hochtouren. Eine „friedliche Re¬ 
volution“ gegen das „DDR-Unrechts- 
regime“ gegen „Unfreiheit“ und „Stasi“ 
habe es damals gegeben, die schließlich 
zur deutschen Einheit führte. 

Dass aber viele Menschen in der 
DDR damals etwas anderes wollten 
und nicht wenige die sozialistische Al¬ 
ternative im Osten Deutschlands, die 
soziale Sicherheit und einen Staat, von 
dem nie Krieg ausging, in dem Antifa¬ 
schismus Staatsräson war, erhalten 
wollten, verschweigen sie. nh 



i' 


Foto: SSGT F. Lee Corkran - Defenseimagery.mil, VIRIN DF-ST-91-03542/ wikimedia.com/ gemeinfrei 


... doch auf das Ende der DDR hin wirkte man auch in Washington und Bonn. 
Helmut Kohl - unter anderem mit dem Westberliner Regierenden Bürgermeister 
Momper und dem damaligen DDR-Ministerpräsidenten Hans Modrow- im 
Dezember 1989 bei der Öffnung des Brandenburger Tors 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Die normative Kraft der Ökonomen 


D ie Zeiten sind schlecht. So schlecht, dass 
längst sicher geglaubte Gewissheiten in 
Frage stehen. Vor gerade 22 Jahren verkün¬ 
dete Francis Fukuyama selbstzufrieden das „Ende 
der Geschichte“ Etwas vorschnell, wie sich in den 
letzten Jahren herausstellte. Das genaue Gegen¬ 
teil ist der Fall. Diese letzten Dekaden sind zu ei¬ 
ner Phase rasanter Veränderung geworden. Nicht 
nur im positiven Sinne. Der imperialistische Krieg 
ist als Dauererscheinung zurück, die große Kri¬ 
se hat die marktradikalen Illusionen ewiger Pro¬ 
sperität platzen lassen. Dem sich ausbreitenden 
Elend, dem Zerfall steht ein obszöner Reichtum, 
eine immer zynischere Politik- und Bewusstsein¬ 
sindustrie gegenüber. Vor allem aber, mit der 
Großen Reconquista hat der Imperialismus auch 
sein Versprechen gekündigt, die Arbeiteraristo¬ 
kratie und die Mittelschichten ein wenig an sei¬ 
ner Plünderung der Welt partizipieren zu lassen. 
Gute Gründe also für ein zutiefst verstörtes Klein- 
und Bildungsbürgertum, die Gewissheit von der 
„besten aller Welten? der Welt des Kapitalismus 
zu hinterfragen. 

Der „Kultursender“ Arte, für diese Zielgruppe 
zuständig, hat sich einmal mehr, in diesem Okto¬ 
ber schwerpunktmäßig, dem Thema gewidmet. Im 
Hintergrund sieht man förmlich Marine Le Pen 
und die bröckelnde Zustimmung zum deutsch-do- 
minierten imperialistischen Europa-Projekt. Die 
Aufgabe für die Bewusstseinsindustrie, angesichts 
rapider, millionenfacher Massenverelendung hier 
Zustimmung zu organisieren, ist beileibe nicht tri¬ 
vial. Die schlichten neoliberalen Glaubenssätze 
und Durchhalteparolen aus den Wirtschaftsredak¬ 
tionen hören sich im siebten Krisenjahr auch nicht 
überzeugender an. „Kreative“ Statistik und platte 
Propaganda, „Deutschland geht es gut“, blamieren 
sich in zunehmender Prekarisierung und Perspek- 
tivlosigkeit. 


★ 

Arte versucht also mit seinem Sechsteiler „Ka¬ 
pitalismus“ eine Art Schnellkurs in politischer 
Ökonomie. (Bis Redaktionsschluss liefen vier 
Folgen) Er beginnt durchaus vernünftig mit der 
keineswegs selbstverständlichen Frage nach den 
Ursprüngen, „Woher kommt der Kapitalismus?“, 
wechselt dann aber doch recht schnell ins gymna¬ 
siale Fach: Was hat Adam Smith gesagt, was David 
Ricardo, was Karl Marx, Keynes, Hayek ... (So¬ 
gar Thomas Malthus wird vor dem Hintergrund 
der Demographie-Propaganda zu einem Klassiker 
hochgejazzt). Ganz so als hätten diese den Kapi¬ 
talismus nicht beschrieben, sondern erfunden und 
wären so für seine Widersprüche verantwortlich. 
So erscheint der Kapitalismus, sehr zur Freude 
der marginalisierten bildungsbürgerlichen Ziel¬ 
gruppe, im unbekümmerten Idealismus als Geis¬ 
tesgeschichte, als Wirkungsgeschichte seiner The¬ 
oretiker. Ohne sich groß um die ökonomischen 
Verhältnisse, welche die reale Basis der theoreti¬ 
schen Reflexion lieferten, und deren verschiede¬ 
nen politökonomischen Entwicklungsstadien zu 
kümmern. Dabei macht es schon einen gewissen 
Unterschied, ob man wie Smith (vor der Franzö¬ 
sischen Revolution) die produktiven Errungen¬ 
schaften des Manufakturkapitalismus gegen ad¬ 
lige Pressionen verteidigt oder wie Hayek, die 
repressiven Interessen der Monopolbourgeoisie 
gegen den großen Versuch die Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen zu beenden. 

★ 

Hier muss eingeschoben werden, dass die Forma¬ 
te des heutigen Infotainment kaum noch die Ver¬ 
mittlung zweier zusammenhängender Sätze am 
Stück zulassen. Der Versuch einer Analyse kom¬ 
plexer Zusammenhänge, wenn er denn gewollt 
wäre, scheiterte schon an dieser heute gängigen, 
offenbar für attraktiv gehaltenen Darstellungs- 
form. So montiert Regisseur Ilan Ziv auch hier 
Bilder, Filmschnipsel, Expertenaussagen ziemlich 
wild aneinander, so dass etwas wie ein roter Faden 
aus den teils informativen Problemdarstellungen, 
nicht selten aber nebensächlichen und ebenso wi¬ 
dersprüchlichen wie zweifelhaften Verästelungen 
allenfalls zu erahnen ist. Es ist daher unmöglich 
die zahllosen Aussageschnipsel hier auch nur an¬ 
nähernd zu erörtern. Haften bleibt wohl, und das 
dürfte nicht völlig unbeabsichtigt sein, eine eher 
gefühlsbasierte Vermutung denn eine rational be¬ 
gründete Analyse. 

Kapitalismus und Ethik 

Immerhin rüttelt Ilan Ziv ein wenig an der neo¬ 
klassischen Vorstellung eines gewissermaßen 
„ewigen“ Kapitalismus. „Gibt es eine Gesellschaft, 
die nicht von der Gier getrieben wird?“ fragt Mil¬ 
ton Friedman mit seinem lächelnden Zynismus, 
der das allgemeine Streben der Menschen nach 
Verbesserung mit der kapitalistischen Profitgier 
gleichsetzt. (Selbstverständlich gab/gibt es sie. 


Arte versucht sich in Politökonomie: „Kapitalismus“ 


Ohne Profit keine Profitgier.) Aber gibt es einen 
Anfang des Kapitalismus, so ist auch ein Ende 
denkbar. 

Im Film finden dann auch „die Kaufleute von 
Venedig und Brügge“ als Begründer des Kapita¬ 
lismus Erwähnung. Beleuchtet werden ganz zu¬ 


der Kapitalakkumulation und Konzentration, der 
Monopolisierung und der zunehmend aktiveren 
Rolle des Staates. Dazu kommen im Imperialis¬ 
mus die internationale Konkurrenz der Monopole 
und Monopolgruppen sowie der latente Kriegs¬ 
zustand der von ihnen beherrschten Staaten und 


Interessanterweise bringt im Film niemand 
eine hinreichende Darstellung des Ricardo-The¬ 
orems zustande. Und ebenso wenig eine Einord¬ 
nung seiner doch recht begrenzten Bedeutung in 
Ricardos theoretischem Gesamtwerk. Von einer 
Erläuterung seines bedeutenden arbeitswertba¬ 



treffend einige historische Phänomene: die Er¬ 
oberung Amerikas; der nichtexpansive asiatische 
Riese, China; der hochprofitable atlantische (Skla- 
ven-)Dreieckshandel; der Kolonialismus; die Ein¬ 
hegung der Allmende und Ruinierung der Klein¬ 
bauern in England. Wie angesichts der heutigen 
Historiographie kaum anders zu erwarten, ver¬ 
harrt die Untersuchung im Wesentlichen aber 
auf der Erscheinungsebene des Vielfältigen wie 
widersprüchlich Zufälligen. Eine strukturierende 
Notwendigkeit, die dem Zufälligen seine durch¬ 
aus vorhandene Richtung und Ordnung verleiht, 
ist schon allein deshalb nicht zu erkennen, weil es 
an Strukturanalyse der voraufgegangenen feuda¬ 
len Gesellschaft ermangelt. Wenn es im Dunklen 
bleibt, aus welcher Widerspruchslage der Kapita¬ 
lismus entstanden ist und obendrein unbeachtet 
bleibt, wie er dort, wo gewissermaßen sein Herz 
schlägt, in der Produktionssphäre, sozioökono- 
misch funktioniert, so ist eine Aussage über sein 
Wesen, eine fundierte Prognose seiner Entwick¬ 
lung kaum möglich. Marx hat schon im Manifest 
beispielhaft vorgeführt, wie es geht. Da der Film 
sich diesen Fragen nicht stellt, weicht er immer 
wieder auf eine Anthropologisierung aus, einer 
Suche nach den spezifisch menschlichen Beson¬ 
derheit der Akteure, Conquistadoren, Geldver¬ 
leiher, Kolonisatoren einerseits wie Theoretiker 
andererseits und verweist letztlich auf eine au¬ 
ßerökonomische Ethik, auf die Frage: wie sollte 
eine Gesellschaft - Kapitalismus hin oder her - 
beschaffen sein. 

So etwas erscheint reichlich naiv. Die charak¬ 
terliche Spezifik eines Hernän Cortes, beispiels¬ 
weise, konnte nur im Kontext der spanischen 
Eroberungen historische Bedeutung erlangen. 
Ansonsten wäre der armselige Hidalgo als be¬ 
helfsmäßiger Notar in Salamanca wohl namenlos 
versauert geblieben. Und für die Relevanz einer 
Theorie ist ihr Erkenntnisgehalt, der Umfang, die 
Tiefe, Differenziertheit, Präzision und Logik ih¬ 
rer Wirklichkeitsreflexion entscheidend. Und es 
ist ziemlich zweitrangig, was sich der Theoretiker 
dabei gedacht hat. 

Und die Ethik? Natürlich gibt es erhebliche 
Unterschiede in der konkret-historischen wie 
auch nationalen Ausformung des Kapitalismus. 
Die selbstbewusste französische Bourgeoisie von 
1789 unterscheidet sich bekanntlich ebenso be¬ 
trächtlich von der kapitulantenhaften „Bedienten- 
haftigkeit“ (Marx) des deutschen Bürgers vor dem 
preußischen Militärstiefel wie der angelsächsische 
Laissez-faire-Kapitalismus von dem deutschen 
staatsmonopolistischen Kriegskapitalismus des 
II. Weltkriegs. Die Folgerung, es gäbe aufgrund 
dessen so etwas wie eine freie Wahl, wohlmöglich 
aufgrund der ethisch besseren Argumente, ist al¬ 
lerdings nur möglich bei einer idealistischen Aus¬ 
blendung der konkreten materiellen Bewegungs¬ 
gesetze. 

Und die werden ökonomisch immer noch be¬ 
stimmt von den Gesetzen der Profitmaximierung, 


Staatengruppen gegen andere und auch unterein¬ 
ander. Und politisch von den Gesetzen des Klas¬ 
senkampfes. Imperiale „Realpolitik“ richtet sich 
nach Macht und Interessen. Seit die internationale 
Arbeiterbewegung, die letzte Kraft, die strukturell 
für sich auch die Wahrung der Menschheitsinter¬ 
essen reklamieren konnte, ihre staatlich verfasste 
(atomar bewaffnete) Machtposition verloren hat, 
finden sich ihre Klasseninteressen wie auch das 
Menschheitsinteresse bekanntlich nur noch in Op¬ 
portunitätserwägungen wieder. 

Smith und Ricardo 

Noam Chomsky gebührt das Verdienst, soweit das 
in einer solchen Sendung möglich ist, die Ehre von 
Adam Smith gerettet zu haben. Da die wenigs¬ 
ten offenbar den „Wohlstand der Nationen“ gele¬ 
sen haben, von Smith’ Skepsis hinsichtlich dieser 
neuen Ordnung natürlich ebenso wenig wissen, 
ließ sich der Begründer der klassischen National¬ 
ökonomie in Form einer abstrusen Karikatur als 
marktradikale Propagandafigur etablieren. Ähn¬ 
liches gilt mutatis mutandis für David Ricardo. 

Dankenswerterweise dokumentiert der Film 
die Etablierung eines US-amerikanischen regel¬ 
rechten Ego-Kults, beginnend mit den elitär-in¬ 
dividualistischen Schriften der glühenden An¬ 
tikommunistin Alisa Sinowjewna Rosenbaum, 
alias Ayn Rand (der hocheinflussreiche Strate- 
gie-Think-Tank, Rand-Corporation, bleibt leider 
unerwähnt), bis hin zu den zynisch-asozialen Be¬ 
kenntnissen des republikanischen Vize-Präsident- 
schafts-Kandidaten Paul Ryan. Für sie alle muss 
ein groteskes Zerrbild von Smith’ unsichtbarer 
Hand als Feigenblatt herhalten, um ihrem skru¬ 
pellosen Selbstbereicherungsfeldzug das irrea¬ 
le Mäntelchen eines nationalen Wohlfahrtspro¬ 
gramms umzuhängen. 

David Ricardo verkommt zu einer Art Säulen¬ 
heiligem der WTO mit einer ebensolchen Gro¬ 
teske: Seiner „Theorie der komparativen Kos¬ 
ten“. Ricardo, ein Theoretiker des Finanzkapitals 
zu Beginn der „Großen Maschinerie“, markiert 
gewissermaßen den Höhepunkt der Klassischen 
Nationalökonomie. Er wendet sich hier gegen 
die preistreibende britische Zollgesetzgebung zu¬ 
gunsten der britischen Agrarlobby. Dabei weist 
er nach, dass internationale Arbeitsteilung in der 
Summe selbst dann ein Vorteil ist, wenn bei einem 
Staat ein absoluter Produktivitätsvorteil liegt. Sie 
also selbst dann Vorteile bringt, wenn ein Staat 
im Austausch mit einem anderen in allen (im Mo¬ 
dell sind es zwei) Warenarten der produktivere ist. 
Diese durchaus wichtige Grunderkenntnis des in¬ 
ternationalen Austausches wird unter den Bedin¬ 
gungen des neoliberal entfesselten Imperialismus 
zur Legitimation des Diktates zum Abbau aller 
Schutzmaßnahmen pervertiert, die den ungehin¬ 
derten Zugriff der Multinationalen Konzerne auf 
die globalen Ressourcen einengen und nationale 
Ökonomien vor der Ausplünderung zu bewahren 
versuchen. 


sierten Wertansatzes erst gar nicht zu reden. Der 
fundamentale Unterschied zwischen der klas¬ 
sischen Ökonomie und der mathematisierten 
Psychologie ihrer grenznutzenfixierten Vulga¬ 
risiere^ der schon allein den neoliberalen Re¬ 
kurs auf Ricardo absurd erscheinen lässt, kommt 
nicht vor. Dagegen wird dem Theoretiker die 
antihumane Konsequenz der imperialistischen 
Ausbeutung angelastet, als habe er sie durch sei¬ 
ne Theorie erschaffen. 

Marx und die Vernunft 

Was für Smith und Ricardo gilt, gilt erst recht für 
Marx. Wieder werden, neben einer Reihe von 
Belanglosigkeiten, den Stalinporträts und den 
üblichen Fahnen auf dem Roten Platz, einige 
ins Auge fallende Widerspruchsphänomene be¬ 
nannt. Die Entfremdung, das Umweltproblem 
und die mehr und mehr durchgesetzte Waren- 
förmigkeit der natürlichen Umwelt, die Finanz¬ 
spekulation, die sozialen Folgen dessen, was 
Schumpeter „kreative Zerstörung“, die ständige 
Revolutionierung der technisch-sozialen Basis 
nennt. Selbstredend fehlt auch hier jeder Ansatz 
einer auch nur skizzenhaften Darstellung des 
Marxschen theoretischen Ansatzes. 

Zwar wird in der Finanzkrisensequenz kau¬ 
sal der Begriff des fiktiven Kapitals eingeführt, 
aber auch hier wird man das Gefühl nicht los, 
dass die „Experten“ allenfalls eine starke Mei¬ 
nung, weniger eine fundierte Lektüre des Ers¬ 
ten und Dritten Bandes vorzuweisen haben. 
Wer Marx zur Krise befragen möchte sollt doch 
zumindest einmal die Begriffe Mehrwert, Ma¬ 
ximalprofit, Kapitalakkumulation, zyklische 
Überproduktionskrise und vielleicht auch ten¬ 
denzieller Fall der Profitrate und Überakkumu¬ 
lation gehört haben. 

Interessanterweise findet nicht Erwähnung 
bzw. steht gerade das in der Kritik, was den wis¬ 
senschaftlich-aufklärerischen Kern der klassi¬ 
schen Nationalökonomie sowie ihrer Aufhe¬ 
bung im Marxismus ausmacht: Der Versuch der 
rationalen, vernunftgeleiteten Durchdringung 
der inneren Bewegungsgesetze der kapitalisti¬ 
schen Gesellschaftsordnung. Ihre Entstehungs¬ 
bedingungen, ihr Aufstieg, sowie ihr Niedergang 
und ihre ökonomisch fundierten Limitierungen. 

Dieser Versuch wird schon bei Smith als 
„Glaube“ an die Naturwissenschaft abqualifi¬ 
ziert und ihm unterschoben, er habe eine „ab¬ 
solute Wissenschaft des Menschen“ erschaffen 
wollen. Davon kann keine Rede sein. Es ist die 
Aufklärung, die Vernunft selbst, die den Vertei¬ 
digern des Kapitalismus so schwer im Magen 
liegt. Der Kapitalismus hat sich aus dem Reich 
des Vernünftigen längst verabschiedet. Und das 
fühlen sie. Die Hoffnung, so sie sie denn ver¬ 
breiten, bleibt notwendig irrational. Es ist der 
Glaube an die bergeversetzende Macht des rei¬ 
nen Willens. 

Klaus Wagener 























m unsere zeit 


Kultur 


Freitag, 31. Oktober 2014 11 



„Majubs Reise“ - Kleindarsteller für die Kolonialherren 

Glanzlichter im Latücht 

Das 24 . dokART-Filmfestival in Neubrandenburg 


E röffnungsfilme auf Festivals ge¬ 
hen nach anderen Gesetzen als 
die Wettbewerbsfilme: sie sind oft 
der große Tusch, aber nicht unbedingt 
die Visitenkarte derer, die das Festival 
machen. Überdeutlich wurde das bei 
der „23. dokumentART“ („dokART“) 
in Neubrandenburg. Deren Profil legt 
seit Jahren den besonderen Akzent auf 
den künstlerischen, auch experimentel¬ 
len Dokumentarfilm und die kurze bis 
mittellange Form. Doch dieses Konzept 
wurde in diesem Jahr vom Auftakt mit 
der NDR-Produktion „The Voice of 
Peace“ geradewegs desavouiert. Auch 
wenn Eric Friedlers Film mit einem 
Grimme-Preis daherkommt: Eine end¬ 
lose Flut von „talking heads“ belang¬ 
losen Mini-Äußerungen von Dutzen¬ 
den mehr oder minder Prominenten, 
von einer konzeptlosen Regie zu einer 
eintönigen Lobeshymne auf den Frie¬ 
densaktivisten und Radiopiraten Abie 
Nathan montiert, wird weder dem 
künstlerischen Anspruch der dokART 
noch der so unbeholfen porträtierten 
Hauptfigur und ihrem tragischen Ende 
annähernd gerecht. Das ist umso ärger¬ 
licher, als die nachfolgenden Wettbe¬ 
werbsblocks mit einer überraschend 
hohen Qualität aufwarteten. 

So als hätte die neue Festivalleiterin, 
die polyglotte Niederländerin Heleen 
Gerritsen, auch gleich frischen Wind in 
das hübsche Kinokirchlein des Latücht 
e.V. geblasen, folgte eine Entdeckung 
auf die andere, und den diversen Jurys 
dürfte die Entscheidung kaum leicht 
gefallen sein. Kehrseite solch erfreuli¬ 
chen Trends: Es wird immer deutlicher, 
dass der ambitionierte Dokumentar¬ 
film im Kino zwar im Aufwind scheint, 
dafür aber um Sendeplätze und Gel¬ 
der des Fernsehens kämpfen muss und 
Festivals wie die dokART für manche 
Filme zum wichtigsten Weg zum Pub¬ 
likum geworden sind. Ein besonders 
krasses Beispiel hierfür ist „Escort“ 
des jungen Niederländers Guido Hen- 
drikx, dem die dokART-Jury wenigs¬ 
tens eine „Lobende Erwähnung“ zu¬ 
sprach. In „Escort“ beobachtet er jun¬ 
ge Militärpolizisten, die in einem Kurs 
auf ihre neue Aufgabe vorbereitet wer¬ 
den: Sie sollen „auf möglichst humane 
Art“ abgelehnte Asylbewerber bei der 
Abschiebung in ihre Heimatländer be¬ 
gleiten. Von den Abgeschobenen sind 
nur Hilferufe und Schluchzen zu hören, 
aber Hendrikx 4 unverwandter Blick in 
die Gesichter seiner beiden Hauptfi¬ 
guren Fay und Jordan macht deutlich, 
wie sehr humaner Anspruch und Wirk¬ 
lichkeit auseinander klaffen. Das muss 
auch den Behörden aufgegangen sein, 
die - wohl in Erwartung eines Werbe¬ 
films? - zunächst Drehgenehmigung 
erteilt hatten, dann aber dem fertigen 


Film nur noch Aufführungen auf Festi¬ 
vals gestatteten. 

Wie Hendrikx 4 Film überzeugt auch 
„Zement“ durch genaue Beobachtung 
und gründliche Recherche. Die Ber¬ 
liner Dokumentarfilmer Dirk Peuker 
und Bettina Nürnberg entdeckten mit¬ 
ten in der Idylle des Salzkammerguts 
einen Waldweg, der einst „Löwen¬ 
pfad“ genannt wurde, weil auf ihm 
KZ-Häftlinge des Außenlagers Eben¬ 
see (Codename: Zement) zur Arbeit in 
den Steinbruch getrieben wurden. Die 
Bewohner der schmucken Villen, die 
bald nach 1945 auf dem Gelände des 
KZ gebaut wurden, wollen daran nicht 


erinnert und nicht gefilmt werden, ob¬ 
wohl der Torbogen am Eingang zu ihrer 
Ortschaft unverkennbar denen in Da¬ 
chau oder Auschwitz ähnelt. Manche 
von ihnen, so erklärte Peuker im Film¬ 
gespräch, seien wohl unverbesserliche 
Nazis und lobten zynisch die besonde¬ 
re Qualität ihrer unter dem einstigen 
Krematorium gedeihenden Kartoffeln. 
„Für dieses Projekt Zusagen von För¬ 
derern oder Sendern zu bekommen 
hätte Monate oder Jahre gedauert. Da¬ 
rauf wollten wir nicht warten und ha¬ 
ben deshalb mit unseren Mitteln, also 
einer Fotokamera gedreht.“ 

Überhaupt die Filmgespräche! Sie 
waren schon immer ein Kernstück der 
dokART, und vielfach liefern die an¬ 
wesenden Filmemacher hier wichtige 
Informationen nach. Anna Ewert und 
Falk Müller zum Beispiel beobachten 
eine junge Roma-Familie, die wegen ei¬ 
nes Streits mit dem Vermieter aus ihrer 
Wohnung geworfen wird und in einer 
Garage im größten Roma-Ghetto Bul¬ 
gariens Unterschlupf findet. Schon der 


Name des Ghettos, „Nadeshda“ den 
sie auch ihrem Film gaben, ist die pure 
Ironie, denn Nadeshda heißt Hoffnung. 
Nur einmal gestatten sich die Filmema¬ 
cher einen Blick über die Mauern des 
Ghettos, als eine Nachbarin den Roma 
ihre ganzen Vorurteile an den Kopf 
knallt - natürlich mit der Versicherung, 
sie sei keine Rassistin. Im Film kom¬ 
mentieren zwei junge Roma-Mädchen 
die Lage aus ihrer optimistischen Sicht; 
ob Tsveti ihr ersehntes Musikstudium 
in Plovdiv wird aufnehmen können und 
wie es den Eltern von Zorka in ihrer 
endlich gefundenen Wohnung ergeht, 
erfährt man nur aus Schlusstiteln und 


im Gespräch mit den Regisseuren. 

Insgesamt vierzig Filme konkurrier¬ 
ten in Neubrandenburg um die Preise, 
auffällig viele davon gemacht von jun¬ 
gen, talentierten Filmemachern und 
ebenso oft nicht in deren Heimat, son¬ 
dern in exotischen Gegenden und/oder 
zu exotischen Themen gedreht: Welt- 
Anschauung mittels Filmkamera. Man 
reist gern und ist neugierig und ent¬ 
lockt der Welt Einsichten, die ein Pu¬ 
blikum faszinieren können. Dass dabei 
auch manch Überflüssiges und Eitles 
entsteht, ist unvermeidlich. Wenn die 
Israelin Noga Nezer ihre filmische Su¬ 
che nach Fahres, ihrem palästinensi¬ 
schen Liebhaber, „My Arab Friend“ 
betitelt, soll der politische Konflikt In¬ 
teresse wecken. Doch weil sie sich sel¬ 
ber wichtiger nimmt als ihre Titelfigur, 
kommt am Ende kaum mehr als eine 
Nabelschau eigener Befindlichkeit he¬ 
raus. 

Schon eine beachtliche Filmogra- 
fie vorzuweisen hat die Russin Alina 
Rudnitskaya, die seit 2002 im St. Pe¬ 


tersburger Dokumentarfilminstitut ar¬ 
beitet und weltweit Preise für ihre Ar¬ 
beiten gewonnen hat. Denen kann sie 
nun auch den mit 5000 Euro dotierten 
„Latücht-Preis“ den Hauptpreis der 
dokART hinzufügen. In ihrem jüngs¬ 
ten Opus „Blut“ folgt sie dem Team 
einer mobilen Blutspendestation quer 
durch ihr Land und fängt dabei Bilder 
ein, die Bände sprechen: Bilder von 
Warteschlangen mit Menschen ganz 
ohne Spenderpose, die oft ohne die 18 
Rubel Entgelt kaum über den Tag kom¬ 
men, aber auch von Medizinpersonal, 
das die täglichen Elendsbilder nur mit 
reichlich Alkohol ertragen kann. 


Unter fast idealen Bedingungen 
entstand „Majubs Reise“ von Eva 
Knopf. Als Dozentin und wissenschaft¬ 
liche Mitarbeiterin eines DFG-For- 
schungsprojekts konnte sie ungewöhn¬ 
lich gründlich recherchieren und auf 
Archivmaterial zugreifen. Ihre Titel¬ 
figur Majub, der eigentlich Mohamed 
Husen hieß, hatte wie sein Vater als 
Askari in den deutschen Kolonialtrup¬ 
pen im heutigen Tansania gedient, be¬ 
vor ihn die UFA als schwarzen Klein¬ 
darsteller neben UFA-Stars wie Heinz 
Rühmann oder Hans Albers entdeckte. 
Kleindarsteller war er auch bei einem 
Denkmal in Hamburg, dessen Hauptfi¬ 
gur der Kolonialherr und Reichskom¬ 
missar Hermann von Wissmann war 
und das erst rebellierende Studenten 
in den 1970er Jahren vom Sockel hol¬ 
ten. Der Findling-Preis, den die Juroren 
der Regisseurin zusprachen, wird ihr 
Meisterstück wenigstens auf der Tour¬ 
nee durch Mecklenburg-Vorpommern 
bekannter machen. 

Hans-Günther Dicks 


Leander Sukov für Horst- 
Bingel-Preis nominiert 

Der UZ-Autor Leander Sukov ist für sei¬ 
ne politische Dichtung als Kandidat für 
den Horst-Bingel-Preis nominiert wor¬ 
den. Der Preis geht maßgeblich auf eine 
Initiative der Horst-Bingel-Stiftung zu¬ 
rück. 

Nominiert wurden außerdem Andre¬ 
as Altmann, Daniela Danz und Martina 
Weber. Der Preis ist ein Versuch, poli¬ 
tische Dichtung in den Fokus der Öf¬ 
fentlichkeit zu rücken. In einer Zeit, in 
der Krieg und Armut, Schädigung der 
Umwelt und massive Vertreibungen die 
Schlagzeilen bestimmen, in einer Zeit, 
in der ganz fassbar Angst und Furcht, 
Schrecken und Horror das Leben vie¬ 
ler Menschen konkret bestimmen. In 
der es aber auch in vielen Ländern zu 
einer Not aus Einsamkeit und Vereinze¬ 
lung kommt, wird solche Lyrik wieder 
vermehrt gehört, die es versteht, diesen 
Schrecken darzustellen. Sukov gehört 
mit seinen Gedichten über Krieg und 
Opfer, über Vereinzelung und Vereinsa¬ 
mung zu denen, die in der Lage sind mit 
großer lyrischer Kraft eine dialektische 
Darstellung zu liefern. 

Überden Namensgeber: 

Bingel studierte er von 1954 bis 1956 
Malerei und Bildhauerei an der staatli¬ 
chen Zeichenakademie in Hanau. 1965 
gründete er das Frankfurter Forum für 
Literatur. Bingel gab mehrere Lyrik- 
und Prosa-Anthologien heraus. Er war 
an der Organisation und Veranstaltung 
zahlreicher internationaler Autorentref¬ 
fen beteiligt und Mitglied des P.E.N. 1974 
wurde er zum Bundesvorsitzenden des 
Verbands deutscher Schriftsteller (VS) 
gewählt. Außerdem war er von 1971 bis 
1974 und nach der Aufgabe des Bundes¬ 
vorsitzes von 1977 bis 1978 Vorsitzender 
des VS-Landesverbands Hessen. 

Von 1983 bis 1985 wurde er zum 
Stadtschreiber in Offenbach am Main 
berufen. Quelle: Wikipedia 


Nachdenken über NSX 

Buchvorstellung und Preisverleihung 
am Sonntag, 2. November, 12 bis 14 Uhr, 
auf der Linken Literaturmesse Nürnberg, 
Künstlerhaus im KunstKulturQuartier, 
Königstraße 93 (gegenüber dem Hbf) 

Unter der Herrschaft des Faschismus ha¬ 
ben Deutsche ungeheure Verbrechen be¬ 
gangen. Und heute? Die Mordserie des 
„National-Sozialistischen Untergrunds“ 
(NSU), Brandanschläge, rassistische 
Überfälle, Hetze gegen Bevölkerungs¬ 
gruppen und demokratische Institutio¬ 
nen - sind sie eine politisch unbedeuten¬ 
de Randerscheinung? Oder macht sich 
faschistisches Denken längst in der Mitte 
unserer Gesellschaft breit? NSU = NSX? 

Verbrechen zu bekämpfen ist Aufga¬ 
be des Staates. Aber menschenverach¬ 
tende politische Meinungen müssen auch 
politisch beantwortet werden durch eine 
wachsame, engagierte Zivilgesellschaft. 
Deshalb hat der bundesweite Werkkreis 
Literatur der Arbeitswelt e.V. einen 
Schreibaufruf ausgelobt. 

Das Buch, herausgegeben von Wolf- 
Dieter Krämer und Manfred Schwab im 
Auftrag des Werkkreis, ist das Ergebnis 
dieses Schreibaufrufs: 82 Geschichten, 
Gedichte, Reportagen und Szenen ge¬ 
gen den rechten Ungeist, für eine bunte 
menschenfreundliche Welt, von 67 Au¬ 
torinnen und Autoren aus dem ganzen 
deutschen Sprachraum. Darunter die 
Preisträger Digo Chakraverty (Prosa), 
Christian Peitzmeier (Drama) und In- 
ken Weiand (Lyrik). Die Texte beleuch¬ 
ten den alltäglichen Faschismus. Sie wol¬ 
len anregen und ermutigen zum eigenen 
Engagement. 

Wolf Dieter Krämer und Manfred 
Schwab (Hg): „Nachdenken über NSX“ 
(344 Seiten, mit 21 teils farbigen Grafi¬ 
ken, 14,90 Euro) erscheint im Kultur¬ 
maschinen-Verlag, in dem u. a. das Ge¬ 
samtwerk von Franz Josef Degenhardt 
erschienen ist. 

Zur Buchpremiere und Preisverlei- 
hung werden neben Verlagsleitung und 
Herausgebern die Preisträger anwesend 
sein und ihre Texte lesen. Der Liederma¬ 
cher und Mitautor Werner Lutz steuert 
einige antifaschistische Songs bei. Kul¬ 
turmaschinen-Verlag und Werkkreis Li¬ 
teratur der Arbeitswelt e.V. 



„Codename: Zement“ - dicke Kartoffeln aus der Asche der Ermordeten 
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Willi Bredels Vermächtnis: 
bedeutende Literatur und ein „Neues Kapitel“ 

Zum 50. Todestag des Volksdichters Willi Bredel 


W illi Bredel starb nach einem 
arbeitsreichen Leben über¬ 
raschend am 27. Oktober 
1964. Der Abschied von ihm wurde in 
Berlin zu einer der größten Trauerfei¬ 
ern, die die Stadt erlebte. An seinem 
Sarge standen neben den führenden 
Politikern der DDR auch Mitkämp¬ 
fer und Freunde, von Anna Seghers 
bis zu Erwin Strittmatter, von Wolf¬ 
gang Langhoff bis zu Ernst Busch, von 
Hermann Kant bis zu Herbert Nach¬ 
bar. Seither sind fünfzig Jahre vergan¬ 
gen und der 1901 in Hamburg gebore¬ 
ne Schriftsteller ist ein Klassiker der 
deutschen, speziell der sozialistischen 
deutschen Literatur geworden, mit 
allen Vorzügen und Nachteilen einer 
solchen Stellung. 

Zu den Vorzügen eines Klassikers 
gehört, dass er Beispiel und Vorbild 
für spätere Autoren geworden ist, 
deutlich in der Rolle, die sein Schaf¬ 
fen im Werkkreis Literatur der Ar¬ 
beitswelt gespielt hat, deutlich auch in 
Bekenntnissen beim Tode des Schrift¬ 
stellers wie dem Max von der Grüns, 
der in Bredels Werk vorbildlich ge¬ 
staltet „die Würdigung und damit das 
Verständnis jener Epochen“ fand, die 
Bredel durchlebte. Deren waren vie¬ 
le; immer stand Bredel in vorderster 
Front. Die Nachteile eines Klassikers 
sind, dass er mehr verehrt als gelesen 
wird. Dabei hat Willi Bredel ein nicht 
nur lesenswertes eindrucksvolles lite¬ 
rarisches Werk hinterlassen, sondern 
in diesem Werk findet sich eine Aktua¬ 
lität, wie sie nur ein dialektischer Kopf 
schaffen konnte. Erinnert man sich der 
gewerkschaftlichen Kämpfe, wie sie in 
Bredels erstem Roman „Maschinenfa¬ 
brik N. & K.“ beschrieben wurden, wie 
hier um die kämpferische Klarheit und 
um die Einheit der Kämpfenden ge¬ 
rungen wurde, um den gewerkschaft¬ 
lichen Solidargedanken nicht preis¬ 
zugeben, so ließen sich die dort kon¬ 
zentrierten Erfahrungen mühelos auf 
unsere Gegenwart übertragen. 

Auf den ersten Blick war es ein 
sonderbarer Roman, der 1930 auf den 
Markt kam: Sein Titel „Maschinenfa¬ 
brik N. & K.“ versprach nichts von den 
traditionellen Romaninhalten. Auch 
die verwendeten Namen, die auf Besit¬ 
zer der Fabrik hinweisen könnten, wa¬ 
ren auf die Initialen reduziert und si¬ 
gnalisierten, dass individuelle Schick¬ 
sale oder gar persönliche Erlebnisse in 
einem anderen Kontext aufgegangen 
waren. Wer trotz des sachlichen Titels 
Hoffnungen auf einen anderen Inhalt 
hatte, wurde mit der Überschrift des 
ersten Abschnitts „Das Werk“ endgül¬ 
tig auf Technik und Arbeit verwiesen. 
Wer dagegen mit den Erwartungen des 
Films umzugehen verstand, mit Simul¬ 
tantechnik und schnellen Szenenwech¬ 
seln vertraut war, fand diese Elemen¬ 
te in Bredels erstem Roman wieder. 
Er erschien 1930 in der Reihe „Eine- 
Mark-Roman“ des Internationalen 
Arbeiter-Verlages. Als Band 6 erschien 
1931 ein weiterer Roman Willi Bre¬ 
dels: „Rosenhofstraße. Roman einer 
Hamburger Arbeiterstraße“. Weitere 
Veröffentlichungen wurden vorbe¬ 
reitet, darunter wiederum ein Roman 
Bredels: „Der Eigentumsparagraph“. 
Er konnte nicht mehr in Deutschland 
erscheinen; die Nazis vernichteten die 
Matern. Eine Abschrift, die Bredel in 
die Sowjetunion geschickt hatte, er¬ 
möglichte es, dass dieser dritte Roman 
1933 in russischer Sprache in der Sow¬ 
jetunion erscheinen konnte. Erst 1961 
wurde er erstmalig, rückübersetzt aus 
dem Russischen, in deutscher Sprache 
veröffentlicht. Es war die erste Trilogie 
Willi Bredels, der später berühmte Tri¬ 
logien wie „Verwandte und Bekannte“ 
(„Die Väter“, „Die Söhne“, „Die En¬ 
kel“; 1943-1953) und „Ein neues Ka¬ 
pitel“ (1964) schreiben sollte. 

Bredel bezeichnete seine ersten 
drei Romane, geschrieben in der Fes¬ 
tungshaft, „als literarische Drillinge“. 
Die „Drillinge“ sind aber auch Bredels 


erste Hamburger Trilogie; „Verwand¬ 
te und Bekannte“ wurde die weitaus 
berühmtere zweite und ebenfalls mit 
Hamburg verbunden, „Ein neues Ka¬ 
pitel“ schließlich die dritte, die einer 
anderen, neuen gesellschaftlichen For¬ 
mation verpflichtet war. Hamburg ge¬ 
hörte Bredels Liebe lebenslang, deut¬ 


lichster Ausdruck wurde der schöne 
Band „Unter Türmen und Masten“ 
(1960). Die offizielle Verwaltung der 
Stadt dankte ihm seine Liebe nicht; 
noch 1951 versagte man ihm eine Auf¬ 
enthaltsgenehmigung für die Stadt. 

Sein literarisches Wissen eignete 
er sich selbst an: Er las viel und ent¬ 
wickelte eine besondere Vorliebe für 
Themen aus dem deutschen Bauern¬ 
krieg, der Reformation und der Fran¬ 
zösischen Revolution von 1789, The¬ 
men, die in Gerhart Hauptmann und 
Georg Büchner ihre Dichter fanden; 
beide wirkten, neben anderen, auf 
Bredel. In Literaturzirkeln der Arbei¬ 
terjugend und einem von dem Schrift¬ 
steller Wilhelm Lamszus geleiteten 
Zirkel gab es, wie sich Bredel erin¬ 
nerte, heftige Diskussionen anlässlich 
der Aufführung von Dramen Gerhart 
Hauptmanns und anderer. 

Auch die nächste Haft Bredels 
führte zum literarischen Ergebnis: Seit 


dem 1. März 1933 saß er im Zuchthaus 
Fuhlsbüttel, das die Faschisten in ein 
KZ verwandelten. Dreizehn Monate 
hielt man ihn dort fest, elf Monate in 
Einzelhaft. Den qualvollen Umstän¬ 
den begegnete Bredel mit höchster 
Konzentration; er ließ sein Leben und 
die ihn begeisternden Kunsterlebnisse 


an sich vorüberziehen und entwickelte 
daraus die Konzeption seines berühm¬ 
testen Buches „Die Prüfung“, das 1935 
im Malik-Verlag in Prag erschien und 
in 17 Sprachen übersetzt wurde. Der 
Titel will auf die Gefahr hinweisen, 
der die Arbeiterbewegung nach der 
faschistischen Machtergreifung ausge¬ 
setzt war: Es geht um die Standhaftig¬ 
keit der Häftlinge; jeder hatte sich zu 
prüfen. Willi Bredel ließ an der seinen 
keinen Zweifel, ob im Exil in der So¬ 
wjetunion, ob als Mitglied des Thäl¬ 
mann-Befreiungskomitees in Paris, 
ob bei der Herausgabe der Zeitschrift 
„Das Wort“, ob als Kriegskommissar 
des Thälmann-Bataillons der Interna¬ 
tionalen Brigaden in Spanien, ob an der 
Front vor Moskau und bei Stalingrad, 
endlich 1943 bei Kiew, ob als Grün¬ 
dungsmitglied des Nationalkomitees 
Freies Deutschland - die Reihe ließe 
sich mühelos fortsetzen. Nicht einmal 
ansatzweise sind jene Tätigkeiten er¬ 


fasst, die die vielfältige journalistische 
Arbeit Bredels ausmachten, von der 
„Hamburger Volkszeitung“ über „Heu¬ 
te und Morgen“ (1947), deren Chefre¬ 
dakteur er war, bis zur NDL („Neue 
Deutsche Literatur“). 

Zurück zu seinem ersten Roman. 
In Bredels „Maschinenfabrik N. & K.“ 


wird nicht nur die Schwere und Ge¬ 
fährlichkeit der körperlichen Arbeit 
ausführlich und detailliert beschrieben, 
sondern dem Arbeiter wird die Aufga¬ 
be übertragen, sich genaue Kenntnisse 
über die Planung von Arbeit, den Ge¬ 
winn und die Verteilung zu erwerben. 
Alfred Melmster, in gewisser Weise 
eine Art Hauptfigur und Alter Ego von 
Willi Bredel, belehrt die Genossen, die 
er in der Maschinenfabrik antrifft: Wir 
„müssen auch in den Betrieben gute, 
wissbegierige Arbeiter sein, die nicht 
nur ihr Handwerk, sondern auch noch 
die Kalkulation beherrschen und mög¬ 
lichst noch von Vertrieb und Umsatz 
eine Ahnung haben, denn wir wollen 
doch später mal die Betriebe soziali¬ 
sieren; und wer sollte sie dann leiten, 
wenn nicht wir?“ 

Was dort als Programm erschien 
hat Bredel in seinen späteren Wer¬ 
ken als Wirklichkeit beschrieben, am 
deutlichsten in seiner letzten Trilo¬ 


gie „Ein neues Kapitel“, deren letzte 
Bände kurz vor seinem Tod erschie¬ 
nen. Seinen Wert bekam der erste 
Roman nicht durch die schöpferische 
Phantasie des Autors, sondern durch 
die wahrhaftige Abbildung des zeitge¬ 
nössischen politischen Geschehens in 
Hamburg. Die Handlung des Romans 
bestand im wesentlichen aus Szenen 
über Auseinandersetzungen der bei 
N. & K. arbeitenden Kommunisten 
und der mit ihnen kämpfenden Sozial¬ 
demokraten gegen die reformistische 
Führung der Gewerkschaft. Verschärft 
war die Auseinandersetzung dadurch 
geworden, dass am 1. Mai 1929 der 
sozialdemokratische Polizeipräsident 
von Berlin, Karl Zörgiebel, auf die de¬ 
monstrierenden Arbeiter schießen ließ 
und ein Blutbad anrichtete, das sich in 
ganz Deutschland auswirkte. Dadurch 
mehrten sich die Arbeitskämpfe auch 
in anderen Städten, so auch bei N. & 
K. in Hamburg. Bredel hatte in der 
„Hamburger Volkszeitung“ (Extra¬ 
blatt) ausführlich am 2. Mai 1929 Stel¬ 
lung genommen; es war einer der An¬ 
lässe für seine Haft. 

Bredels literarisches Werk wur¬ 
de immer autobiografisch geprägt, 
auch hier wird „Ein neues Kapitel“ 
zum Höhepunkt: Sein Peter Boisen 
ist, verfolgt man Bredels Lebensweg 
seit seiner Rückkehr nach Deutsch¬ 
land nach dem Zweiten Weltkrieg, ein 
Abbild der Arbeit des Schriftstellers. 
Ursprünglich sollte die Trilogie „Brot 
und Rosen“ heißen, nach dem Pro¬ 
gramm, das Boisen/Bredel vorschweb- 
te. Mit dem schließlich veränderten 
Titel setzte Bredel den Aktivisten der 
ersten Stunde nach dem Krieg ein 
Denkmal, gleichzeitig sollte aber der 
Roman Teil der Geschichtsschreibung 
und zum Dokument einer neuen Ge¬ 
sellschaftsformation werden. Literatur 
als Geschichtsschreibung war eine Be¬ 
sonderheit des Bredelschen Schaffens. 
Ein andere Besonderheit waren die 
anekdotische Zuspitzung von Ereig¬ 
nissen und die episodischen Reihun¬ 
gen, die die Texte lebendig machten, 
eine Fähigkeit, die Bredel lebenslang 
beherrschte - erinnert sei an die köst¬ 
liche Episode einer „Faust“-Auffüh¬ 
rung auf der Reeperbahn, in der die 
einfachen Hamburger Zuschauer über 
Goethe siegen, indem Faust nicht flie¬ 
hen darf, sondern Gretchen heiraten 
muss. Schließlich gehörten zu seinem 
umfangreichen Schaffen meisterhafte 
Novellen wie die „Frühlingssonate“ - 
eingefügt in die Trilogie „Ein neu¬ 
es Kapitel“ - und „Das schweigende 
Dorf“, die von Wilhelm Neef als Oper 
umgesetzt wurde. „Ein neues Kapitel“ 
war jenes Werk in Bredels Schaffen, 
mit dem er seine politischen Erfahrun¬ 
gen am Beginn einer Übergangsperio¬ 
de sichern und weitergeben wollte, um 
eine Lücke zu schließen, die durch den 
Nationalsozialismus in Deutschland 
entstanden war. In einem Gespräch, 
das ich mit ihm hatte, legte er auf den 
Chronik-Charakter großen Wert und 
darauf, dass die Älteren dieses Werk 
schaffen müssten, denn die Jüngeren 
waren „durch den Schock ihrer eige¬ 
nen Enttäuschung gelähmt“. 

Ich lernte ihn 1961 als Student in 
Leipzig kennen, als er Gast Hans May¬ 
ers war, dann besuchte ich ihn als Prak¬ 
tikant beim Rundfunk und schließlich 
korrespondierte ich mit ihm in der wis¬ 
senschaftlichen Arbeit, als ich meine 
Diplom-Arbeit schrieb. Er war als Au¬ 
tor eindrucksvoll, als Mensch von gro¬ 
ßer Aufrichtigkeit und Güte, als Politi¬ 
ker von seltener Klarheit. 

Rüdiger Bernhardt 

„Maschinenfabrik N. & K.“ und „Ro¬ 
senhofstraße“ von Willi Bredel kön¬ 
nen aus dem Internet heruntergela¬ 
den werden: 

http://nemesis.marxists.org/bredel- 
maschinenfabrik-n-ki.htm 
http://nemesis.marxists.org/bredel- 
rosenhofstrasse i.htm 
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Deutsch-türkische Zweckehe 

ioo Jahre einer wechselvollen Beziehung - Von Wilhelm II. bis Recep Tayyip Erdogan 



Das Portal der ehemaligen Deutschen Orientbank (DOB) im Zentrum von Istanbul, 1906 unter Beteiligung der Dresdner 
Bank in Konkurrenz zur Deutschen Bank gegründet. In der Nazi-Zeit handelte die Istanbuler Filiale mit Raubgold aus den 
okkupierten Ländern und Gold der KZ-Häftlinge. 


A uch in der Beziehung zwischen 
der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Türkiye Cumhu- 
riyeti (Republik Türkei) scheint das 
„konstruktive Chaos“ (UZ, 10.10.2014) 
bestimmend zu sein: Das Kapital sucht 
an der Grenze von Südosteuropa und 
Kleinasien - auf durchaus widersprüch¬ 
lichen Wegen - nach einer Großmacht, 
die sein Hegemoniestreben wenigstens 
regional beflügelt. Die deutsch-türki¬ 
sche Ehe am Bosporus gibt es seit 100 
Jahren. In der Zwischenzeit ist sie nicht 
einfacher geworden. 

Der militärisch-industrielle Kom¬ 
plex bildet eine wesentliche Grundlage 
dieser Beziehung. Dazu der territoria¬ 
le Kontext: Ende des 19. Jahrhunderts 
hatte das Osmanische Reich (als Vor¬ 
gänger der Türkei) weite Teile seiner 
Eroberungen in Europa wieder verlo¬ 
ren. Die Hauptstadt Konstantinopel 
(Istanbul) lag plötzlich am Westrand 
des Landes. Der Bau einer Eisenbahn 
sollte den Niedergang beenden und 
deutlichen neuen ökonomischen Auf¬ 
schwung bringen. Eine Eisenbahnlinie 
vom Haydarpascha-Bahnhof am west¬ 
lichen Bosporusufer von Istanbul (heu¬ 
te: 14 Millionen Einwohner) in Rich¬ 
tung Konya (heute: über zwei Millio¬ 
nen Einwohner) nach Bagdad sollte 
zudem den Truppentransport im Lande 
wesentlich beschleunigen. Ohne Eisen¬ 
bahn dauerte die Verlegung von Trup¬ 
penteilen Monate. Das war angesichts 
des zerbrechlich gewordenen Staatsge¬ 
bietes ein hohes Risiko. Finanzierung 
der Bagdad-Bahn: Deutsche Bank. 
Der Haydarpascha-Bahnhof wurde am 
19. August 1908 eröffnet. 100 Jahre spä¬ 
ter wurde das Ereignis mit einer Aus¬ 
stellung gefeiert. Einer der Sponsoren 
war die Deutsche Bahn. 

Die ökonomischen und militäri¬ 
schen Interessen von Sultan Abdülha- 
mid II. deckten sich nach dem osma- 
nischen Staatsbankrott weitgehend 
mit denen von Kaiser Wilhelm II., 
dem deutschen Finanzkapital und de¬ 
nen der Industriebarone. Das drück¬ 
te sich 1898 dekorativ im zweiten Be¬ 
such von Kaiser Wilhelm II. in Istanbul 
aus. Der „Deutsche Brunnen“ (Alman 
Qe?mesi) in der Nähe der Blauen Mo¬ 
schee - Einweihung zu Kaisers Ge¬ 
burtstag am 27. Januar 1901 - legt noch 
heute Zeugnis für die Touristen ab. 

Wichtiger aber war die Bagdad- 
Bahn, die von Deutschland mit Ge¬ 
nehmigung des Sultans von 1899 ge¬ 
baut werden sollte. Die von deutschen 
Militärs Ende des 19. Jahrhunderts be¬ 
einflusste Reform der osmanischen Ar¬ 
mee ging einher mit dem Import deut¬ 
scher Waffen: 1885 wurden 500 Ge¬ 
schütze von Krupp geliefert, 1886 eine 
Torpedoboot-Flottille. Das türkische 
Heer bekam 500 000 Gewehre und 
50 000 Karabiner von Mauser (heute: 
Rheinmetall). Im „30-Tage-Krieg“ ge¬ 
gen Griechenland 1897 siegte die Tür¬ 
kei. Die Anatolische Bahn zwischen Is¬ 
tanbul und Konya bewährte sich. Der 
deutsche Generaloberst von der Golz 
wurde erneut in die Osmanische Ar¬ 
mee berufen. 

1901 folgten Militärberater für die 
Artillerie, Pioniere, Kavallerie und In¬ 
fanterie. Die Militärs besorgten Krupp 
nahezu ein Rüstungsmonopol. Zu Be¬ 
ginn des 1. Weltkriegs wurden deut¬ 
sche Kriegsschiffe mit deutscher Be¬ 
satzung an die osmanische Regierung 
übergeben. Das Osmanische Reich 
kämpfte an der Seite der Mittelmäch¬ 
te (Deutschland, Österreich) gegen die 
Ententemächte England, Frankreich, 
Italien, gewinnt die Schlacht an den 
Dardanellen (Hellespont), verliert aber 
den Krieg und zerfällt endgültig. Das 
Osmanische Reich reduziert sich auf 
das Territorium der heutigen Türkei. 

Sechs Jahre nach Ende des 1. Welt¬ 
krieges gab es einen Freundschafts¬ 
vertrag zwischen der Türkei und dem 
Deutschen Reich. Während des 2. Welt¬ 
krieges florierten die militärischen und 
ökonomischen Beziehungen zwischen 
beiden Ländern. Erst am 23. April 1945 
(!) schloss sich die Türkei dem Krieg 
gegen Nazi-Deutschland an. 


1952 wurde die Türkei in die NATO 
aufgenommen. Aktuell hat sie 718 500 
aktive Soldaten (zweitgrößte NATO- 
Streitmacht nach den USA). Dazu 
185 630 Reservisten. Die Streitkräfte 
haben einen innen- und außenpoliti¬ 
schen Handlungsauftrag „zur Sicherung 
des Landes“. Importiertes Kriegsgerät 
kommt in erster Linie aus Deutschland: 
354 Kampfpanzer Leopard 2, sechs Ein¬ 
heiten der U-Boot-Klasse 354 (wegen 
der „Bedrohung“ durch Griechenland). 
Zum Vergleich: Griechenland hat 124 
000 Soldaten. Sein Militärbudget be¬ 
trägt 6,972 Milliarden US-Dollar. Die 
Türkei: 18,184 Milliarden US-Dollar 
(Zahlen von 2012). 

Auf dem Territorium der Türkei 
werden im NATO-Stützpunkt Incirlik 
Air Base einsatzbereite Atomspreng¬ 
köpfe der US-Air Force gelagert. Die 
Türkei besteht auf dem Recht, aus dem 
Atomwaffensperrvertrag auszusteigen, 
eigenes Uran anzureichern und Pluto¬ 
nium zu gewinnen, aus dem Atombom¬ 
ben gebaut werden können. Incirlik ist 
der Fliegerhorst, von dem aus Angriffe 
der internationalen Militärkoalition - 
ohne Mandat der Vereinten Nationen - 
auf Kobane geflogen und Regime-Geg¬ 
ner der regulären syrischen Streitkräf¬ 
te ausgebildet werden können. Zu den 
Regime-Gegnern in Syrien gehören 
wiederum gutbezahlte IS-Terroristen. 
Sie haben Zugang zur Türkei. 

Hintergrund der militärischen Aus¬ 
einandersetzungen sind ökonomische 
Interessen. Die vorgeschobenen „Be¬ 
weise“ der USA gegen den Irak beim 
zweiten Irak-Krieg entpuppten sich 
rasch als Propaganda. Es ging um Öl. 
Die Losung der Friedensbewegung lau¬ 
tete auch schon 2003: „Kein Blut für 
Öl!“ Die britischen Truppen hatten sich 
auf die Ölquellen im Süden Iraks und 
die Einnahme der Stadt Basra zu kon¬ 
zentrieren. 

Schon vor über 100 Jahren waren 
die deutschen „Archäologen“, die bei 
Mossul nach antiken Fundstücken 
suchten, keine Archäologen. Es waren 
Geologen, die den Auftrag hatten, nach 
Öl zu suchen. 1912 bekam die Deut¬ 
schen Bank von der türkischen Re¬ 
gierung die Erlaubnis zur Ausbeutung 
der Erdölvorkommen auf 20 Kilome¬ 
ter an beiden Seiten der Bahnstrecke 
bis Mossul. Ein „deutscher“ Bahnhof 
schließlich am Schatt al-Arab hätte 
aber wohl schon vor dem 1. Weltkrieg 
zu einer militärischen Auseinanderset¬ 
zung mit London um die Vormachtstel¬ 
lung im ölreichen Osten des Osmani¬ 
schen Reiches führen können. 


Die deutsch-türkische Ehe am Bos¬ 
porus war keine Liebesbeziehung, wenn 
sie auch zeitweilig von tiefer gegenseiti¬ 
ger Zuneigung geprägt war. Zutreffen¬ 
der wäre sicherlich die Bezeichnung 
Zweckehe - oder noch einschränken¬ 
der: Zweckbündnis. Dieses Bündnis 
ist zur Zeit von sich verändernden Pa¬ 
rametern abhängig. Die Türkei steckt 
nicht mehr in einer katastrophalen Au¬ 
ßenhandelskrise am Rande der Zah¬ 
lungsunfähigkeit wie etwa 1954. Das 
Auswärtige Amt nennt die türkische 
Volkswirtschaft aktuell „robust“ mit ei¬ 
nem überdurchschnittlichen Wachstum 
von 3 bis 4 Prozent. Die Schulden liegen 
deutlich unter den Maastricht-Vorga¬ 
ben. Die Banken sind stabil und bedür¬ 
fen keiner staatlichen Unterstützung. 

Aber auch diese Bilanz hat Klassen¬ 
charakter: Jedes Jahr gibt es 500 000 
Schulabgänger. Nicht jeder bekommt 
einen Arbeitsplatz. Es gibt eine gravie¬ 


rende Landflucht. Der Osten und Süd¬ 
osten des Landes sind stärker gebeu¬ 
telt. Die Arbeitslosigkeit lag 2013 bei 
10 Prozent. Stärker Betroffene: Frau¬ 
en und Mädchen. Der mehrheitlich ge¬ 
zahlte offizielle „Mindestlohn“ liegt bei 
1 071 türkischen Lira (350 Euro). 

Das Centrum für angewandte Poli¬ 
tikforschung der Universität München 
ist voll des Lobes für die „Reform“- 
Freudigkeit der AKP-Regierung von 
Recep Tayyip Erdogan (fungierender 
Ministerpräsident: Ahmet Davutoglu). 
Das wirke sich im internationalen Han¬ 
del aus: „Bis heute pflegen die Türkei 
und die EU, besonders Deutschland, 
sehr gute wirtschaftliche Beziehungen. 
Exportiert werden vor allem Textil- 
und Bekleidungsartikel, aber auch die 
türkische Elektro- und Kfz-(Zuliefer-) 
Industrie ist sehr erfolgreich.“ Umge¬ 
kehrt feiern deutsche Konzerne in der 
Türkei prächtige Erfolge: Siemens (seit 


1856 in der Türkei) hatte ein Auftrags¬ 
volumen von 1,36 Milliarden Euro. 
Bosch investiert 300 Millionen Euro in 
die Produktion von Autozubehörteilen. 
Hochtief baute eine der Bosporusbrü¬ 
cken. Und umgekehrt: Hochtief wurde 
vor ein paar Jahren vorgeworfen, türki¬ 
sche Beschäftigte auf dem Bau für 2,50 
bis 3,50 Euro beschäftigt zu haben. Das 
war in München. 

Diese deutsch-türkischen Klassen¬ 
interessen werden gepflegt und be¬ 
kämpft. „Selbstlos“ helfen deutsche 
Dienststellen und die türkische Polizei. 
Mancher „Beifang“ geht ins Netz. Da 
spioniert der Bundesnachrichtendienst 
(BND) seit 2009 türkische Dienststel¬ 
len aus. Jürgen Trittin (Grüne) und 
Wolfgang Bosbach (CDU): Richtig so! 
Spionage, die aber keine war, wurde 
drei Fotoreportern von der türkischen 
Polizei jüngst vorgeworfen. Sie wollten 
über die Proteste zu Kobane berichten. 
Sollten es aber nicht. Die Reporter wa¬ 
ren in Diyarbakir vorübergehend ver¬ 
haftet worden. Beifang. 

Manchmal darf es auch etwas mehr 
sein als Spionage. Die über Geldmangel 
klagende Bundeswehr schickt ihre Sol¬ 
daten in die Türkei. Die zwei Patriot- 
Raketenabwehrstaffeln mit ihren 400 
Soldaten in Kahramanmaras sind un¬ 
zufrieden, weil sie nicht pünktlich ab¬ 
gelöst werden. Nicht alle Flugzeuge der 
Luftwaffe, die am Boden stehen, kön¬ 
nen auch fliegen. Da werden dann Ti¬ 
ckets bei privaten Anbietern geordert. 
Zum Beispiel bei Turkish Airlines. Die 
Gesellschaft ist billiger als Lufthan¬ 
sa. Die über den Istanbuler Flughafen 
„Atatürk Havaliman?“ reisenden Sol¬ 
daten am 7. Oktober müssen sich nicht 
einmal in „Zivil“ tarnen. Camouflage 
mit schwarz-rot-goldenem Stoffabzei¬ 
chen an der Schulter geht auch. 

Wenn die Basis prägend ist für den 
Überbau, dann bleibt die Frage, wel¬ 
ches Interesse die herrschende Groß¬ 
bourgeoisie oder das dominierende 
Finanzkapital in der Türkei und in 
Deutschland oder eines anderen Lan¬ 
des aus der Liste der „Verbündeten“ 
daran haben sollten, wieder vorkapi¬ 
talistische Produktionsverhältnisse zu¬ 
zulassen. Der konkurrierende Kapita¬ 
lismus hat offensichtlich noch nicht zu 
seinem Absterben gefunden. Ein Beleg 
dafür mag Frau Merkel sein, die sich 
gegen den vollständigen Beitritt des 
türkischen Kapitals in die EU stellt. 

0 Uwe Koopmann 



Deutsch türkische Marine: Zusammenarbeit mit langerTradition: Die türkische Fregatte F 246 (TCG Salihreis) aus der 
Barbarossa-Klasse wurde von ThyssenKrupp Marine Systems AG auf der Werft von Blohm + Voss in Hamburg entwickelt 
und gebaut. Stapellauf war am 26. September 1997, Übergabe am 22. Juli 1998. Ein Auftrag: Militärische Sicherung des 
Bosporus mit Senkrechtstartanlagen für Lenkwaffen aus vier Zellen.TCG steht für„Türkiye Cumhuriyeti Gemisi“ und ist ein 
Namensbestandteil für Schiffe der Türkischen Marine. Das Regionalkommando Nord hat seinen Sitz in Istanbul und ist für 
das Schwarze Meer und das Marmarameer zuständig. Es gibt neben anderen Stützpunkte in Istanbul und Canakkale, so 
dass die komplette Durchfahrt vom Mittelmeer (Ägäis) über die Dardanellen, das Marmarameer und den Bosporus bis ins 
Schwarze Meer kontrolliert werden kann. Auch türkische U-Boote passieren diese Wasserstraße. Insgesamt durchfahren 
50 000 Schiffe pro Jahr die Meerenge, davon 5 500 Tanker. 








4 Freitag, 31. Oktober 2014 


Anzeigen 


unsere zeit m 


Marx Engels 
Stiftung 


vt w si.irm rxcngdü'ütifl 11 ng.de 


DKP-Kulturkommission und Marx-Engels-Stiftung 
laden ein zum Seminar 


Krise der Kunst und marxistischer Kunstbegriff 

mit Prof. Thomas Metscher und Prof. Richard Sorg 
Samstag, 8.11.2014,10.30 -17.30 Uhr (Einlass: 10 Uhr), 

Alte Feuerwache, Gathe 6, Wuppertal 

Es gibt wohl keinen zweiten marxistischen Wissenschaftler unseres 
Landes, der sich so intensiv wie Thomas Metscher mit Fragen der 
Künste - der Literatur, der Musik, der bildenden Kunst - auseinan¬ 
dergesetzt hat. Unser Seminar versteht sich als Einführung in die 
Probleme, die Metschers jüngste Buchveröffentlichung - „Ästhetik, 
Kunst und Kunstprozess: Theoretische Studien“ (Aurora Verlag 2013) 
- behandelt. Vorkenntnisse oder gar die Lektüre des gesamten Ban¬ 
des werden nicht vorausgesetzt; aber wer sich mit den zur Diskussion 
stehenden Fragen vorab vertraut machen möchte, findet Metschers 
„Vorrede“ zu seinem Buch und einige andere Materialien unter www. 
marx-engels-stiftung.de. 

Prof. Richard Sorg, Flamburg, wird in einem eigenständigen Beitrag 
anhand der Bayreuther Castorf-Inszenierung von Wagners „Ring“ der 
Frage nachgehen, wie man mit einem solchen Widerspruchsbündel, 
wie es Richard Wagner bzw. der Wagner-Komplex darstellt, als Linker 
umgehen kann oder soll. 

Kostenbeitrag (inkl. Mittagessen) 12 Euro, ermäßigt 8 Euro. Wegen der 
Essensplanung wären wir für eine Voranmeldung unter marx-engels- 
stiftung@t-online.de oder 0211 -6802828 (Fiermann Kopp) dankbar. 


Die DKP-Hamburg lädt herzlich ein zur 
Bezirksmitgliederversammlung. 


Tagesordnung: 

1. ) Eröffnung und Begrüßung 

2. ) Konstituierung 

3. ) Berichte der Bezirksgremien 

4. ) Diskussion und Beschlussfassung zu Anträgen 

5. ) Wahlen zu bezirklichen Gremien 

6. ) Schlusswort 



Die BMV findet statt 

am Freitag und Samstag, dem 28. und 29. November 2014 

im Gemeindesaal der Christuskirche, Bei der Christuskirche 2 (gegen¬ 
über U-Christuskirche) 


Freitag, den 28.11., Einlass ab 17.30 Uhr, Beginn um 18.00 Uhr 
Ende (vorauss.) 20.30 Uhr 

Samstag, den 29.11., Einlass ab 09.00 Uhr, Beginn um 09.30 Uhr 
Ende (vorauss.) 17.30 Uhr 


Für die Verpflegung ist gesorgt. Das Mitgliedsbuch ist mitzubringen. 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Ein besonderes Leben, 
ein besonderer Mensch 

Adolf Köster 

14.10.1926-10.9.2014 

Als Sohn einer Arbeiterfamilie hat Adolf nach seiner Entlassung aus 
der Kriegsgefangenschaft den Weg des Kampfes für Frieden, Demo¬ 
kratie und Sozialismus gewählt und ist 1949 Mitglied der KPD ge¬ 
worden. Im Jahre 1963 wurde er wegen seiner politischen Tätigkeit 
verhaftet und zu acht Monaten Gefängnis verurteilt. Trotzdem hielt er 
an seinen Überzeugungen fest. Seit Neukonstituierung im Jahre 1968 
war Adolf Mitglied der DKP und hat in all den Jahren seine ganze Kraft 
für die Interessen der Arbeiterklasse eingesetzt. Von 1969 bis 1990 
hat Adolf geholfen das Archiv der UZ und des Parteivorstandes auf¬ 
zubauen und zu einem solide funktionierenden Archiv zu entwickeln. 

In mehreren Bürgerinitiativen hat Adolf in seinem Ruhestand nahtlos 
an seine frühe Aktivität für eine friedliche Welt anknüpfen können. 
Adolf war einer jener Genossen, die jahrzehntelang verantwortungs¬ 
voll und bescheiden für unsere gemeinsame Sache gearbeitet haben. 

In seinen letzten Jahren widmete er sich vor allem seiner Familie und 
der Betreuung seiner Frau Erika mit der gleichen Hingabe und Freude 
wie zuvor seiner politischen Arbeit. 

Er war ein aufrechter, ehrlicher, humorvoller, liebevoller und gerechter 
Mensch, der uns allen unglaublich fehlt. Die gemeinsame Zeit mit sei¬ 
nen Genossen war ihm sehr wertvoll und ihre Solidarität in schweren 
Zeiten eine große Stütze. 

... dann scheint die Sonn* ohn 1 Unterlass! 

Für die Familie 
Erika Köster 

Kinder, Enkelkinder, Urenkel 


...dass Auschwitz nicht nach eiinmal sei 


Neuverhandlungen 
des Holocaust 



Neue Medien 
Neue Generationen 
Altes Thema?! 

Konferenz ■ Lesung - Konzert 

Esther ftejarano vwsiizerafc Aü&timiu-K&mitfe 
Lesung am Abend aus „Erinnerungen“ 

Kirstin Fr ieden XuiiunMsanschsftferin Ingo Zimmerma n n tedagegt 

Jakob Smigla-Zywocki Histofifcer Herbert Sch ui üfemwn 


Esther- Bejarari^ 



Mikrophone Mafia 


Sonntag, 9.11.2014 Berwhau^ ßennostr. 5, Münster 

Konferenz: 12 : *Uhr, Einritt frei. <onzert: 19 * Uhr r Entritt MOt (ermäßigt) 

Inlos: wvAv.muenstecwn-biJa.de & www.wgF-münsterde & faesbook 
veransiatMr: WN-BdA Graduate School oF Liseratur? WWU 

Mit Untersetzung von: FiM, Katholische Hochschule NRW" RLS NRW 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Wir mussten Abschied nehmen von unserem Genossen 

Helmut Peters 

der im Alter von 91 Jahren verstorben ist. 

In den späten 40er Jahren des vorigen Jahrhunderts wurde Helmut 
Mitglied von FDJ und KPD und nach der Neukonstituierung der DKP. 
Wir gedenken eines Genossen, der in der Partei und für unsere Sache 
gewirkt hat, solange seine Gesundheit das zuließ. 

DKP GRUPPE BREMEN 


Die DKP Rheinland-Westfalen 
lädt ein zum 

Pille-Empfang 

am Sonntag, 16. November 2014 von 11.00 bis 16.00 Uhr 

in der Karl-Liebknecht-Schule. 

Begrüßung: Klaus Stein 
Referat zu „TTIP und Bayer“ mit Diskussion 
Gemütliches Beisammensein und Diashow vom Pressefest 
Um Kuchenspenden wird gebeten! 


DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
LLL-Wochenende in Berlin 
am 10./11. Januar 2015 

Jetzt anmelden! 

Wir organisieren die gemeinsame Hin- und Rückfahrt sowie 
- nach Bedarf - die Unterkunft. 

DKP Rheinland-Westfalen .Am Stadtpark 68.51373 Leverkusen 
E-Mail: sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 



LLL-Treffen und Demo 

in Berlin 

Wir fahren! 

DKP Ruhr-Westfalen 


Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Übernachtung sind vorbereitet. 

Kosten pro Person: 65,- Doppelzimmer / 85,- Einzelzimmer (Hotel Kolumbus) 

Samstag, 10. Januar 2015 


Abfahrt 6.30 Duisburg, 7.00 Essen, 7.45 Dortmund 
Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 
Tel.: 0201 225147 Fax: 0201 2698038 
E-Mail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 


iure Anzeigen 
helfen der UZ! 


f \ 

Danke für die vielen guten 
Wünsche aus Nah und Fern zu 
unserem 50. bzw. 60. Geburtstag, 
für die Teilnahme an der Paaady 
in der Hoffnungstraße und viele 
gut durchdachte Geschenke. Der 
Kampf geht weiter - Viva Cuba - 
Freiheit für die MIAMI 5! 

Carola Wollweber 
und Heinz-W. Hammer 

V___y 


Studienreise 

Vietnam und 
Kambodscha 

28.12.14 bis 12.1.15 oder 
19.1.15 

Kennenlernen von Kultur, Land 
und Menschen. 

Besuch in Hilfsprojekten. 

Noch 4 Plätze frei! 
Weitere Informationen: 

Tel: 0641 82149, 

Mail: fg-vietnam@t-online.de 
Freundschaftsgesellschaft 
Vietnam 

(www.fg-vietnam.de) 


E3 Shop 


Aktionstasche 

uz - unsere zeit 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

15,- € 

Kapuzenpullover 

Rosa + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

22,- € 

Kapuzenpullover 

Che + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

22,- € 

T-Shirt 

Rosa + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

12,- € 

T-Shirt 

Che + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

12,- € 

T-Shirt 

UZ-Pressefest 

(Roter Aufdruck auf Grau) 

10,- € 

T-Shirt 

Free the Cuban 5 

(Bunter Aufdruck auf Grau) 

10,- € 

Fahne (groß) 

Thälmann + DKP 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

20,- € 

Fahne (klein) 

DKP-Logo 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

15,- € 

Schal 

DKP 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

10,- € 

Schal 

Trotz alledem! 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

10,- € 

Mütze 

DKP 

(Grauer Aufdruck auf Schwarz) 

5,- € 

(Warn-)Weste 

UZ-Zeitung der DKP 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

10,- € 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Alle Preise inkl MWSt. + 2,- Porto (auf die gesamte Bestellung) 
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Trotz alledem! 




Neu! 


2 unsere zeit 

_J WWW MnK*n»-MiE h#* 


Aktionstasche 
Motiv „uz - unsere zeit 

Gepolstert, mit Schulterriemen 

Vier separate Fächer, zum ei 
mit Reißverschluss 
Größe: 40 x 34 x 11 cm 


Neue Motive! 
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Antifaschismus / Termine / Impressum 


Gedenken an Polizei- 
und Naziterror von 1932 



Auch dieses Jahr 
hat die Gruppe 
Nord der Dort¬ 
munder DKP 
zum Gedenken 
auf den Nord¬ 
markt eingela¬ 
den. Dort erin¬ 
nert eine Stele an 
den ersten Auf¬ 
marsch der SA 
im Roten Norden 
der Stadt im Jahr 
1932. Nur unter 
massivem Poli¬ 
zeischutz hatten 
sich die Nazi- 
Banden in den 
Arbeiterstadt¬ 
teil getraut. Den 
„Empfang“ und 
Widerstand der 
Bewohnerinnen beantworteten SA und 
Polizei mit brutaler Gewalt und schar¬ 
fen Schüssen. Zwei Anwohner starben 
durch Polizeikugeln. 


Dem Gruß wort des stellv. Bezirks¬ 
bürgermeisters, der Gedenkrede, dem 
Kulturprogramm aus Musik und Lesun¬ 
gen und der Kranzniederlegung folgten 


zahlreiche Menschen jeden Alters und 
vieler Staatszugehörigkeiten, Genos¬ 
sinnen, Freundlinnen und Hinzutre¬ 
tende. Wolfgang Richter 


Neuverhandlungen des Holocaust 

... dass Auschwitz nicht noch einmal sei 


Am 9. November veranstaltet die VVN- 
BdA Münster eine Konferenz und Kul¬ 
turveranstaltung zum Thema Ausch¬ 
witz. In der Ankündigung heißt es u.a.: 
„Wie drängend ist das Thema Ausch¬ 
witz in unserer heutigen Gesellschaft 
noch? In einer Zeit, in der die Nach¬ 
richtensendungen von Bildern funda¬ 
mentalistischer Glaubenskrieger, dem 
Bürgerkrieg Mitten in Europa und im 
Nahen Osten und Naturkatastrophen 
dominiert sind - brauchen wir da ein 
Erinnern an Auschwitz? Die Antwort 
ist ja. Gerade jetzt, fast 70 Jahre nach 
der Befreiung vom Hitlerfaschismus 
durch die bedingungslose Kapitulation 
des Dritten Reichs finden überall auf 
der Welt Kriege, Verfolgung, Unterdrü¬ 
ckung und systematischer Massenmord 
statt. Aus Auschwitz lernen heißt für das 
Jetzt lernen heißt für die Zukunft ler¬ 
nen. 

Längst ist das Thema Auschwitz 
in unseren Schulen etabliert, der For¬ 
schungsbereich ausgebaut, ein gesell¬ 
schaftlicher Konsens hergestellt. Ge¬ 
denkstätten, Zeitzeugengespräche, Do¬ 
kumentationen zeigen uns das wahre 
Gesicht des Faschismus - und doch ist 
Neonazismus ein Problem und drängt 
zurzeit in die Mitte der Gesellschaft. 


Was tun, um aufzuklären, der Propa¬ 
ganda der Neonazis etwas entgegen¬ 
zusetzen ohne zu bevormunden? Wie 
kann ein Gedenken an Auschwitz in der 
Lebens weit junger Menschen verankert 
werden, auch wenn direkt Betroffene 
des Dritten Reichs in ihrem Umfeld 
nicht oder nicht mehr vorhanden sind? 

Es wird Zeit, den Holocaust neu in 
den Blick zu nehmen.“ 

Die Konferenz Neuverhandlungen 
des Holocaust diskutiert diese drängen¬ 
den Fragen mit Wissenschaftlerlnnen, 
mit Mitarbeiterinnen von Gedenkstät¬ 
ten und mit dem münsterschen Publi¬ 
kum. Es nehmen teil: Ester Bejarano, 
Auschwitz-Überlebende und Vorsitzen¬ 
de des Auschwitz Komitees, Künstlerin. 
Schirmherrin der Veranstaltung. 

Dr. Kirstin Frieden, Kulturwissen¬ 
schaftlerin, München. 

Jakob Smigla-Zywocki, freier wissen¬ 
schaftlicher Mitarbeiter Gedenkstät¬ 
te Villa ten Hompel und Franz-Hitze- 
Haus, Münster. 

Prof. Dr. Ingo Zimmermann, Pädagoge, 
Katholische Hochschule NRW, Abtei¬ 
lung Münster. 

Prof. Dr. Herbert Schui, Professor für 
Volkswirtschaftslehre (emerit.), Ham- 
bürg. 


Kulturveranstaltung 

Esther Bejarano und die Micropho- 
ne-Mafia bilden den Höhepunkt des 
Konferenztages. Die 89jährige Holo¬ 
caustüberlebende, Bundesverdienst¬ 
kreuzträgerin und Vorsitzende des 
Internationalen Auschwitz-Komitees 
Bejarano singt gemeinsam mit der 
Hip-Hop-Gruppe Lieder über ihre 
Auschwitz-Vergangenheit und über 
gegenwärtige rechte Tendenzen in un¬ 
serer Gesellschaft. In ihren Texten hat 
Bejarano ihre Vergangenheit als eine 
der wenigen Überlebenden des Mäd¬ 
chenorchesters von Auschwitz verarbei¬ 
tet. Die Musik der Microphone Mafia 
transferiert diese Erinnerungen in ei¬ 
nen gegenwärtigen populärmusikali¬ 
schen Diskurs. 

Den thematischen und musikali¬ 
schen Ausklang liefern Quijote, mit 
dem Programm „Ein Licht vom Rand 
der Seele“, in dem sie dem Buchenwald- 
Schwur ein musikalisches Denkmal set¬ 
zen. 

Sonntag, 9 . November, Bennohaus 
Münster, Bennostr. 5 . Der Eintritt zur 
Kulturveranstaltung ab 19.00 Uhr 
beträgt 12,00 Euro, im Vorverkauf 
10,00 Euro. 


termine@unsere-zeit.de 


sa ★ 1 . NOV 


Neubrandenburg: „Die DKP nach dem 
20. Parteitag“, Veranstaltung des Rotfuchs 
mit Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP Post¬ 
straße 4,10.00 Uhr. 

München: DKP München gedenkt der ermor¬ 
deten Antifaschistinnen. Perlacher Friedhof, 
11.00 Uhr. 


SO ★ 2. NOV 


Hamburg: Führung durch die Dauerausstel¬ 
lung zur Zwangsarbeit in Hamburg 1939— 
1945. Veranstalter: Willi-Bredel-Gesellschaft- 
Geschichtswerkstatt e.V. Wilhelm-Raabe- 
Weg 23, nahe S-Bahn Flughafen, 14.00 Uhr 
bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 3. NOV 


Hamburg: „Doch ob sie mich erschlügen: 
Sich fügen heißt lügen!“ Öffentlicher Grup¬ 
penabend der DKP Langenhorn-Fuhlsbüttel 
zur Erinnerung an Erich Mühsam. Bürger¬ 
haus Langenhorn, Tangstedter Landstraße 41 
(gegenüber U.-Bahn Langenhorner-Markt), 
19.00 Uhr._ 

Hamburg: „Alle Menschenrechte für alle 
Menschen“, Veranstaltung der Gedenkstät¬ 
te Ernst Thälmann mit Gert Julius, Vorsitzen¬ 
der des Bündnis für Soziale Gerechtigkeit 
und Menschenwürde. Tarpenbekstraße 66, 
Ernst-Thälmann-Platz, Hamburg-Eppendorf, 
19.00 Uhr. 


Dl ★ 4. NOV 


Recklinghausen: „Hintergründe des Krieges 
in der Ukraine“, Diskussionsveranstaltung der 
DKP mit Lothar Geisler. Ladenlokal Kellerstra¬ 
ße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 5. NOV 


Dortmund: „Qualifizierte Ausbildung für alle? 
Fehlanzeige!“ Tina Malguth, Jugendbildungs¬ 
referentin des DGB Dortmund-Hellweg, wird 
den Ausbildungsreport 2014 vorstellen. Ver¬ 
anstalter ist die SDAJ Dortmund. Zentrum 
für Kultur und Politik, Oesterholzstraße 27, 
19.00 Uhr._ 

München: „Demokratie als revolutionäre 
Methode.“ KommTreff, Holzapfelstraße 3, 
19.00 Uhr._ 

Stadtlohn: Mitgliederversammlung der DKP 
im Kreis Borken. Parteiraum, Vredenerstra- 
ße 54 bei Tenbusch, 19.15 Uhr. 


FR ★ 7. NOV 


Oldenburg: „Vom Maidan in den Bürger¬ 
krieg - Die Ukraine am Abgrund.“ Die Jour¬ 
nalistin Susann Witt-Stahl berichtet aus Kiew, 
Charkow, Slawjansk und Donezk. Veranstal¬ 
tung der DKP mit Unterstützung der Partei 
„Die Linke“, Kreisverband Oldenburg. Büro 
der Partei „Die Linke“, Kaiserstraße 19, 
19.30 Uhr._ 

Bielefeld: „Industrie 4.0“, Veranstaltung der 
DKP OWL mit Uwe Fritsch, Betriebsratsvor¬ 
sitzender im VW-Werk in Braunschweig und 


Mitglied des Parteivorstands der DKP. Bürger¬ 
wache am Siegfriedplatz, Rolandstraße 16, 
19.00 Uhr._ 

Regensburg: „Imperialistische Kriegspolitik, 
aktuelle Gefahren, Anforderungen an Par¬ 
tei und Friedensbewegung“, Mitgliederver¬ 
sammlung DKP mit Hans Peter Brenner. Büro 
„Die Linke“, Obermünsterstraße 5,19.00 Uhr. 

München: Infostand der DKP zur Europäi¬ 
schen Bürgerinitiative gegen TTIP Rosenhei- 
merplatz, 16.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 


SA ★ 8 . NOV 


Wuppertal: „Krise der Kunst und marxisti¬ 
scher Kunstbegriff“. Seminar mit Prof. Tho¬ 
mas Metscher und Prof. Richard Sorg, Ham¬ 
burg. Veranstalter: DKP Kulturkommision und 
Marx-Engels-Stiftung. Alte Feuerwache, Gathe 
6,10.30 Uhr bis 17.30 Uhr. 


DO ★ 13. NOV 


Düsseldorf: „25 Jahre Mauerfall - und die 
Folgen“. Öffentliche Mitgliederversammlung 
der DKP Düsseldorf mit Hermann Kopp. Bür¬ 
gerhaus Bilk, Himmelgeisterstraße 107, Raum 
116/117,19.00 Uhr._ 

Essen: „Praktische Kuba-Solidarität vor 
Ort - Freiheit für die Miami 5!“ Öffentliche 
Mitgliederversammlung der Freundschafts¬ 
gesellschaft BRD-Kuba e.V. Gaststätte Linker, 
Oberdorfstraße 34, Nähe Haltestelle Helenen¬ 
straße, 18.00 Uhr. 


SA ★15. NOV 


Saarbrücken: „Nach dem Schlachtenlärm“ - 
Auswirkungen und Folgen des 1. Weltkriegs 
in der Großregion Saarland, Moselle, Luxem¬ 
burg, Wallonien. Veranstaltung der Marx-En- 
gels-Stiftung und Peter-Imandt-Gesellschaft 
mit Beiträgen von Referentlnnen aus allen be¬ 
troffenen Ländern. Stadtgalerie, St. Johanner 
Markt, 10.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 17. NOV 


Minden: „Eine andere Welt ist nötig - Sozi¬ 
alismus als Alternative?“ Veranstaltung der 
DKP Minden mit Heinz Stehr. BÜZ-Mehr- 
zweckraum, Verwaltungsgebäude, 19.30 Uhr. 

Aachen: Infostand der DKP zur Hochschul¬ 
politik, Vor dem Super C Templergraben, 
14.30 Uhr. 


Dl ★ 18. NOV 


Rostock: Roter Stammtisch von DKP und 
SDAJ Rostock zur DDR. Cafe Maya, Wismar- 
sche Straße 21,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 



Jetzt abonnieren und Prämie sichern! L 

°T) 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 18. bis 24. Oktober 


Dienstag 

Es ist eine gute Nachricht für Krimi¬ 
freunde und für Antifaschisten. Wolf gang 
Schorlau arbeitet an einem Roman über 
die Untaten des Nationalsozialistischen 
Untergrunds (NSU). 

Zufall oder nicht. Heute beschäftigt 
man sich beim NSU-Prozess in München 
mit dem Mord an der Polizistin Michele 
Kiesewetter. Die Bundesanwaltschaft ist 
davon überzeugt, dass die NSU-Mitglie¬ 
der sie nur zufällig als Opfer auswählten. 

Und heute veröffentlicht die Stutt¬ 
garter Zeitung (SZ) ein Interview mit 
Schorlau über seinen neuen Krimi. Dort 
sagt er über diesen Mord:„Der Mord an 
der Polizistin Michele Kiesewetter, 2007 
in Heilbronn, ist ein Schlüsselmord im 
NSU-Komplex. Könnte man die Hin¬ 
tergründe dieses Verbrechens aufhellen, 
würden sich viele weitere Fragen klären 
lassen.“ SZ: „Haben Sie Belege für die¬ 
se steile These?“ Schorlau: „Bei meinen 
Recherchen hat mir ein erfahrener Kri¬ 
minalbeamter gesagt: Bei jeder Ermitt¬ 
lung kannst du auf einen Zufall stoßen. 
Bei zwei Zufällen musst du misstrau¬ 
isch werden: könnte zwar sein, ist aber 
unwahrscheinlich. Doch drei Zufälle: 
kann nicht sein. Und jetzt der sogenann¬ 
te NSU-Mord in Heilbronn. Da kommen 
so viele Zufälle zusammen, dass ich aus- 
holen müsste ..." SZ: „Nur zu!“ Schor¬ 
lau: „Zufall 1: Die beiden Mörder aus 
Thüringen, genauer: aus der Provinz um 
Saalfeld-Rudolstadt, fahren aus Hass auf 
den Staat ziellos durch Deutschland, um 
einen Polizistenmord zu begehen, wie die 
Bundesanwaltschaft in ihrer Münchner 
Klageschrift schreibt. Die Mörder ma¬ 
chen zufällig Halt in Heilbronn und 
treffen auf der Theresienwiese zwei Po¬ 
lizisten in der Mittagspause, darunter das 
Mordopfer Michele Kiesewetter, die aus 
der gleichen Ecke der gleichen Provinz 
stammt. Zufall 2: Der Vorgesetzte von 
Kiesewetter gehört dem rechtsradikalen 
Ku-Klux-Klan an, der über V-Leute ver¬ 
bunden ist mit dem NSU-Komplex. Zu¬ 
fall 3: Ein Mitglied des US-Geheimdiens- 
tes befindet sich zur Tatzeit in der Nähe 
des Tatorts und wird wegen zu schnellen 
Fahrens geblitzt - ich vermute, dass es 
im NSU-Komplex auch Verbindungen 
zu anderen Geheimdiensten gibt. Zufall 
4: Ebenfalls in der Nähe befindet sich ein 
Mitglied des Verfassungsschutzes von 


Baden-Württemberg. Zufall 5: Ein Zeuge 
aus der rechten Szene kommt, sechs Jah¬ 
re später, am Morgen vor seiner Verneh¬ 
mung unter mysteriösen Umständen ums 
Leben. Er verbrennt im Auto, das man 
auf dem Stuttgarter Wasen findet, angeb¬ 
lich Selbstmord. Von den verunreinigten 
Wattebäuschen, dieser in die Irreführen¬ 
den, die Ermittlungen um zwei Jahre ver¬ 
zögernden Panne will ich jetzt gar nicht 
reden ... “ SZ:„Alles, was Sie aufgelistet 
haben, ist belegt?“ Schorlau: „Alles. Es 
sind einfach ein paar Zufälle zu viel in 
Heilbronn zusammengekommen.“ 

Mittwoch 

Die USA werfen bekanntlich Waffen über 
Kobane ab, um die kurdischen Kämpfer 
gegen den „Islamischen Staat“ (IS) zu un¬ 
terstützen. „Arms For Free“ könnte man 
das Programm nennen. 

Beim Abwurf fehlt es anscheinend 
an Zielgenauigkeit. Im Internet brüstet 
sich der IS höhnisch damit, dass einzelne 
„Lieferungen“ auf seinem Gebiet nieder¬ 
gegangen sind. 

Die Nutzung der fehlgeleiteten Waf¬ 
fen sollte kein Problem sein. US-Waffen 
sind das tägliche Handwerkszeug der US- 
Kämpfer. Genau die haben sie ja einst zu¬ 
hauf- auf welchen Wegen auch immer - 
erhalten, damit sie in Syrien einfallen. 
Auch damals hieß es (wahrscheinlich) 
„Arms For Free“. 

Einschränkend wäre zu sagen. Be¬ 
zahlt wurden die Waffen sehr wohl: von 
den US-amerikanischen Steuerzahlen an 
die US-Rüstungskonzerne. 

Donnerstag 

Beim US-Tabak-Konzern Camel wusste 
man immer, dass man ein hochgefährli¬ 
ches Suchtmittel herstellt. Nur zugegeben 
hat man das ungern. Auch deswegen gal¬ 
ten großzügige Raucherregelungen für die 
Mitarbeiter. Damit ist Schluss. Auf dem 
gesamten Firmengelände darf nicht mehr 
geraucht werden. 

Da lob‘ ich mir die deutschen Bier¬ 
brauer. Dort gibt es immer noch den 
Haustrunk für die Mitarbeiter und die 
beliebten Führungen mit anschließendem 
Umtrunk. Gegen Ende wird allerdings da¬ 
raufhingewiesen, doch weiterhin die Toi¬ 
letten zu benutzen und nicht die Vorgärten 
der Nachbarn. 

Sucht hat eben viele Facetten. 

Adi Reiher 


Das „Lüchow-Dannenberg- 
Sy ndrom“ 


Revierderby zwischen Lüdenscheid- 
Nord (BVB) und Herne-West (Schal¬ 
ke): Nach dem 2:0 der Borussen zün¬ 
den einige Schalker Leuchtfackeln und 
schwenken damit - der Kommentator 
spricht von Krawallen und sagt: „Lie¬ 
be Kinder, das sind die Verantwortli¬ 
chen, wenn es keine Stehplätze mehr 
gibt, wenn ihr groß seid.“ Oder die Ran¬ 
dale der Dresdener in Dortmund oder 
der Frankfurter, oder ... oder ... oder 
... Aber wie steht es wirklich um das 
„noch nicht gekannte Ausmaß“ (Polizei 
Hamburg) der Fußballgewalt? 

Laut offiziellen Angaben stiegen 
die Strafverfahren pro Spiel von 3,8 
(2001) auf 7,9 (2011). Dazu sind die Ar¬ 
beitsstunden lokaler Polizeistellen seit 
2001 um 65 Prozent und die der Bun¬ 
despolizei sogar um 155 Prozent ange¬ 
stiegen - logische Folge zunehmender 
Gewalt oder gibt es einen anderen Zu¬ 
sammenhang? 

Zu erklären sind diese Steigerungen 
nicht durch eine Gewaltzunahme, son¬ 
dern durch die WM 2006 in der BRD: 
Man wollte mehr Polizisten, auch fuß¬ 
ballunerfahrene, in den Stadien einset- 
zen, um einen reibungslosen Ablauf 
zu gewährleisten und das Motto „Zu 
Gast bei Freunden“ nicht zu gefährden. 
Diese zusätzlich eingesetzten Polizisten 
führten jedoch laut dem Bochumer 
Kriminologen Feltes zum sogenann¬ 
ten „Lüchow-Dannenberg-Syndrom“ - 
dem Phänomen steigender Strafverfah¬ 
ren bei steigender Polizeizahl. Nach¬ 
dem diese Polizisten hauptsächlich im 


normalen Dienst eingesetzt wurden, 
stiegen die von ihnen registrierten Ver¬ 
dachtsfälle an. Kriminalstatistiken hän¬ 
gen laut Feltes, „davon ab, wer etwas 
wie intensiv beobachtet und anzeigt 
oder registriert.“ Diese Vorbereitung 
auf die WM führte u. a. dazu, dass von 
der Saison 03/04 auf die darauffolgen¬ 
de Spielzeit die Zahl der Strafverfahren 
von 3 409 auf 4 711 hochschnellte. „Die 
(...) Zunahme um ein Drittel entsprach 
genau den um ein Drittel gesteigerten 
Arbeitsstunden der Polizei. Lüchow- 
Dannenberg hatte die Stadien erreicht.“ 
(Christoph Biermann) 

Dabei sind diese Zahlen, selbst 
wenn sie für bare Münze genommen 
werden, nur bedingt aussagekräftig, da 
nur etwa 30 Prozent aller Anzeigen im 
Fußball zu Verurteilungen führen - da¬ 
für in der Regel zu Stadionverboten. 

Zusammenfassend kann man also 
von einem „System der Eskalation“ 
(Biermann) sprechen: Mehr Polizisten 
mit keiner Ahnung von Fußball nah¬ 
men mehr Straftaten wahr, die Anzahl 
der eingesetzten planlosen Polizisten 
wurde erneut erhöht, was zu einem zu¬ 
nehmend polizeikritischen Bewusstsein 
bei Teilen der Fanszene führte. Wer im¬ 
mer noch von einer noch nie dagewe¬ 
senen Gewalt in Stadien schwadroniert, 
dem sei ein Rückblick in die 80er/90er 
empfohlen: Nach heutigen Maßstäben 
hätte man damals vor dem drohenden 
Weltuntergang warnen müssen. Und 
wir leben immer noch. 

Maurice Böse 


Gold von der AfD 



Die Alternative für Deutschland (AfD) will mit dem Verkauf von Goldbarren und -münzen ihre Parteifinanzen aufbessern 
und hofft auf diesem Wege, zwei Millionen Euro einzunehmen. Bislang wurden nach Angaben der Partei rund 1,2 Millionen 
Euro eingenommen. Hintergrund für die Aktion: Parteien können laut Gesetz nur dann die volle Höhe der Wahlkampfkos¬ 
tenerstattung vom Staat erhalten, wenn sie eine annähernd gleich große Summe aus Spenden und Mitgliedsbeiträgen 
vorweisen. Würde die AfD zwei Millionen durch den Goldhandel erzielen, könnte sie so maximal fünf Millionen für das Jahr 
2014 aus der staatlichen Parteienfinanzierung bekommen. 

Eine der fünf Münzen, die von der eurokritischen Partei seit Anfang Oktober in ihrem Online-Shop verkauft werden, war 
nach Angaben der AfD nach zwei Tagen bereits ausverkauft. Die Partei habe in den ersten 48 Stunden bereits Gold für 
mehr als 210 000 Euro verkauft. 


Halbmond-Zwang 

Von Volker Bräutigam 


Bundesinnenminister Thomas de Mai¬ 
ziere und seine Länderkollegen haben 
beschlossen, „gewaltbereiten Islamis¬ 
ten“ den Personalausweis zu entzie¬ 
hen, um sie, wie dpa berichtet, „an der 
Ausreise in den Dschihad nach Syrien 
oder den Irak“ zu hindern. Dem fragli¬ 
chen Personenkreis werde ein Ersatz¬ 
dokument ausgestellt. Ein Muster hatte 
der Minister schon für die TV-Kameras 
dabei. Ein Vermerk auf dem Ausweis 
verbiete dem Inhaber das Verlassen der 
Bundesrepublik Deutschland bzw. die 
heimliche Wiedereinreise. 

Rechtsstaatliche Bedenken, das 
Projekt kollidiere u.a. mit dem Grund¬ 
satz der Unschulds Vermutung, wurden 
in dem erlauchten Polizeiministerkreis 
vermutlich damit abgetan, dass die 
Betroffenen ja Rechtsmittel einlegen 
könnten. Die Minister dürften zwar 
gemerkt haben, dass damit eine unzu¬ 
lässige Beweislastumkehr stattfände, 
weil die Kläger gegebenenfalls bewei¬ 
sen müssten, dass sie nicht gewaltbereit 
sind. Aber Verfassungsminister können 
das Grundgesetz nicht immer unterm 
Arm tragen - und im Kopf schon gar 
nicht, aus Platzmangel. 

Es sei mir immerhin gestattet, auf 
Schwächen des Beschlusses hinzuwei¬ 
sen und Verbesserungsvorschläge zu 
unterbreiten. Da sich mittels geheim¬ 
dienstlicher Überwachung und will¬ 
kürlicher Polizeikontrollen nicht si¬ 
cherstellen lässt, dass der anvisierte 
Personenkreis den Ersatzausweis mit 
sich führt und an der Grenze gegebe¬ 
nenfalls auch unaufgefordert vorlegt, 
sollten die Gewaltbereiten zwangswei¬ 
se einen gelben Halbmond mit der Auf¬ 
schrift „Islamist“ gut sichtbar auf Brust 
und Rücken ihres Kaftans tragen (oder 
sonstiger Klamotten, die der perfekt in¬ 
formierte Deutsche und sein Büttel an 
solchen Leuten kennen). Rechtliche 
Grundlagen und Durchführungsbe¬ 
stimmungen bräuchte man nicht erst zu 
entwickeln, sie könnten von Archivvor¬ 
lagen abgeschrieben werden (Stichwort 
„Judenstern“). 

Die polizeiministerielle Abspra¬ 
che weist noch ein kleines Manko auf: 
Es fehlt die Rechtsgrundlage. Was soll 
mit den „Gewaltbereiten“ geschehen, 
die sich durch die Grenzkontrollen zu 
mogeln versuchen? Im Strafgesetzbuch 
gibt es weder den Tatbestand „Gewalt¬ 
bereitschaft“ noch den zugehörigen 
Strafrahmen. Mit dem saftbayerischen 
Motto „gor net ingnorier‘n“ kommt 
man diesen Hemmnissen aber sicher¬ 
lich bei. Es empfiehlt sich das Vorbild 
„kurzer Prozess“, ein ebenfalls archiva¬ 
risch gesicherter Teil der deutschen Jus¬ 
tizgeschichte. Er enthöbe die Staatsan¬ 
waltschaften der Pflicht, den Vorwurf 


der „Gewaltbereitschaft“ zu substan¬ 
tiieren, Beweis zu führen und eine ver¬ 
hältnisgemäße Strafe zu fordern. 

Auf Verfassungskonformität der 
polizeiministeriellen Absprache zu 
beharren ist jedenfalls nicht sonder¬ 


ten SchwarzRotGrünen Hyperkoaliti¬ 
on bauen. 

Dass der Minister im Braunhemd 
aufgetreten sei ist ein Gerücht, auch 
dass er einen Herrenausstatter um 
farbliche Ergänzung seiner Garderobe 
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„Diese Ausländer sehen sowieso alle gleich aus.“ 


lieh zielführend. Der wiederholte Hin¬ 
weis auf die Kopfabschneiderei der IS- 
Terroristen und entsprechende Medi¬ 
enbelege sollten als Begründung für 
unumgängliche innenpolitische Ab¬ 
wehrmaßnahmen wie das hier ange¬ 
kündigte Reiseverbot genügen. Wei¬ 
tere Akzeptanzstrategien sind ange¬ 
sichts der pflichtbewussten Vorarbeit 
unserer Zwangsgebührensender und 
Konzernmedien nicht vonnöten. Mi¬ 
nister de Maiziere kann bei der flotten 
Umsetzung des Projekts auf Verständ¬ 
nis und Mitwirkung der homogenisier¬ 


gebeten habe. Es stünde das ja in ekla¬ 
tantem Widerspruch zum Zeitgeist und 
zum gesunden Volksempfinden. 

Mich quält eine Frage: Gelte ich als 
„gewaltbereit“, weil ich mir wünsch¬ 
te, die Herren Verfassungsminister so 
lange am Watschenbaum klingeln zu 
lassen bis ich „halt!“ gesagt habe? Ob¬ 
wohl ich kein Islamist bin, nicht mal 
blasser Lutheraner wie der Clan derer 
v. Maisschober (de Maiziere), sondern 
ein gottverlassener Heide? 
(Textwiedergabe mit freundlichem Einverständnis der 
Politikzeitschrift Ossietzky). 


Der rote Kanal 


Reds - Ein Mann kämpft für 
Gerechtigkeit, USA 1981 

Die Geschichte des US-Kommunisten 
John Reed (Zehn Tage, die die Welt 
erschütterten) erzählt dieser Spielfilm 
von Warren Beatty. Natürlich wird 
Hollywood-typisch psychologisiert; 
trotzdem zeigt der Film in großarti¬ 
gen Bildern halbwegs authentisch die 
frühe Geschichte der Kommunisten 
der USA und vor allem die Oktober¬ 
revolution. 

Leider nur im Sparten-TV. 

Sa., 1.11., 22.25-1.55 Uhr, servus tv 

Die Frau die singt - Incen- 
dies, Kanada 2011 

Nach dem Tod ihrer Mutter fährt Na- 
wal in den Libanon auf der Suche nach 
ihrer unbekannten Familiengeschich¬ 
te. Diese ist geprägt von den Ungeheu¬ 
erlichkeiten des Bürgerkrieges. 

Do., 6.11., 22.25-0.25 Uhr, 3sat 


Ausgedient, D 2014 

Der Krieg holt uns ein. Seit 1990 hat 
die Bundeswehr 50 Auslandseinsätze 
durchgeführt, seit 1999 beteiligt sie 
sich auch militärisch an Auslandsein¬ 
sätzen. Daran haben mehr als 350.000 
Soldaten teilgenommen. Jeder fünfte 
Soldat leidet unter psychischen Pro¬ 
blemen nach einem Auslandseinsatz. 
Do., 6.11., 23.15-0.30 Uhr, wdr 

Für die Liebe noch zu mager?, 

DDR 1974 

Erwachsenwerden im realen Sozialis¬ 
mus und Spaß dabei - Liebe und Herz¬ 
schmerz inklusive. In dem Jugend- und 
Musikfilm sind unter anderem Titel 
vom Illes-Ensemble mit Zsuzsa Koncz 
und die Klaus Renft Combo zu hören. 
Do., 6. n., 23.45-1.15 Uhr, mdr 













